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Anhang : 

das  Mietvertungsformular  des  Düsseldorfer  Haus-  und  Grund- 
besitzervereins. 


I.  Einleitung. 


Der  dritte  Titel  des  Rechts  der  Schuldverhältnisse  des 
B.  G.  B.  befaßt  sich  in  den  §§  535 — 580  eingehend  mit 
der  Regelung  des  deutschen  Mietrechts.  Der  Gesetzgeber 
hat  dabei  das  Mietverhältnis  in  der  Art  gestaltet,  daß  Lasten 
und  Rechte  aus  dem  Mietverträge  gleichmäßig  zwischen 
Vermieter  und  Mieter  verteilt  sind,  jedoch  grundsätzlich, 
ohne  dieser  Regelung  eine  zwingende  Natur  zu  geben. 
Es  gilt  vielmehr  auch  hier,  wie  überall  im  Recht  der  Schuld- 
verhältnisse das  Prinzip  der  Vertragsfreiheit,  m.  a.  W.  die 
angezogenen  gesetzlichen  Bestimmungen  treten  grund- 
sätzlich hinter  eine  eventuelle  anderweitige  vertragliche 
Regelung  des  Mietverhältnisses  zurück;  die  Parteien  sind 
an  die  gesetzlichen  Richtlinien  mit  Ausnahme  einzelner 
nicht  gehalten,  können  vielmehr  dem  Mietvertrag  unter 
Wahrung  der  typischen  Vertragsart  einen  beliebigen  In- 
halt geben. 

Bei  dieser  Sachlage  nimmt  es  nicht  Wunder,  daß  sich 
die  Vertragswillkür  auch  in  einem  hohen  Maße  der  Regel- 
ung des  Mietverhältnisses  bemächtigt.  Insbesondere  bildet 
die  vertragliche  Gestaltung  des  Rechts  der  Wohnungsmiete 
einen  Gegenstand  lebhafter  Erörterungen  zwischen  den 
beteiligten  Parteien.  Der  Streit  der  Vermieter  und  Mieter 
gipfelt  dabei  in  einem  Für  und  Gegen  den  sogenannten 
Mietvertrag  der  Vermietervereine:  Die  Vermieter  haben 
sich  nämlich  zur  besseren  Wahrung  ihrer  Interessen  schon 
früh  in  örtlichen  Vermietervereinen  zusammengeschlossen, 
deren  erste  Tätigkeit  es  war,  einen  Vertrag  zu  schaffen, 
der  unter  Beachtung  der  örtlichen  Verhältnisse  allgemein 
die  Interessen  der  Vermieter  außerordentlich  weitgehend 
berücksichtigte,  während  er  andererseits  die  gesetzlichen 
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Rechte  des  Mieters  wesentlich  beschnitt.*)  Dieser  Ver- 
tragstyp — in  Form  eines  Mietbüchleins  oder  Druckformulars 
niedergelegt  und  von  den  Vermietervereinen  seinen  Mit- 
gliedern zur  Verwendung  beim  Abschluß  von  Mietverträgen 
empfohlen  — gelangte  dank  der  vortrefflichen  Organisation 
der  Vermieter  und  dem  mangelhaften  Zusammenschluß  der 
Mieter  schon  bald  zu  einer  derartigen  Verbreitung,  daß  er 
die  Grundlage  einer  weit  überwiegenden  Mehrzahl  der 
Mietverhältnisse  bildete. 

Neuerdings  hat  sich  diese  Sachlage  etwas  verschoben, 
namentlich  hat  in  jüngerer  Zeit  eine  eifrige  Agitation  seitens 
der  Mieter  gegen  die  Verwendung  der  genannten  For- 
mulare eingesetzt.  In  vielen  Städten,  so  z.  B.  Heidelberg, 
Frankfurt  a.  Main  u.  a.  haben  sich  auch  ihrerseits  die 
Mieter  in  Mietervereinen  zusammengeschlossen,  um  auf 
diesem  Wege  die  Herrschaft  der  Vertragsformuiare  der 
Vermietervereine  zu  stürzen.  Partei  für  die  Mieter  haben 
ferner  die  sogenannten  „gemeinnützigen  Vereine“  und 
„sozialen  Baugesellschaften“  durch  Aufstellung  gemäßigter 
Formulare  genommen,  so  z.  B.  in  Heidelberg.  In  jüngster 
Zeit  ist  dann  endlich  noch  eine  umfangreiche  Kampf- 
broschüre, „Groß-Berliner  Mietverträge“  betitelt,  von  Dr. 
Paul  Eltzbacher,  Prof,  der  Rechte  an  der  Handels-Hoch- 
Schule-Berlin,  Berlin  1913,  erschienen,  in  der  die  Formulare 
der  Berliner  Vermietervereine  als  wucherisch  einer  scharfen 
Kritik  unterzogen  werden,  und  eine  gründliche  Änderung 
der  heutigen  Zustände  verlangt  wird. 

Die  Bemühungen  der  Mieter  und  ihres  Anhanges  sind 
denn  auch,  wie  schon  angedeutet,  nicht  ohne  Erfolg  ge- 
blieben, was  aus  der  Tatsache  erhellt,  daß  an  manchen 
Orten,  so  z.  B.  Heidelberg  ein  Vertragsformular  durch 
Vereinbarung  zwischen  dem  Haus-  und  Grundbesitzer- 
verein und  dem  Mieterverein  festgestellt  worden  ist,  in 
dem  die  Rechte  und  Pflichten  der  Parteien  gleichmäßig  ver- 
teilt sind. 

Trotz  alledem  ist  die  Verwendung  der  Mietvertrags- 
formulare der  Haus-  und  Grundbesitzervereine  auch  heute 
noch  eine  außerordentlich  starke.  Man  kann  ohne  Über- 
treibung sagen,  daß  sie  auch  heute  noch,  d.  h.  zur  Zeit 
der  Fertigstellung  der  vorliegenden  Monographie  (Frühjahr 
1914)  trotz  der  immer  stärker  werdenden  Anfeindungen 
für  die  Mehrzahl  der  Mietverträge  grundlegend  sind. 

Im  Hinblick  auf  das  Interesse,  das  angesichts  dieser 

*)  Im  Anfang  ist  als  Typ  der  heute  gebräuchlichen  Mietvertrags- 
formulare der  Vermietervereine  dasjenige  des  Düsseldorfer  Haus-  und 
Grundbesitzervereins  zum  Abdruck  gebracht. 


— 3 


Sachlage  heute  in  steigendem  Maße  den  Formularen  der 
Vermietervereine  entgegengebracht  wird,  hat  der  Ver- 
fasser dieses  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht, 

das  deutsche  Wohnungsmietrecht  nach  den  Ver- 
tragsformularen der  Vermietervereinen  darzu- 
stellen. 

Er  hat  zu  diesem  Zwecke  die  in  den  wichtigsten 
deutschen  Städten,  darunter  die  in  sämtlichen  Großstädten 
gebräuchlichen  Mietvertragsformulare  der  Vermietervereine, 
insgesamt  über  60  Stück  einem  eingehenden  Studium  und 
Bearbeitung  unterzogen  und  einschlägige  Fragen,  wo  es 
nötig  schien,  mit  Fachmännern  besprochen.  Von  einer  be- 
sonderen Behandlung  der  in  manchen  Städten,  so  Düssel- 
dorf, Breslau,  Berlin,  Frankfurt  a.  M.  u.  a.  neben  den  ge- 
wöhnlichen Wohnungsmietverträgen  bestehenden  Klein- 
wohnungsmietverträge hat  der  Verfasser  dabei  mit  Rück- 
sicht darauf  Abstand  genommen,  daß  dieser  Typ,  an  Hand 
der  an  gleicher  Stelle  üblichen  gewöhnlichen  Wohnungs- 
mietverträge in  Auszugsform  verfaßt,  von  unwesentlichen 
Aenderungen  abgesehen  dieselben  Bestimmungen  enthält, 
wie  sein  Vorbild,  nur  in  erheblich  knapperer,  kürzerer 
Form. 
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II.  Abhandlung. 


§ i. 

Begriff  des  Mietvertrages, 

Der  Begriff  des  Wohnungsmietvertrages  ist  den  Be- 
stimmungen der  §§  535  ff.  B.  G.  B.  zu  entnehmen.  Hier- 
nach ist  der  Wohnungsmietvertrag  ein  Vertrag,  durch  den 
sich  der  Vermieter  zur  Gewährung  des  Gebrauchs  eines 
oder  mehrerer  Wohnräume  während  der  Mietzeit  ver- 
pflichtet, der  Mieter  seinerseits  zu  einer  Gegenleistung 
irgendwelcher  Art.  Der  Vermieter  übernimmt  also  durch 
den  Abschluß  des  Wohnungsmietvertrages  die  obligatorische 
Verpflichtung,  dem  Mieter  den  Gebrauch  der  vermieteten 
Wohnung  zu  gewähren,  d.  h.  dafür  zu  sorgen,  daß  sie  für 
seinen  tatsächlichen  Gebrauch  bereit  steht.  Der  Umfang 
des  seitens  des  Vermieters  zu  gewährenden  Gebrauchs 
kann  dabei  naturgemäß  in  den  einzelnen  Fällen  ein  sehr 
verschiedener  sein  (vergl.  unten  § 5).  — Der  Mieter  seiner- 
seits ist  zur  Bewirkung  einer  Gegenleistung  beliebiger  Art 
verpflichtet.  Essential  ist  weiterhin  dem  Mietverträge  die 
Beschränkung  auf  Zeit. 


§ 2. 

Gegenstand  des  Wohnungsmietvertrages, 

Wie  schon  der  Name  des  Wohnungsmietvertrages  ver- 
rät, ist  Gegenstand  der  Miete,  bezw.  korrekter  der  Ge- 
brauchsgewährung allgemein  eine  Wohnung,  ein  Begriff, 
quantitativ  wie  qualitativ  allerdings  im  einzelnen  Falle 
durchaus  unterschiedlich,  wie  dies  ein  Blick  auf  die  ersten 
Seiten,  bezw.  Paragraphen  der  Mietverträge  zeigt. 

Als  Gegenstand  der  Miete  werden  dort  in  bunter 
Reihe  angeführt:  Parterre-,  Etagen-,  Stock-,  Mansarden- 
wohnungen, Wohnungen  des  Vorder-,  Seiten-,  Hinter-, 
Anbau-  und  Gartenhauses,  Wohnungen  Straßen-  und  Woh- 
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nungen  garienwärts,  Wohnungen  aus  einem  und  solche 
aus  mehreren  Räumen,  Wohnungen  mit  Garten  und  Bleiche 
und  ohne  dieselben,  endlich  Wohnungen  mit  und  Woh- 
nungen ohne  Nebenräume,  als  da  sind:  Baderaum,  Küche, 
Waschküche,  Vorraum,  Trockenboden,  Kellerraum  und 
Bodenzimmer. 


§ 3. 

Abschluß  des  Vertrages, 

1.  Die  Vertragsparteien  und  ihre  Vertretung, 

Zu  Eingang  ihrer  Bestimmungen  befassen  sich  die 
Mietvertragsformulare  allgemein  mit  der  Person  der  Miet- 
parteien. Dies  ist  jedoch  nicht  dahin  zu  verstehen,  daß 
nun  etwa  die  subjektiven  Voraussetzungen  zum  rechts- 
wirksamen Abschlüsse  eines  Wohnungsmietvertrages  auf 
Seiten  der  Vertragsparteien  zum  Gegenstand  der  Erörte- 
rungen gemacht  werden.  Dieser  Punkt  wird  vielmehr, 
zweifellos  im  Hinblick  auf  die  hiermit  in  Bezug  genom- 
menen zwingenden  gesetzlichen  Bestimmungen  der  §§  104 
ff.  B.  G.  B.,  nicht  berührt.  Dagegen  wird . die  Frage  der 
Rechtsstellung  mehrerer  Mieter,  namentlich  der  Ehegatten, 
sowie  die  der  Vertretung  der  Vertragsparteien  zum  Teil 
recht  eingehend  behandelt. 

Nicht  vorgesehen  ist  in  den  Vordrucken  der  allerdings 
ja  auch  wohl  seltenere  Fall,  daß  mehrere  Personen  als 
Vermieter  auftreten.  Demnach  greift  in  diesem  Punkte 
die  gesetzliche  Regelung  in  vollem  Umfange  durch:  Die 
mehreren  Vermieter  haften  für  die  Gewährung  des  Miet- 
gebrauches als  Gesamtschuldner.  (§  431  B.  G.  B.).  — Die 
Rechte  aus  dem  Mietverträge  stehen  ihnen  gleichfalls  ge- 
meinsam zu.  — Eine  Abmahnung,  bezw.  Kündigung  gemäß 
§§  550,  553  B.  G.  B.  kann  nur  gemeinsam  von  allen  Ver- 
mietern erfolgen,  da  eine  Kündigung  der  Minderheit  mit 
Rücksicht  auf  die  Unteilbarkeit  der  Gebrauchsgewährung 
und  der  Rückgabepflicht  nichtig  ist.  (So  auch  Mittelstein 
a.  a.  0.  S.  62,  Immerwahr  S.  79 — 80,  Arnold  S.  137, 
Brückner  S.  225,  Niendorff  S.  327  bezügl.  der  Kündigung 
ebenso,  jedoch  a.  A.  bezügl.  der  Abmahnung,  S.  226,  da 
es  sich  bei  letzterer  nicht  um  Ausübung  eines  Vermieter- 
rechts handele,  sondern  darum,  gden  Mieter  auf  die  Ver- 
tragswidrigkeit aufmerksam  zu  machen.  Dieses  Argument 
schlägt  jedoch  m.  E.  deshalb  nicht  durch,  weil  die  Ab- 
mahnung die  notwendige  Voraussetzung  der  unstreitig 
von  allen  Vermietern  anzustellenden  Unterlassungsklage 
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ist,  und  eine  besondere  Behandlung  derselben,  eben  mit 
Rücksicht  auf  diese  ihre  Bedeutung,  zum  mindesten  etwas 
Gekünsteltes  hat.)  — Ferner  steht  der  Mietzins  den  meh- 
reren Vermietern  gemeinsam  zu,  jedoch  kann  gemäß  § 432 
B.  G.  B.  jeder  Einzelne  von  ihnen  Zahlung  an  alle  fordern.  — 
Arglistiges  Verhalten  eines  Mitvermieters  endlich  kann 
vom  Mieter  auch  den  anderen  Vermietern  gegenüber 
geltend  gemacht  werden.  Eine  Anfechtung  braucht  dabei 
nur  einem  Vermieter  gegenüber  erklärt  zu  werden,  (vergl. 
im  übrigen  hierzu  die  oben  angezogene  Literatur). 

Treten  mehrere  Personen  als  Mieter  auf,  so  haften 
sie  nach  der  gesetzlichen  Regelung  für  den  vertrags- 
mässigen  Gebrauch,  sowie  die  Rückgabe  der  Wohnung 
als  Gesamtschuldner.  (§  431  B.  G.  B.).  — Mißbrauch  der 
Wohnung  durch  einen  Mieter  berechtigt  den  Vermieter, 
die  Wohnung  zu  kündigen  und  zwar  mit  Wirkung  gegen 
alle,  (so  auch  Staudinger  zu  § 550  B.  G.  B.,  Mittelstein  S.  62). 
Eine  Kündigung  nur  dem  gegen  den  Vertrag  verstoßenden 
Mieter  gegenüber  ist  nicht  zulässig,  (vergl.  Mittelstein 
a.  a.  0.  S.  62  und  im  Recht  10,  273).  Der  Vermieter 
kann  vielmehr  nur  sämtlichen  Mietern  gegenüber  gemäß 
§ 550  B.  G.  B.  abmahnen  oder  gemäß  § 553  B.  G.  B. 
kündigen.  (So  auch  die  herrschende  Ansicht;  a.  A.  Nien- 
dorff  S.  226  bezügl.  der  Abmahnung,  im  übrigen  vergl. 
hierzu  die  oben  niedergelegte  Ansicht  des  Verfassers  über 
die  verschiedene  Behandlung  von  Abmahnung  und  Unter- 
lassungsklage). — Zur  Zahlung  des  Mietzinses  sind  die 
Mieter  im  Zweifel  als  Gesamtschuldner  verpachtet.  (§  427 
B.  G.  B.)  — Die  von  den  mehreren  Mietern  einge- 

brachten  Sachen  unterliegen,  gleichgültig,  ob  sie  nur  einem 
Mieter  allein  gehören  oder  nicht,  dem  gesetzlichen  Pfand- 
recht des  Vermieters,  da  die  eingebrachten  Sachen  eines 
jeden  Mieters  haften.  — Berechtigt  sind  die  mehreren 
Mieter  aus  dem  Mietverhältnisse  als  Gesamtgläubiger  ge- 
mäß § 432  B.  G.  B.,  insbesondere  ist  eine  Kündigung  nur 
gemeinsam  von  allen  zulässig.  Dabei  ist  eine  Versetzung 
eines  beamteten  Mitmieters  und  der  Tod  eines  Kontra- 
henten kein  Grund  zur  vorzeitigen  Kündigung  des  Miet- 
verhältnisses. 

Mieten  Ehegatten  gemeinsam,  so  stehen  sie 
grundsätzlich  dem  Vermieter  nicht  anders  gegenüber,  als 
andere  gemeinschaftlich  mietende  Personen,  (so  auch  Nien- 
dorff  S.  53  § 11  Nr.  7,  Mittelstein  a.  a.  O.  S.  75  und  im 
Recht  10,  270).  Es  gilt  also  auch  für  sie  alles  das,  was 
oben  bezügl.  der  Mehrheit  anderer  Personen  gesagt  ist. 
Insbesondere  sei  noch  hervorgehoben,  daß  der  Ehefrau  ein 
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Kündigungsrecht  nicht  zusteht,  wenn  der  Ehemann  stirbt. 
Anders  liegt  die  Sache  m.  E.f  wenn  der  beamtete  Ehe- 
mann der  mitmietenden  Ehefrau  versetzt  wird.  In  diesem 
Falle  wird  der  Ehefrau  ein  Recht,  die  Wohnung  ebenfalls 
gemäß  § 570  B.  G.  B.  zu  kündigen,  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  zuzusprechen  sein;  denn  die  Ehefrau  hat  die 
Wohnung  doch  nur  zur  gemeinschaftlichen  Benutzung  mit 
ihrem  Ehemanne  gemietet,  sie  ist  verpflichtet,  dem  Ehemanne 
gemäß  § 1353  B.  G.  B.  an  seinen  neuen  Wohnsitz  zu 
folgen.  Sie  nun  an  die  Wohnung  zu  binden,  wo  der  Ehe- 
mann versetzt  ist,  wäre  eine  nicht  zu  verkennende  Unbil- 
ligkeit. (So  auch  Brückner  S.  134,  Staudiger  zu  § 570  II. 

4.  Enneccerus  § 354  Nr.  16,  Mittelstein  S.  464.  a.  A. 
Planck  zu  § 570,6). 

Diese  gesetzliche  Regelung  der  Rechtsstellung  mehrerer 
Mieter  ist  von  den  Vertragsformularen  zum  wesent- 
lichen Teile  unterstrichen,  wobei  als  interessante  Erschei- 
nung zu  Tage  tritt,  daß  der  Vermieter  nur  äußerst  ungern 
und  selten  mit  einem  Ehegatten  allein  kontrahiert.  Die 
Regel  ist  vielmehr  die,  daß  Eheleuten  eine  Mietwohnung 
nur  gemeinschaftlich,  zum  Teil  unter  besonderer  Betonung 
ihrer  gesamtschuldnerischen  Verpflichtung  vermietet  wird. 
Hervorzuheben  ist  ferner  noch,  daß  die  gesetzliche  Re- 
gelung über  Wirkung  von  Erklärungen  des  einen  von 
mehreren  Mietern  durchweg  dahin  erweitert  ist,  daß  die 
Erklärung  eines  von  mehreren  Mietern  zugleich  auch  für 
die  anderen  gelten  soll.  (z.  B.  F.  23  § 13 ; 42  § 14).  Im 
übrigen  ist  auch  das  Kündigungsrecht  der  Ehefrau  nach 
§ 570  B.  G.  B.  vielfach  durch  anderweitige  vertragliche 
Abmachung  gegenstandslos  gemacht,  bezw.  abgeändert. 
(Vergl.  hierzu  unten  § 10  Ziff.  2,  d,  cc.) 

Ein  lebhafter  Streit  hat  sich  nun  in  der  Praxis  darüber 
erhoben,  welche  Bedeutung  der  bloßen  Mitunterzeich- 
nung des  Mietvertragsformulars  durch  die  Ehefrau  bei- 
zumessen sei,  ob  durch  sie  die  Ehefrau  selbst  Mieterin 
werde  (so  Dellevie  S.  10  ff.,  Brückner  S.  44  IIL,  Arnold 

5.  127,  Anm,  2 u.  a.)  oder  nur  akzessorische  Pflichten 
übernähme,  z.  B.  Bürgschaft  (Franke  a.  a.  O.  S.  982,  Beer 
S.  65)  oder  Haftung  (Reichel  S.  288,  Staudinger  zu  § 435 
B.  G.  B.  Anm.  3 u.  a.). 

M.  E.  ist  die  Rechtslage  die : Unterzeichnet  die  Ehe- 
frau den  Mietvertrag,  der  im  Kopfe  den  Ehemann  als 
Mieter  aufführt,  so  geht  daraus  hervor,  daß  sie  grund- 
sätzlich keine  Rechte  aus  dem  Mietverträge,  sondern  nur 
Pflichten  haben  soll.  Inwieweit  und  welcher  Art  diese 
Verpflichtung  sein  soll,  richtet  sich  natürlich  endgültig  nach 
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den  Umständen  des  einzelnen  Falles.  Das  Nächstliegende 
und  Regelmäßige  ist  jedoch  das,  daß  die  Ehefrau  durch 
die  Mitunterzeichnung  des  Vertrages  die  Haftung  für  die 
Verpflichtungen  des  Ehemannes  aus  dem  Vertrage  mit- 
übernehmen will  und  auch  übernimmt.  (So  auch  Reichel 
S.  288,  Mittelstein  S.  77).  Zur  Übernahme  einer  derartigen 
Verpflichtung  genügt  auch  die  bloße  Unterschrift,  da  es 
sich  um  eine  dem  Formerfordernis  des  § 766  B.  G.  B. 
nicht  unterliegende,  sogenannte  kumulative  Schuldüber- 
nahme handelt,  (vergl.  hierzü  R.  G.  71  S.  118;  78,  38). 
Hat  die  mitunterzeichnende  Ehefrau  demnächst  regelmäßig 
einerseits  zwar,  andererseits  aber  auch  nur  für  die  Ver- 
pflichtung des  Ehemannes,  des  Mieters,  einzustehen,  so 
kann  sie  folgerichtig  m.  E.  bei  bloßer  Mitunterzeichnung 
des  Vertrages  regelmäßig  auch  nicht  als  „Mieter"  im  Sinne 
des  § 595  B.  G.  B.  gelten.  Ihre  eingebrachten  Sachen 
unterliegen  daher  regelmäßig  auch  nicht  dem  gesetzlichen 
Pfandrecht  des  Vermieters,  (so  auch  Niendorff  S.  54; 
a.  A.:  Mittelstein  S.  77.,  Reichel  S.  288  u.  437). 

Was  endlich  die  Vertretung  der  Vertragsschlie- 
ßenden anbetrifft,  so  ist  eine  solche  nach  den  Vertrags- 
formularen im  Umfange  des  Vertragsinhalts  allgemein  zu- 
lässig und  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Ver- 
tretung zu  beurteilen.  Im  vollen  Umpfange  gilt  dieser  Satz 
allerdings  in  der  Praxis  nur  für  den  Vermieter.  Hin- 
sichtlich der  Person  des  Mieters  bestehen  dagegen  einer 
Reihe  von  Beschränkungen,  wie  im  Laufe  der  Bearbeitung 
jeweils  hervorgehoben  ist. 

2.  Grenzen  der  Vertragslreiheit. 

Der  Gesetzgeber  des  B.  G.  B.  hat  grundsätzlich  die 
Regelung  des  Wohnungsmietvertrages,  wie  schon  betont, 
der  Vertragsfreiheit,  dem  Willen  der  Parteien  überlassen. 
Die  Folge  ist  somit  die,  daß  der  Umfang  der  Rechte  und 
Pflichten  der  Vertragsparteien  sich  in  erster  Linie  nach 
ihren  Vereinbarungen  und  erst  in  zweiter  Linie  nach  den 
im  B.  G.  B.  niedergelegten  gesetzlichen  Bestimmungen 
richtet.  Dabei  ist  jedoch  wohl  zu  beachten,  daß  die  Partei- 
willkür keine  schrankenlose  ist,  daß  sie  vielmehr  durch 
gewisse  allgemeine,  wie  auch  spezielle  Rechtsgrundsätze 
begrenzt  ist. 

Dies  gilt  zunächst  von  dem  Satze,  daß  ein  Wohnungs- 
mietvertrag, welcher  gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen 
ein  gesetzliches  Gebot  verstößt,  nichtig  ist.  — § 138 

B.  G.  B.  — Ein  Vertrag  über  Vermietung  einer  Wohnung 
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zu  Bordellzwecken  z.  B.  ist  nichtig,  mag  der  Parteiwille 
auch  noch  so  ernsthaft  und  bestimmt  sein. 

Nichtig  sind  ferner  solche  Mietverträge,  die  jemand 
unter  Ausbeutung  der  Notlage,  des  Leichtsinns  oder  der 
Unerfahrenheit  zu  seinem  oder  eines  Dritten  Vorteil  ab- 
geschlossen hat.  (Siehe  hierzu  § 16  unten). 

Gleichfalls  sind  Mietverträge,  die  nur  zum  Scheine 
abgeschlossen  sind,  nichtig,  — § 117  B.  G.  B.  — 

Anfechtbar  sind  die  Mietverträge,  bei  denen  der  Wille 
des  einen  Kontrahenten  durch  Irrtum,  Zwang,  Drohung 
oder  arglistige  Täuschung  beeinflußt  worden  ist.  (s.  hierzu 
auch  unten  § 3,  3.) 

Die  gesetzliche  Anfechtungsfrist  des  § 121  B.  G.  B. 
ist  dabei  zwingend. 

Zwingend  ist  ferner  die  Bestimmung  des  § 540  B.  G.  B., 
wonach  eine  Vereinbarung,  durch  welche  die  Verpflichtung 
des  Vermieters  zur  Vertretung  von  Mängeln  der  Miet- 
wohnung erlassen  oder  beschränkt  ist,  nichtig  ist,  wenn 
der  Vermieter  den  Mangel  arglistig  verschweigt. 

Weiterhin  ist  zwingend  die  in  § 544  B.  G.  B.  ent- 
haltene Klausel,  daß  der  Mieter  das  Recht  habe,  eine 
Wohnung  wegen  Gesundheitsgefährdung  ohne  Einhaltung 
einer  Kündigungsfrist  zu  kündigen,  selbst  im  Falle  er  diese 
Beschaffenheit  bei  Abschluß  des  Mietvertrages  gekannt 
hat.  Andererseits  wird  gegen  die  Gültigkeit  des  Verzichts 
auf  Schadensersatzansprüche  aus  einem  etwaigen  gesund- 
heitsgefährdenden Zustande  der  Wohnung  nichts  einzu- 
wenden sein,  da  § 549  B.  G.  B.  sich  nicht  auch  hierauf 
erstreckt. 

Inwieweit  die  Bestimmungen  des  B.  G.  B.  über  das 
gesetzliche  Pfandrecht  zwingend  sind,  wird  unten  § 8 im 
Zusammenhänge  behandelt. 

Zwingendes  Recht  enthält  weiter  der  § 567  S.  1 
B.  G.  B.,  wonach  ein  Mietvertrag,  der  für  eine  längere 
Dauer  als  30  Jahren  geschlossen  ist,  nach  Ablauf  von  30 
Jahren  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Kündigungsfrist 
gekündigt  werden  kann. 

Eine  vereinbarte  Konventionalstrafe  für  einen  Verstoß 
gegen  den  Mietvertrag  endlich,  — solche  finden  sich  des 
öfteren  in  den  Mietverträgen,  wie  jeweils  hervorgehoben 
werden  wird,  — kann  von  Gerichts  wegen  im  Prozesse 
herab  gesetzt  werden. 

Insofern  also  die  Bestimmungen  der  Mietvertrags- 
formulare diesen  zwingenden  Gesetzesvorschriften  entgegen 
stehen,  sind  sie  rechtlich  nicht  bindend. 
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3.  Vollzug  des  Vertrages. 

Was  die  Form  des  Abschlusses  des  Wohnungsmiet- 
vertrages anbetrifft,  so  vollzieht  sich  derselbe,  soweit  vor- 
liegend von  Interesse,  unter  Benutzung  des  an  Ort  und 
Stelle  üblichen  Mietformulars  in  der  Weise,  daß  der  Miet- 
vertrag in  zwei  Exemplaren  ausgefertigt  und  von  beiden 
Parteien  unterzeichnet  wird.  Eine  jede  der  beiden  Par- 
teien erhält  alsdann  eine  Ausfertigung.  Dagegen  ist  es 
nicht  üblich,  daß  der  Mieter  dem  Vermieter  bei  Abschluß 
des  Vertrages  einen  Betrag  als  Draufgabe  zahlt.  Eine 
Draufgabe  ist  nur  in  einem  einzigen  Formulare,  dem  Augs- 
burger (F.  2.  § 22)  vorgesehen.  Dabei  ist  die  Frage  ihrer 
rechtlichen  Beurteilung  nur  insoweit  angeschnitten,  als  be- 
stimmt ist,  daß  der  Betrag  am  ersten  fälligen  Mietzins  in 
Abzug  gebracht  werden  solle.  Diese  Klausel  entspricht 
also  der  gesetzlichen  Regelung,  — § 337  B.  G.  B.  — die 
auch  im  übrigen  durchgreift.  Die  Draufgabe  gilt  somit  im 
Zweifel  nicht  als  Reugeld,  sondern  als  Zeichen  des  er- 
folgten Vertragsschlusses,  außerdem  hat  sie  die  Straf funktion 
nach  Maßgabe  des  § 338  B.  G.  B. 

Sehr  häufig  wird  es  nun  Vorkommen,  daß  der  Mieter 
den  Mietvertrag  vollzieht,  ohne  vorher  von  seinem  Inhalt 
näher  Kenntnis  zu  nehmen.  M.  E.  sind  hierbei  drei  Fälle, 
die  in  ihrer  rechtlichen  Beurteilung  auseinandergehen,  zu 
unterscheiden: 

Entweder  der  Mieter  unterschreibt  das  Formular  in 
bewußter  Unkenntnis  seines  Inhalts  in  der  ausgesprochenen 
Absicht,  seinen  Inhalt,  wie  er  auch  sei,  zu  erklären.  Als- 
dann ist  der  im  Mietformular  niedergelegte  Inhalt,  soweit 
nicht  andere  Gesichtspunkte  durchschlagen,  maßgebend 
und  für  den  Mieter  bindend.  Eine  Anfechtung  wegen 
Irrtums  findet  dann  nicht  statt ; denn  der  Mieter  hat  eine 
Erklärung  abgegeben,  die  mit  seinem  Willen  vollkommen 
übereinstimmt,  (so  auch  R.  G.  Bd.  62  S.  205). 

Anders  liegt  der  Fall,  wenn  der  Mieter  sich  von  dem 
Inhalte  des  Formulars  eine  bestimmte  Vorstellung  gemacht 
hat,  wenn  er  der  Ansicht  war,  seinen  Inhalt  zu  kennen, 
z.  B.  von  früheren  Mietverhältnissen  her,  und  es  stellt 
sich  nun  später  heraus,  daß  der  Inhalt  des  Vertragsfor- 
mulars mit  dem  vorgestellten  Inhalt  nicht  übereinstimmt. 
Alsdann  liegt  auf  Seiten  des  Mieters  ein  Irrtum  über  den 
Inhalt  des  ihm  vorgelegten  und  von  ihm  vollzogenen  Ver- 
tragsentwurfes vor.  Der  Mieter  hat  eine  Erklärung  abge- 
geben, die  er  in  dieser  Gestalt  nicht  abgeben  wollie.  Er  ist 
zur  Anfechtung  des  Vertrags  wegen  Irrtums  berechtigt. 
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Die  dritte  Möglichkeit  ist  die:  Der  Mieter  vollzieht 
den  Vertrag  in  bewußter  Unkenntnis  seines  Inhalts, 
ohne  sich  viel  Gedanken  über  die  Tragweite  dieser  Hand- 
lung zu  machen.  Er  hat  vielleicht  keine  Zeit,  den  Ver- 
tragsentwurf durchzulesen,  vielleicht  ist  es  ihm  zu  lästig. 
Auch  in  diesem  Fall  wird  m.  E.  der  Mieter  grundsätzlich 
im  Umfange  des  Formulars  verpflichtet.  Er  weiß  bei  der 
Unterzeichnung  des  Vertrages,  worum  es  sich  handelt, 
nämlich  um  den  Abschluß  eines  Mietvertrages,  dessen 
nähere  Bestimmungen  in  dem  ihm  vorliegenden  Formulare 
enthalten  sind.  Unterzeichnet  er  den  Vertrag  trotz  und 
im  Bewußtsein  seiner  Unkenntnis,  so  ist  dies  m.  E.  ein 
unzweideutiges  Zeichen  dafür,  daß  er  geneigt  ist,  zu  den 
in  dem  Vertragsentwürfe  festgelegten,  wenn  auch  ihm 
unbekannten  Bedingungen  die  Wohnung  zu  mieten.  Wollte 
man  unter  solchen  Umständen  dennoch  dem  Mieter  ge- 
statten, sich  nachträglich  darauf  zu  berufen,  daß  der  Inhalt 
des  Vertrages  ihm  unbekannt  gewesen  sei,  so  würde  man 
die  Interessen  des  Vermieters  aufs  schwerste  gefährden. 
Andererseits  ist  zu  beachten,  daß  dem  Schutzbedürfnis 
des  Mieters  in  diesem,  wie  auch  in  dem  ersten  Falle  die 
bereits  erwähnte  Bestimmung  des  § 138  B.  G.  B.  unter 
Berücksichtigung  der  Sachlage  vollauf  genügt. 

4.  Mündliche  Vereinbarung  neben  und  trotz  des 
schriftlichen  Vertrages. 

a)  Allgemeines. 

Das  Erfordernis  der  Schriftform  ist  von  den  Vertrags- 
formularen allgemein  auch  auf  alle  Nebenabreden  und 
späteren  Vereinbarungen  ausgedehnt.  Es  heißt  in  den 
Formularen  regelmäßig,  daß  neben  dem  Vertrage  keine 
rechtsverbindlichen  mündlichen  Nebenabreden  beständen, 
und  daß  die  Bestimmungen  des  Vertrages  nur  schriftlich 
ergänzt  und  abgeändert  werden  könnten. 

Diese  Klausel  hat  folgende  Tragweite:  Es  kommt 
darauf  an,  ob  die  Parteien  gegebenenfalls  in  ernstlich  ver- 
pflichtender Absicht  mündlich  Vereinbarungen  getroffen 
haben,  bezw.  treffen.  Denn  beruht  das  Erfordernis  der 
Schriftform  nur  auf  einer  Vereinbarung  der  Parteien,  was 
vorliegend  der  Fall  ist,  so  kann  es  selbstverständlich  jeder- 
zeit auch  durch  beiderseitige  Willensübereinstimmung  der 
Parteien  wieder  aufgehoben  oder  auch  beschränkt  werden. 
Eine  solche  beiderseitige  Willensübereinstimmung  liegt  aber 
dann  vor,  wenn  beiderseits  in  ernstlich  verpflichtender  Ab- 
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sicht  mündlich  Vereinbarungen  getroffen  werden.  Hieran 
kann  auch  das  Vorhandensein  der  angezogenen  Klausel 
in  den  Druckformularen  nichts  ändern;  vielmehr  sind  die 
Parteien  keineswegs  gehindert,  in  Änderung  und  trotz 
dieser  Bestimmung  formlos  mündliche,  bindende  Verein- 
barungen zu  treffen. 

Soweit  freilich  der  Vertrag  wegen  der  Zeitdauer  nach 
§ 566  B.  G,  B.  der  Schriftform  bedarf,  ist  die  Verletzung 
dieser  Formvorschrift  für  einzelne  Bestimmungen  von  Be- 
deutung: 

Hat  die  mündliche  Vereinbarung  ein  Essentiale  der 
Miete  zum  Gegenstand,  so  liegt  trotz  der  schriftlichen 
Fixierung  des  übrigen  Vertragsinhaltes  ein  schriftlicher 
Vertrag  im  Sinne  des  § 566  B.  G.  B.  nicht  vor,  viel- 
mehr gilt  der  Vertrag  alsdann  nur  auf  unbestimmte  Zeit, 
allerdings  einschließlich  der  mündlichen  Abrede,  geschlossen, 
(cf.  auch  Mittelstein  S.  136,  Oertmann  zu  § 566,5a). 

Verhält  sich  die  mündliche  Vereinbarung  dagegen  über 
eine  N ebenabr ede  sonstigen  Inhalts,  so  ist  nach  der 
Ansicht  der  Mehrzahl  der  Schriftsteller  die  Unterscheidung 
zu  treffen,  ob  es  sich  um  wesentliche  oder  unwesentliche 
Punkte  handelt.  Erstere  sind  nach  ihrer  Ansicht  wie 
Essentialien  des  Mietvertrages  zu  behandeln,  während  die 
letzteren  Bestimmungen  schlechthin  für  gültig  erachtet 
werden. 

Diese  Ansicht,  gegen  deren  Richtigkeit  wohl  keine 
begründeten  Bedenken  vorliegen,  hat  jedoch  ihre  Achilles’ 
ferse  in  der  Auslegung  des  Begriffs  „wesentlich“.  In 
diesem  Punkte  gehen  die  Ansichten  der  Schriftsteller  aus- 
einander. 

Niendorf  a.  a.  0.  S.  75  § 14,  c hält  für  ausschlag- 
gebend das  Moment,  ob  die  Abrede  mit  als  Vertrags- 
inhalt anzusehen  sei,  gleichviel  ob  sie  nach  der  objektiven 
Sachlage  wesentlich  sei  oder  nur  von  den  Parteien  für 
wesentlich  gehalten  werde. 

Enneccerus-Kipp-Wolff  Bd.  I § 349  Anm.  II,  Fuld 
a.  a.  O.  S.  50,  Oertmann  zu  § 566,  5a  legen  das  ent- 
scheidende Gewicht  auf  den  subjektiven  Willen  der  Par- 
teien, während  wieder  andere,  so  Mittelstein  a.  a.  0. 
S.  137  die  Frage  nach  der  Lage  des  einzelnen  Falles 
objektiv  entscheiden  wollen. 

Letztere  Ansicht  scheint  dem  Verfasser  mit  Rücksicht 
auf  die  Entstehungsgeschichte  des  § 566  B.  G.  B.  die 
richtige  zu  sein. 

Bei  Aufnahme  des  Grundsatzes:  „Kauf  bricht  nicht 
Miete“  — B.  G.  B.  § 571  — in  das  Mietrecht  trat 


— 13  — 


nämlich  allgemein  das  Bestreben  zu  Tage,  den  Erwerber 
eines  Grundstückes,  der  einerseits  an  die  Mietverträge 
gebunden  werden  sollte,  andererseits  wieder  zu  schützen. 
Man  griff  dabei  zurück  auf  die  Bestimmung  des  A.  L.  R.  I, 
21,  § 269,  welche  lautete:  „Ist  in  Fällen,  wo  es  eines 
schriftlichen  Vertrages  bedarf,  (d.  h.  für  Mietverträge  mit 
einem  Zins  von  mehr  als  M.  150. — jährlich)  derselbe  bloß 
mündlich  geschlossen,  aber  durch  Uebergabe  vollzogen 
worden,  so  ist  er  nur  auf  ein  Jahr  gültig,“  und  es  gelangte 
ein  dem  jetzigen  § 566  B.  G.  B.  entsprechender  Antrag 
zur  Annahme  mit  der  Begründung,  daß  eine  Sicherung 
des  Mieters  für  die  Dauer  eines  Jahres  für  ausreichend 
zu  erachten  sei.  — cf.  hierzu  Mugdan,  gesammelte  Mate- 
rialien zum  B.  G.  B.  II.  829.  — Prot.  1948. 

Das  Formerfordernis  und  Kündigungsrecht  des  §§  566 
B.  G.  B.  soilte  also  dazu  dienen,  dem  Erwerber  eines 
Grundstücks  gegebenenfalls  als  Schutz  und  Handhabe  zu 
dienen.  Ist  aber  für  das  Formerfordernis  des  § 566  B.  G.  B. 
nicht  das  Interesse  der  Parteien  maßgebend  gewesen, 
sondern  das  des  Erwerbers  eines  Hausgrundstücks,  so 
muß  m.  E.  auch  die  Entscheidung  darüber,  ob  die  form- 
lose Abrede  beim  Mietverträge  eine  wesentliche  sei  oder 
nicht,  eben  wegen  des  Interesses  des  Erwerbers  an  dieser 
Entscheidung  nach  der  objektiven  Lage  des  einzelnen 
Falles  getroffen  werden  und  nicht  nach  dem  subjektiven 
Willen  der  Parteien.  Letzteres  könnte  und  würde  in 
manchen  Fällen  zu  einer  einseitigen  Benachteiligung  des 
Erwerbers  führen,  während  andererseits  bei  einer  Prüfung 
der  Frage  nach  objektiven  Grundsätzen  immer  noch  das 
Interesse  der  Parteien  an  der  Abrede  hinlänglich  berück- 
sichtigt wird. 

In  teilweisem  Gegensatz  zu  diesen  Ausführungen  ver- 
tritt das  Reichsgericht  freilich  den  Standpunkt,  daß  bei 
einem  gemäß  § 566  B.  G.  B.  errichteten  Vertrage  ein 
mündlicher  Vorbehalt  unwirksam  sei.  (R.  G.  I.  W.  03. 
Bl.  140,  Nr.  309). 


b)  Beweislast. 

Natürlich  hat  derjenige,  welcher  sich  auf  solche  münd- 
liche Vereinbarungen  neben  und  trotz  des  vorliegenden 
Mietvertrages  beruft,  auch  bezüglich  derselben  die  Beweis- 
last. Dabei  ist  jedoch  zu  betonen,  daß  die  Behauptung, 
daß  vor  der  Unterzeichnung  des  Mietvertrages,  bezw.  nach 
derselben  andere,  ihm  widersprechende  Vereinbarungen 
getroffen  seien,  nicht  genügt;  vielmehr  muß  auch  dargetan 


werden,  daß  diese  Abrede  trotz  der  anderen  Fassung  des 
Vertrages  Geltung  haben  soll. 


5.  Die  Hausordnung  und  ihre  Bedeutung. 

Die  Mietvertragsformulare  unterscheiden  durchweg 
zwischen  dem  eigentlichen  Mietverträge  und  der  soge- 
nannten Hausordnung.  Meist  tritt  diese  Unterscheidung 
schon  äußerlich  dadurch  zu  Tage,  daß  die  Hausordnung 
dem  Mietverträge  entweder  als  Anhang  angefügt,  so  z.  B. 
F.  36  und  54  oder  im  Formulare  stehend  durch  besondere 
Druckart  hervorgehoben  ist,  so  z,  B,  F.  7 § 8;  42  § 11. 
Im  ersteren  Falle  ist  dann  durchweg  im  eigentlichen  Ver- 
trage auf  die  angefügte  Hausordnung  verwiesen  und  ihre 
Befolgung  dem  Mieter  zur  Pflicht  gemacht.  Seltener,  z.  B. 
F.  43  § 7 ; 23  § 12  wird  in  den  Formularen  auf  die  „be- 
stehende Hausordnung“  verwiesen,  ohne  daß  dieselbe  etwa 
im  Vertragsformulare  enthalten  ist. 

Rechtlich  betrachtet  ist  die  Hausordnung  Bestandteil 
des  Mietvertrages  und  zwar  wesentlicher  Bestandteil. 
Verhält  sie  sich  doch,  wie  schon  ihr  Name  erraten  läßt, 
eingehend  über  die  Art  und  Weise  des  Gebrauchs  der 
Wohnung,  namentlich  der  gemeinschaftlich  benutzten  Ein- 
richtungen und  Anlagen.  Sie  soll,  wie  das  Essener  For- 
mular (F.  24  S.  20)  zu  Eingang  der  Hausordnung  hervor- 
hebt, den  Mieter  daran  erinnern,  daß  er  als  Bewohner 
eines  Miethauses  neben  der  Verpflichtung  zur  Zahlung 
seines  Mietzinses  noch  andere  Pflichten  nicht  allein  gegen 
den  Hauseigentümer,  sondern  auch  vor  allem  gegen  jeden 
Mitbewohner  zu  beobachten  habe,  Pflichten,  welche  sich 
eigentlich  von  selbst  verständen,  und  deren  gewissenhafte 
Beobachtung  eine  Voraussetzung  für  ein  erträgliches  Zu- 
sammenwohnen sei. 

Mit  dieser  Zweckbestimmung,  d.  h.  im  Interesse  der 
Ruhe  in  der  Mietwohnung,  zur  Vermeidung  von  Be- 
lästigungen der  Mitbewohner  untereinander  und  zur  Ver- 
hütung von  Beschädigungen  der  Mieträume  kann  die  Auf- 
stellung einer  Hausordnung  an  sich  im  Interesse  aller  Be- 
teiligten nur  begrüßt  werden.  Die  in  den  Mietvertrags- 
formularen enthaltenen  Hausordnungen  schießen  jedoch 
in  Verfolg  ihres  eigentlichen  Zweckes  in  durchweg  ein- 
seitiger Wahrnehmung  der  Interessen  des  Vermieters  über 
ihr  gesetztes  Ziel  nicht  unerheblich  hinaus.  Sie  beschränken 
das  Gebrauchsrecht  des  Mieters  nicht  unbedeutend,  sodaß 
bei  wörtlicher  Auslegung  und  strengster  Anwendung  ihrer 
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Bestimmungen  die  Stellung  des  Mieters  eine  recht  schwierige, 
mitunter  nahezu  rechtlose  wäre. 

An  dieser  Stelle  einzusetzen,  die  Härten  der  Haus- 
ordnung abzuschwächen,  zu  beseitigen,  ist  Sache  einmal 
einer  vernünftigen  Auslegung  der  angezogenen  Bestim- 
mungen, weiterhin  und  hauptsächlich  aber  auch  einer 
genauen  Prüfung  ihrer  Rechtswirksamkeit  nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen.  Die  bisherige  Rechtsprechung  hat  denn 
auch  an  die  Prüfung  der  Gültigkeit  der  kasuistischen  Be- 
stimmungen der  Hausordnungen  einen  strengen  Maßstab 
angelegt  und  jedem  Versuch  der  Vermieter,  dem  Mieter 
unter  Berufung  auf  den  Wortlaut  der  Bestimmungen 
Schwierigkeiten  zu  bereiten,  in  ausgedehnter  Weise  ent- 
gegengearbeitet. 

Im  übrigen  vergleiche  hierzu  unten  § 5 Ziff.  1 ; § 6 
Ziff,  2;  § 16. 


6.  Auslegungsregeln. 

Die  Regeln,  welche  für  die  Auslegung  der  Mietver- 
träge anzuwenden  sind,  sind  in  den  allgemeinen  Bestim- 
mungen der  §§  133,  157,  242  B.  G.  B.  niedergelegt.  Es 
ist  also  bei  der  Auslegung  der  wirkliche  Wille  der  Parteien 
zu  erforschen  und  nicht  an  dem  buchstäblichen  Sinne  des 
Ausdrucks  zu  haften.  Ferner  sind  die  Verträge  so  auszu- 
legen, und  die  Leistung  ist  so  zu  bewirken,  wie  Treu  und 
Glauben  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte  es  erfordern. 

Welches  die  praktischen  Folgen  dieser  Auslegungs- 
regeln sind,  wird  im  folgenden  jeweils  an  den  interes- 
sierenden Punkten  hervorgehoben. 


§ 4. 

Unmöglichkeit  der  Leistungen  und  Verzug. 

1.  Unmöglichkeit  der  Leistungen. 

Eine  Frage,  die  in  der  Praxis  eine  recht  erhebliche 
Rolle  spielt,  ist  die  der  Unmöglichkeit  der  Leistungen  aus 
dem  Wohnungsmietvertrage.  Die  Mietvertragsformulare 
haben  es  in  diesem  Punkte  grundsätzlich  bei  der  gesetzlichen 
Regelung  belassen.  Hervorzuheben  ist  jedoch,  daß  die 
Anwendbarkeit  mancher  Gesetzesbestimmungen  auf  die 
Leistung  des  Mieters  mit  Rücksicht  darauf  ausgeschlossen 
ist,  daß  diese  Gegenleistung  nach  den  Druckformularen 
ausnahmslos  nur  in  Geld  besteht,  und  daher  die  Regeln 


— 46  - 


über  das  „Unvermögen  zur  Leistung  einer  vertretbaren 
Sache“  eingreifen.  (Vergl.  § 279  B.  G.  B.).  So  ist  auf 
Seiten  des  Mieters  verständlicher  Weise  ebenso  wenig 
Raum  für  die  Anwendung  der  Bestimmung  über  eine 
ursprüngliche  objektive  Unmöglichkeit,  wie  für  eine  solche 
derjenigen  über  eine  nachträgliche  Unmöglichkeit  der 
Leistungen. 

In  diesem  Rahmen  gelten  demnach  für  die  Unmög- 
lichkeit der  Leistungen  folgende  Grundsätze : 

a)  ursprüngliche  Unmöglichkeit, 
aa)  objektive. 

Ist  die  Unmöglichkeit  der  Leistung  eine  ursprüngliche, 
objektive,  so  ist  zu  unterscheiden,  ob  dieselbe  eine  gänzliche 
oder  teilweise  ist. 

Im  ersteren  Falle  kann  weder  der  Vermieter,  noch 
der  Mieter  irgend  welche  Ansprüche  erheben.  Wird  die 
Unmöglichkeit  allerdings  nachträglich  behoben,  so  ist  der 
Vertrag  gültig,  wenn  er  von  vornherein  für  den  Fall  der 
nachträglichen  Möglichkeit  der  Leistung  geschlossen  war. 

Im  letzteren  Falle  treten  dieselben  Folgen  ein,  wenn 
nicht  anzunehmen  ist,  daß  der  Vertrag  auch  ohne  den 
unmöglichen  Teil  geschlossen  worden  wäre. 

In  beiden  Fällen  hat  der  Mieter  einen  Anspruch  auf 
das  negative  Vertragsinteresse  im  Rahmen  des  § 307  B.  G.  B. 

bb)  subjektive. 

Liegt  eine  ursprüngliche,  subjektive  Unmöglichkeit  vor, 
so  ist  auch  hier  wieder  zu  unterscheiden  zwischen  einer 
gänzlichen  und  einer  teilweisen. 

Ist  die  Unmöglichkeit  eine  gänzliche,  so  ist  der  Vertrag 
gültig,  und  jede  Partei  hat  für  seine  Erfüllung  einzustehen. 
Die  Parteien  haben  demnach  in  diesem  Falle  gegenein- 
ander sowohl  die  Klage  auf  Erfüllung  des  Mietvertrages, 
wie  auch  einen  Anspruch  auf  Schadensersatz  wegen  Nicht- 
erfüllung. Der  Mieter  hat  außerdem  das  Recht,  den  Miet- 
vertrag ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist,  jedoch 
regelmäßig  erst  nach  Setzung  einer  angemessenen  Frist 
zur  Abhülfe  aufzukündigen.  Der  Setzung  einer  Frist  be- 
darf es  nicht,  wenn  die  Erfüllung  des  Mietvertrages  infolge 
des  Kündigungsgrundes  für  den  Mieter  kein  Interesse  hat. 

Bei  der  ursprünglichen,  subjektiven,  teilweisen  Unmög- 
lichkeit gilt  das  Gleiche,  jedoch  mit  der  Einschränkung, 
daß  die  Kündigung  wegen  der  Unmöglichkeit  eines  uner- 
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heblichen  Teiles  der  Leistung  einer  Rechtfertigung  durch 
ein  besonderes  Interesse  des  Mieters  bedarf. 


b)  Nachträgliche  Unmöglichkeit. 

Wird  die  Leistung  erst  nach  dem  Abschluß  des  Miet- 
vertrages unmöglich,  so  ist  der  springende  Punkt  der,  wer 
die  Unmöglichkeit  der  Leistung  zu  ve  r treten  hat.  (§  275, 
Absatz  2 B.  G.  B.).  Es  handelt  sich  dabei  in  diesem 
Punkte,  wie  schon  oben  hervorgehoben,  nur  um  die 
Leistung  des  Vermieters. 

Hat  weder  Mieter  noch  Vermieter  die  nachträg- 
liche Unmöglichkeit  zu  vertreten,  so  wird,  falls  es  sich 
um  eine  gänzliche  Unmöglichkeit  handelt,  jeder  der  Kon- 
trahenten von  seiner  Leistungspflicht  frei. 

Ist  die  Unmöglichkeit  im  gleichen  Falle  eine  nur  teil- 
weise, so  mindert  sich  die  Verpflichtung  des  Mieters  zur 
Zahlung  des  Mietzinses  nach  Maßgabe  der  §§  472,  473 
B.  G.  B.  Weiterhin  hat  der  Mieter  das  Recht,  den  Miet- 
vertrag ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  aufzukün- 
digen, regelmäßig  jedoch  erst  nach  Setzung  einer  ange- 
messenen Frist  zur  Abhülfe.  Einer  Fristbestimmung  bedarf 
es  nicht,  wenn  die  Erfüllung  des  Mietvertrages  infolge  der 
teilweisen  Unmöglichkeit  für  den  Mieter  kein  Interesse 
hat.  (cf.  § 542  B.  G.  B.).  Ist  die  Unmöglichkeit  eine  un- 
erhebliche, so  bedarf  die  Kündigung  der  Rechtfertigung 
durch  ein  besonderes  Interesse  des  Mieters. 

Hat  der  Vermieter  die  nachträgliche  Unmöglichkeit 
zu  vertreten,  so  ist  ebenfalls  zu  unterscheiden,  ob  diese 
Unmöglichkeit  eine  gänzliche  oder  teilweise  ist. 

Im  Falle  der  gänzlichen  Unmöglichkeit  kann  der  Mieter 
Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung  verlangen  oder  den 
Vertrag  nach  Maßgabe  des  § 542  B.  G.  B.  aufkündigen. 

Liegt  eine  teilweise,  vom  Vermieter  zu  vertretende, 
nachträgliche  Unmöglichkeit  vor,  so  kann  der  Mieter 
Leistung  des  noch  möglichen  Teils  und  Schadensersatz 
wegen  Nichterfüllung  bezgl.  des  unmöglichen  Teils  fordern 
oder  Leistung  des  noch  möglichen  Teils  unter  Minderung 
seiner  Gegenleistung  gemäß  §§  472,  473  B.  G.  B.  Hat 
die  teilweise  Erfüllung  aber  für  ihn  kein  Interesse,  so 
kann  er  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung  des  ganzen 
Vertrages  unter  Ablehnung  des  noch  möglichen  Teils  der 
Leistung  verlangen.  — Endlich  hat  er  das  Recht,  den  Ver- 
trag n.  M.  des  § 542  B.  G.  B.  zu  kündigen. 
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Hat  der  Mieter  endlich  die  Unmöglichkeit  zu 
vertreten,  so  behält  der  Vermieter  den  Anspruch  auf 
den  Mietzins,  jedoch  muß  er  sich  anrechnen  lassen,  was 
er  infolge  der  Befreiung  von  der  Leistung  erspart,  z.  B. 
Heizungsentschädigung,  Wassergeld  etc.  Außerdem  hat 
er  selbstverständlich  gegebenenfalls  Schadensersatzan- 
sprüche gegen  den  Mieter. 


2.  Verzug. 

Was  die  Frage  des  Verzuges  angeht,  so  soll  diese 
hier  nur  insoweit  erörtert  werden,  als  sie  sich  mit 
dem  Verzüge  des  Vermieters  befaßt.  Aus  praktischen 
Gründen  wird  „der  Verzug“  des  Mieters  jeweils  bei 
der  Behandlung  seiner  einzelnen  Verpflichtungen  erörtert 
werden. 

Ist  der  Vermieter  mit  seiner  Leistung  im  Verzüge,  so 
ist  der  Mieter  für  die  entsprechende  Zeit  von  der  Pflicht 
zur  Entrichtung  des  Mietzinses  ganz  oder  bei  geminderter 
Gebrauchsfähigkeit  der  Wohnung  teilweise  entbunden. 
Statt  der  Minderung,  bezw.  der  Befreiung  von  seiner 
Leistung  kann  der  Mieter  die  Leistung  des  Vermieters 
verlangen  und  daneben  Ersatz  des  durch  den  Verzug 
entstandenen  Schadens,  oder  er  kann  die  Annahme  der 
Wohnung  verweigern,  wenn  dieselbe  wegen  des  Verzuges 
für  ihn  kein  Interesse  mehr  hat,  und  Schadenersatz  wegen 
Nichterfüllung  verlangen.  Endlich  kann  er  das  Mietver- 
hältnis nach  Maßgabe  des  § 542  B.  G.  B.  ohne  Einhaltung 
einer  Kündigungsfrist  kündigen. 

Nicht  wenige  Vertragsformulare,  z.  B.  F.  18  § 7 haben 
nun  den  Fall  vorgesehen,  daß  es  nicht  selten  dem  Ver- 
mieter eine  gewisse,  oftmals  nicht  pünktlich  zu  überwin- 
dende Schwierigkeit  bietet,  einen  Mieter  bei  Beendigung 
des  Mietvertrages  auch  aus  der  Mietwohnung  zu  entfernen. 
Es  findet  sich  hier  fast  durchweg  die  vorsorgliche  Be- 
stimmung, daß  der  neue  Mieter,  im  Falle  der  bisherige 
Mieter  nicht  pünktlich  das  Feld  räumt,  aus  der  Verzöge- 
rung der  Überlassung  der  Räume  keine  Rechte  auf  Schadens- 
ersatz etc.  herleiten  könne,  eine  Regelung,  die  für  die 
Frage  des  Verzuges  auf  Seiten  des  Vermieters  von  Er- 
heblichkeit ist  und  dem  Eintritt  desselben,  bezw.  seiner 
Folgen  vorbeugt.  Verständlicherweise  wird  die  Bestim- 
mung jedoch  so  auszulegen  sein,  daß  bei  längerer  Dauer 
der  Vorenthaltung  die  allgemeinen  Regeln  über  Verzug  etc. 
trotzdem  Platz  greifen. 
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§ 5. 

Verpflichtungen  des  Vermieters. 

1.  Gebrauchsge Währung. 

a)  Überlassen  der  Wohnung. 

Zu  den  ersten  Verpflichtungen  des  Vermieters  gehört 
es  naturgemäß,  dem  Mieter  die  Wohnung  und  zwar  recht- 
zeitig zu  überlassen.  Dieser  Vorgang  spielt  sich  in  der 
Praxis  meist  durch  Übergabe  der  Wohnungsschlüssel  und 
Einweisung  des  Mieters  in  die  Wohnräume  ab.  Während 
jedoch  der  Gesetzgeber  des  B.  G.  B.  den  Vermieter  zur 
Vorleistung  anhält,  also  eine  Übergabe  pure  vorsieht,  hat 
die  Praxis  die  Verpflichtung  des  Vermieters  zur  Überlas- 
sung der  Wohnung,  durch  unangenehme  Erfahrungen  ge- 
witzigt, durchweg  in  Änderung  der  Bestimmungen  des 
§551  B.  G.  B.  durch  eine  Vorauszahlung  der  ersten  Miet- 
rate incl.  Nebenabgaben  bedingt. 

Manche  Vertragsformulare  (z.  B.  F.  24  § 10;  51  § 4) 
räumen  dem  Vermieter  ferner  noch  das  Recht  ein,  dem 
Mieter  den  Einzug  in  die  Wohnung  bis  zur  Erbringung 
des  Nachweises,  daß  er  seine  früheren  Vermieter  befriedigt 
hat,  zu  verwehren,  unbeschadet  der  Verpflichtung  des 
Mieters  auf  Zahlung  der  Miete.  Diese  Klausel  zeitigt  bei 
strikter  Durchführung  nach  zwei  Richtungen  gute  Folgen. 
Einerseits  wird  nämlich  durch  sie  der  Mieter  allgemein 
gehalten,  seinen  früheren  Vermieter  zu  befriedigen,  da  er 
ohne  Quittung  keine  oder  doch  nur  schwer  eine  neue 
Wohnung  erhält;  andererseits  erspart  sich  der  neue  Ver- 
mieter gegebenenfalls  Differenzen  mit  dem  früheren.  Be- 
denken können  jedoch  auftreten  hinsichtlich  ihrer  Trag- 
weite. Offensichtlich  soll  sie  zur  Bekämpfung  und  zum 
Schutze  gegen  den  Mietschwindel  dienen,  was  dem  Ver- 
fasser auf  Anfrage  von  Fachmännern  auch  bestätigt  wurde. 
Zweifelsohne  kann  sich  demnach  der  neue  Vermieter  auf 
sie  berufen  gegenüber  einem  Mieter,  der  von  seinem 
früheren  Mietherrn  keine  Quittung  erhalten  hat,  weil  er 
ihn  infolge  Zahlungsunfähigkeit  nicht  befriedigen  konnte. 
Anders  liegt  jedoch  m.  E.  die  Sache  dann,  wenn  der 
Mieter  nicht  mangels  Zahlungsfähigkeit,  sondern  aus  an- 
deren Gründen,  etwa  wegen  Gesundheitsgefährlichkeit  der 
Wohnung  die  alte  Mietwohnung  im  Streite  mit  dem  alten 
Vermieter  verlassen,  und  dieser  sich  geweigert  hat,  ihm 
eine  Quittung  zu  geben.  Begründet  der  Mieter  dem  neuen 
Mietherrn  gegenüber  das  Fehlen  einer  Quittung  mit  einer 
solchen  Erklärung,  so  erwächst  m.  E.  aus  angezogener 
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Klausel  mit  Rücksicht  auf  den  bereits  vollzogenen  Vertrag 
nach  Treu  und  Glauben  die  Verpflichtung  für  den  neuen 
Vermieter,  die  Richtigkeit  der  Angaben  des  Mieters  min- 
destens nachzuprüfen,  ehe  er  ihn  abweist.  Allerdings  würde 
er  bis  zu  der  Erledigung  der  Nachprüfung  dem  Mieter  den 
Einzug  mit  den  Folgen  der  erwähnten  Klausel  verwehren 
können.  Eine  andere  Auslegung  der  Bestimmung  würde, 
ganz  abgesehen  von  der  oben  erwähnten  interpretatio 
authentica,  in  vielen  Fällen  zu  einer  zwecklosen  schweren 
wirtschaftlichen  Schädigung  der  xMieter  führen. 

Andere  Formulare  endlich  (z.  B.  F.  10  § 4)  verlangen 
sogar  im  Interesse  der  Reinhaltung  der  Wohnung  vom 
Mieter  eine  Bescheinigung  eines  Kammerjägers  darüber, 
daß  seine  Sachen  frei  von  Ungeziefer  seien,  und  berech- 
tigten den  Vermieter,  die  Überlassung  der  Wohnung  von 
der  pünktlichen  Beibringung  einer  derartigen  Bescheinigung 
abhängig  zu  machen. 


b)  Vertragsmäßiger  Gebrauch, 
aa)  Allgemeines. 

Der  Gesetzgeber  operiert  in  den  §§  536  ff.  B.  G.  B. 
mit  dem  Begriff  des  vertragsmäßigen  Gebrauchs,  ohne  auf 
die  Frage,  was  darunter  zu  verstehen  sei,  näher  einzu- 
gehen. Es  ist  daher  selbstverständlich,  daß  sich  seiner 
Umgrenzung  die  Parteiwillkür  in  erheblichem  Maße  be- 
mächtigt hat.  Gerade  auf  diesem  Gebiete  ist  eine  über- 
aus reiche  Anzahl  mannigfaltiger  Bestimmungen  in  den 
Vertragsformularen  vorhanden.  Andererseits  nimmt  es  bei 
der  Selbstverständlichkeit  mancher  Einrichtungen  etc.  und 
ihrer  Benutzung  durch  den  Mieter  nicht  Wunder,  daß  sie 
in  den  Mietverträgen  nicht  noch  besonders  als  '„vermietet“ 
erwähnt  sind.  So  erstreckt  sich  der  Gebrauch  der  Woh- 
nung naturgemäß  auch  auf  die  Benutzung  ihrer  Bestand- 
teile: Fenster,  Rolläden,  Türen  usw.  (cf.  R.  G.  Bd.  56,  S. 
289),  sowie  ihrer  Zubehörräume,  z.  B.  Hausflur,  Treppen 
(cf.  R.  G.  Bd.  59,  S.  162),  ferner  gewisser  allgemein  vor- 
handener Einrichtungen,  wie  Aborte,  Wasserleitung,  Licht- 
anlagen, Ofenrohre  etc.  Hieran  ändert  die  in  den  meisten 
Verträgen  enthaltene  Klausel,  daß  der  Mieter  nichts  in 
Gebrauch  nehmen  dürfe,  was  ihm  nicht  besonders  und 
zwar  schriftlich  vermietet  sei,  natürlich  nichts.  Nicht  selten 
ist  eine  Verletzung  selbst  der  Substanz  der  vermieteten 
Wohnung  ohne  besondere  Erwähnung  erlaubt;  denn  es 
kann  selbstverständlich  dem  Mieter  nicht  verwehrt  werden, 
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Bilder  aufzuhängen,  Kronleuchter  in  die  Decken  einzu- 
schrauben, Spiegel  anzubringen,  Teppiche  zu  legen  und 
dergl.  mehr,  (so  auch  R.  G.  Bd.  37  S.  217;  49  S.  310). 


bb)  Umfang  der  Gebrauchsgewährung. 

So  verschieden  der  Umfang  der  Gebrauchsgewährung 
allgemein  genommen  sein  könnte,  so  einheitlich  hat  die 
Praxis  ihn  gestaltet.  Technischer,  kultureller  Fortschritt, 
gleiche  örtliche,  tatsächliche  Verhältnisse  der  Wohnungen, 
die  Erfahrung  der  Vermieter  auf  dem  Gebiete  des  Woh- 
nungsmietwesens und  nicht  zum  wenigsten  ihre  einhellige 
Tendenz,  ihre  Leistungspflicht  möglichst  zu  begrenzen, 
haben  Hand  in  Hand  arbeitend  nach  dieser  Richtung  das 
Ihrige  getan. 

Wohnungstechnik  und  kultureller  Fortschritt  haben  der 
heutigen  Mietwohnung  ihr  typisches  Gepräge  gegeben. 
Sie  schufen  die  heute  regelmäßig  vorhandenen  Neben- 
räumlichkeiten, wie  Badezimmer,  Trockenspeicher,  Wasch- 
küche, Kellerräume,  Hofraum  und  Grasbleiche,  die  Ein- 
richtigungen, wie  Wasserleitung,  Badeeinrichtung,  Zentral- 
heizung, Gas  - und  elektrisches  Licht,  Müllschlucker,  Aborte, 
in  neuzeitlicheren  Häusern  auch  Staubsauger,  Speisen- 
und  Personenaufzug. 

Die  Anordnung  der  Räumlichkeiten  und  Einrichtungen 
des  Miethauses  zeitigten  hinwiederum  notwendig  die  Be- 
stimmung, daß  dem  Mieter  die  Benutzung  der  oben  er- 
wähnten Räumlichkeiten,  sowie  der  Mehrzahl  der  Ein- 
richtungen nur  gemeinschaftlich  mit  den  anderen  Be- 
wohnern des  Hauses  zustehen  solle. 

Den  erheblichsten  Einfluß  auf  die  Umgrenzung  der 
Gebrauchsgewährung  gewannen  jedoch  die  beiden  letzten 
der  eingangs  erwähnten  Faktoren:  „Die  Erfahrung  der 
Vermieter  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungsmietwesens  und 
ihre  Tendenz,  den  Mietvertrag  möglichst  eindeutig  zu 
gestalten  und  ihre  Leistung  möglichst  vorteilhaft  zu  be- 
wirken.“ — Ihnen  verdanken  die  meisten  hier  interes- 
sierenden Bestimmungen,  teils  in  der  bis  ins  kleinste 
gehenden  Hausordnung,  teils  in  den  übrigen  Paragraphen 
des  Mietformulars  niedergelegt,  ihre  Entstehung. 

Als  erste  Bestimmungen  seien  diejenigen  erwähnt,  die 
sich  allgemein  mit  der  Leistungspflicht  des  Vermieters  be- 
fassen, jedoch  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  dem  Gebiete 
der  Mängelhaftung  des  Vermieters  angehören  und  unten 
§ 5,  2 getrennt  erörtert  werden. 
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Der  prinzipielle  Standpunkt  der  Vermieter  in  dieser 
Frage  ist  durch  die  in  sämtlichen  Vertragsformularen  ent- 
haltene Generalklausel  festgelegt,  daß  die  Wohnung  tel- 
quel,  d.  h.  in  dem  Zustande  vermietet  wird,  in  dem  sie 
sich  zur  Zeit  der  Übergabe  befindet.  Diese  Klausel  ist 
in  nahezu  allen  Formularen  noch  besonders  unterstrichen 
durch  die  weitere  Bestimmung,  daß  die  in  den  gemieteten 
Räumen  befindlichen  Gas-  und  elektrischen  Lichtanlagen 
so  gemietet  werden,  wie  sie  zur  Zeit  des  Vertragsab- 
schlusses, bezw.  zur  Zeit  der  Übergabe  der  Wohnung,  evtl, 
also  noch  in  den  Mauern  eingeschlossen,  vorhanden  sind, 
ohne  daß  dem  Vermieter  die  Pflicht  obläge,  die  Anschlüsse 
in  den  Räumen  oder  an  die  städtischen  Anlagen  vorzu- 
nehmen. 

Hierher  gehören  endlich  auch  noch  die  nicht  seltenen, 
eingehenden  Ausführungen  für  die  Leistungspflicht  des 
Vermieters  bei  dem  Vorhandensein  von  Zentralheizungen: 
Die  Annehmlichkeit  einer  Zentralheizung  soll  nach  den  ein- 
schlägigen Bestimmungen  der  Mieter  allgemein  nur  in  der 
Zeit  von  Oktober  bis  April  oder  Mai,  meist  vom  1.  Ok- 
tober bis  zum  15.  April,  und  zwar  auch  hier  durchweg 
nur  von  morgens  8 Uhr  bis  abends  10  Uhr  genießen.  Da- 
bei sollen  alle  Räume,  die  mit  Heizkörpern  versehen  sind, 
eine  Durchschnittstemperatur  von  13  Grad  Reaumur  halten 
außer  der  Küche,  der  Diele  und  ähnlichen  Räumen,  die  nur 
temperiert  werden.  Durchweg  ist  diese  Verpflichtung,  wo 
sie  dem  Mieter  überhaupt  aufgebürdet  ist,  noch  dadurch 
verklausuliert,  daß  bestimmt  ist,  daß  sie  in  der  erwähnten 
Zeit  für  solche  Tage  wegfällt,  an  denen  das  im  Freien  ge- 
schützt hängende  Thermometer  morgens  vor  8 Uhr  1 2 Grad 
Celsius  und  darüber  zeigt,  (z.  B.  F.  19  § 2). 

Eine  zweite  Gruppe  von  Bestimmungen  sucht  den 
Kreis  der  Wohnungsnutzer  möglichst  zu  beschränken  und 
einer  unentgeltlichen,  wie  entgeltlichen  Aufnahme  dritter 
Personen  zur  Mitbenutzung  der  Wohnung  seitens  des 
Mieters  und  einer  daraus  sich  ergebenden  stärkeren  Ab- 
nutzung der  Wohnräume  zu  begegnen.  Durchweg  be- 
grenzen die  Mietverträge,  z.  B.  F.  2 § 9;  19  § 1 ; 20  § 1 
den  Gebrauch  der  Wohnung  auf  den  Mieter  und  seine 
Hausgenossen,  Frau,  Kinder  und  Bedienteste  und  verlangen 
ausdrücklich,  daß  andere  Personen  ihrer  Zahl  und  Klassi- 
fizierung nach  in  einem  an  gleicher  Stelle  des  Formulars 
offen  gelassenen  Raume  von  mehreren  Zeilen  näher  be- 
zeichnet werden,  bezw.  daß  deren  Aufnahme  in  die  Woh- 
nung seitens  des  Vermieters  schriftlich  genehmigt  werde. 
(F.  50  § 8;  5 § 6).  Die  Genehmigung  ist  dabei  jeder- 
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zeit  widerruflich.  Letztere  Bestimmung  enthält  eine  nicht 
zu  verkennende  Härte  und  kann  zu  großen  Unannehmlich- 
keiten und  Verlusten  für  den  Mieter  führen.  — Andere 
Formulare  (z  B.  F.  24  § 2;  36  § 7)  gehen  noch  weiter 
und  legen  Wert  auf  eine  zahlenmäßige  Festlegung  der 
Anzahl  der  Hausstandsmitglieder.  Selbstverständlich  ist 
diese  Klausel  vernünftig  auszulegen,  z.  B.  dürfte  es  keinem 
Vermieter  einfallen,  bei  Familienzuwachs  dem  Mieter  unter 
Berufung  auf  die  zahlenmäßige  Angabe  der  Hausstands- 
mitglieder Schwierigkeiten  bereiten  zu  wollen.  — Daneben 
und  auch  mitunter  allein  findet  sich  in  den  Verträgen 
ausnahmslos  eine  Klausel,  wonach  eine  Untervermietung, 
das  Halten  von  Kostgängern,  Logisherren,  Pensionären, 
sowie  die  Übertragung  des  Mietvertrages  — (§549B.  G.  B.)  — 
entweder  überhaupt  nicht  oder  nur  mit  Genehmigung  des 
Vermieters  gestattet  ist.  In  den  meisten  Fällen  ist  dabei 
für  die  Genehmigung  die  Schriftform  vorgeschrieben  und 
ihre  je  der  zeitliche  Widerruflichkeit  Vorbehalten,  (cf.  F.  50 
§ 6;  51  § 6).  Auch  in  diesem  Punkte  ist  also  die  ver- 
tragliche Regelung  für  den  Mieter  bedeutend  ungünstiger, 
als  die  gesetzliche  des  § 549  B.  G.  B.,  die  zwar  auch  die 
Untermiete  von  einer  Genehmigung  des  Vermieters  ab- 
hängig macht,  jedoch  andererseits  dem  Mieter  das  Recht 
gibt,  das  Mietverhältnis  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen 
Frist  zu  kündigen,  falls  der  Vermieter  die  Genehmigung 
verweigert  und  nicht  in  der  Person  des  dritten  ein  wich- 
tiger Grund  vorliegt.  — cf.  § 549  B.  G.  B.  — 

Versorglich  findet  sich  dann  auch  noch  in  sehr  Gelen 
Vertragsentwürfen  eine  Art  Generalklausel,  die  sich  auf 
den  Kreis  der  Wohnungsnutzer  bezieht,  nämlich  die,  daß 
eine  Aufnahme  von  Personen  mit  zweifelhaftem  oder 
schlechtem  Ruf  nicht  gestattet  ist,  und  daß  solche  Per- 
sonen, die  einen  ungebührlichen  oder  schlechten  Lebens- 
wandel führen,  sofort  aus  dem  Hause  zu  entlassen  sind, 
(z.  B.  F.  31  § 6). 

Außerordentlich  detailliert  verhalten  sich  die  Formulare 
weiterhin  über  die  Art  und  Weise  des  Gebrauchs  der 
Mietwohnung,  und  zwar  sind  die  hier  interessierenden  Be- 
stimmungen einerseits  mehr  auf  das  Verhältnis  von  Ver- 
mieter zu  Mieter,  andererseits  mehr  auf  das  von  Mieter 
zu  Mieter,  bezw.  Mitbewohnern  des  Hauses  abgestellt. 
Sie  verdanken  ihre  Entstehung  dem  Faktum,  daß  jeder 
Bewohner  eines  Mietshauses  durch  die  Eingehung  des  Miet- 
vertrages und  die  Übernahme  der  Wohnung  durchweg  in 
eine  Doppelbeziehung  tritt,  einmal  zum  Hauseigentümer 
und  Vermieter  und  weiterhin  zu  den  Mitbewohnern  des 
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Hauses.  Vorab  sei  jedoch  bemerkt,  daß  bei  der  Erörte- 
rung der  Frage  der  Art  und  Weise  des  Gebrauchs  an 
dieser  Stelle  die  Bestimmungen  keine  Behandlung  finden, 
die  mehr  dem  Erhalten  der  Wohnung  gelten.  Von  diesem 
wird  weiter  unten  in  § 5 und  § 6 die  Rede  sein. 

Schon  gleich  zu  Eingang  der  Mietformulare  begegnet 
dem  Leser  die  allgemeine  Bestimmung,  daß  die  Wohnung 
von  dem  Vermieter  auch  nur  zu  Wohnzwecken  benutzt 
werden  dürfe,  und  daß  jede  mißbräuchliche  Benutzung 
streng  untersagt  sei.  Dieser  Satz  ist  begreiflicherweise 
nach  mancher  Richtung  hin  eingehend  erläutert. 

Die  Wohnung  darf  also  vom  Mieter  nur  als  Woh- 
nung, d.  h.  nur  begriffsbestimmungsgemäß  benutzt  werden. 
Dies  gilt  sowohl  für  die  Wohnung  im  allgemeinen,  als  auch 
für  die  einzelnen  Räume  und  Einrichtungen. 

So  darf  der  Baderaum  auch  nur  zum  Baden  und 
nicht  etwa  zum  Waschen  der  Wäsche  benutzt  werden. 
Vorsorgliche  Formulare  schließen  dabei  besonders  kohlen- 
saure-, eisen-  und  schwefelhaltige  Bäder  im  Hause  aus. 
(z.  B.  F.  5 § 6;  59  § 10).  In  manchen  Vertragsformularen 
ist  die  Benutzung  des  Baderaumes  weiterhin  an  die  Zeit 
zwischen  7 Uhr  morgens  und  spätestens  1 1 Uhr  abends  ge- 
bunden. (z.  B.  5 § 6). 

Das  Waschen  der  Wäsche  hat  in  den  Häusern,  in 
denen  eine  Waschküche  vorhanden  ist,  stets  in  derselben 
zu  erfolgen.  Das  Aufspülen  der  Wäsche  auf  den  Podesten 
ist  nicht  gestattet.  Ferner  ist  der  Gebrauch  der  Wasch- 
küche insoweit  beschränkt,  als  das  Waschen  fremder 
Wäsche  entweder  gänzlich  untersagt  oder  doch  von  einer 
meist  schriftlichen,  jederzeit  widerruflichen  Erlaubnis  des 
Vermieters  abhängig  gemacht  ist. 

Das  Trocknen  der  Wäsche  hat  stets  auf  dem  Trocken- 
speicher zu  geschehen. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen,  daß  das  Reinigen 
der  Wäsche  nur  in  der  Waschküche  und  das  Trocknen 
nur  auf  dem  Trockenboden  zu  erfolgen  habe,  sind  je- 
doch nicht  dahin  zu  verstehen,  daß  nun  nicht  ein  ein- 
ziges Wäschestück  in  der  Wohnung  sollte  gewaschen  und 
getrocknet  werden  können.  Es  würde  z.  B.  für  einen 
Mieter  mit  kleinen  Kindern  völlig  unmöglich  sein,  mit  dem 
Reinigen  und  Trocknen  der  Kinderwäsche,  die  einer  fort- 
währenden Erneuerung  bedarf,  zu  warten,  bis  Waschküche 
und  Trockenboden  zu  seiner  Verfügung  stehen.  Unter 
„Wäsche“  ist  vielmehr  nur  die  in  längeren  Zeitschnitten 
vorzunehmende  „große  Wäsche“,  d.  h.  diejenige,  bei  der 
der  durch  längere  Zeit  aufgesammelte  Wäscheverbrauch 
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der  ganzen  Familie  gereinigt  wird,  zu  verstehen,  nicht 
aber  die  Reinigung  einzelner  Stücke  zur  Befriedigung  eines 
augenblicklichen  Bedürfnisses,  (s.  auch  Niendorff  S.  239; 
Arnold  S.  71). 

Der  Trockenboden  soll  andererseits  wegen  der  er- 
höhten Feuersgefahr  nicht  als  Lagerstätte  für  Heu,  Stroh, 
Papier  oder  dergleichen  leicht  brennbare  Stoffe  dienen. 

Überhaupt  ist  dem  Mieter  streng  untersagt,  Spreng- 
geschosse, Pulver,  Explosionsstoffe  usw.  in  die  Wohnung 
einzubringen.  Diese  Bestimmung  ist  naturgemäß  nicht  so 
aufzufassen,  daß  nun  ein  Jäger  überhaupt  keine  Patronen 
usw.  in  seinem  Hause  aufbewahren  dürfte. 

Der  Garten  soll,  wie  es  in  manchen  Formularen,  so 
z.  B.  F.  24  S.  20,  35  § 19  heißt,  auch  als  Garten  und 
nicht  etwa  als  Kinderspielplatz  dienen,  ebenfalls  ist  der 
Aufenthalt  im  Hofraum  den  Kindern  des  Mieters  vielfach 
untersagt  und  von  einer  Erlaubnis  des  Vermieters  ab- 
hängig gemacht.  Untersagt  ist  ferner  dem  Mieter  an  Sonn- 
und  Feiertagen  sich  der  Rasenbleiche  zu  bedienen  und 
Wäsche  im  Freien  aufzuhängen.  (F.  17  § 15  k;  18  Haus- 
ordnung § 7;  24  S.  22). 

Interessant  und  manchmal  amüsant  sind  die  Be- 
stimmungen über  das  Fenster-  und  Fassadenrecht.  Die 
Fenster  sollen  der  Lüftung  der  Wohnung  und  Lichtzufüh- 
rung dienen  und  nicht  etwa  dazu,  auf  diesem,  vielleicht 
nicht  ungewöhnlichen  Wege  sich  lästiger  Gegenstände  zu 
entledigen.  Die  Mietverträge  betonen  scharf,  daß  jegliches 
Ausschütten,  Hinauswerfen  von  irgend  welchen  Gegen- 
ständen, sei  es  aus  den  Dach-  oder  sonstigen  Fenstern 
streng  untersagt  sei.  Das  Recht  des  Mieters  auf  Lüftung 
der  Wohnung  und  ihres  Inventars  geht  andererseits  wie- 
derum nicht  soweit,  daß  ihm  etwa  gestattet  wäre,  Bett- 
wäsche, Teppiche  und  dergleichen  Gegenstände  zum  Fenster 
hinauszuhängen.  Dieser  häufig  zu  bemerkenden  Unsitte 
begegnen  die  Mietverträge  dadurch,  daß  sie  ausdrücklich 
dem  Mieter  verbieten,  irgend  etwas  aus  dem  Fenster  zu 
hängen;  dagegen  hat  der  Vermieter  allgemein,  wie  auch 
natürlich  ist,  nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  der  Mieter 
durch  Anbringung  von  Blumentöpfen  und  dergl.  dem  Hause 
ein  freundliches  Aussehen  gibt;  seine  Sorge  ist  nur  darauf 
gerichtet,  daß  dieser  Schmuck  nicht  etwa  in  einer  Form 
angebracht  wird,  daß  er  Passanten  gefahrbringend  werden 
könnte.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  heraus  ist  in  den 
Mietverträgen  durchweg  darauf  hingewiesen,  daß  Blumen- 
töpfe nur  dann  vor  die  Fenster  gestellt  werden  dürfen, 
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wenn  eine  Vorrichtung  getroffen  ist,  die  ein  Herunter- 
fallen verhindert. 

Gleichfalls  vom  ästhetischen  Standpunkte  aus  ist  die 
in  den  meisten  Verträgen  niedergelegte  Bestimmung  zu 
begrüßen,  daß  der  am  Hause  befindliche  Balkon  nicht  ver- 
unziert werden  dürfe,  daß  vielmehr  nur  eine  Blumenzier 
und  höchstens  Tische  und  Stühle  dort  am  Platze  seien.  — 
Dem  gleichen  Zweck  dient  die  Bestimmung,  daß  die  straßen- 
wärts  gelegenen  Fenster  mit  Gardinen  zu  versehen  sind. 

Eine  Klausel,  die  ebenfalls  darauf  abzielt,  dem  Ver- 
mieter das  Recht  auf  die  Fassade,  das  Äussere  seines 
Hauses  zu  wahren,  ist  diejenige,  daß  Firmenschilder,  Auf- 
schriften und  dergl.  am  Hause  ohne  Genehmigung  des 
Vermieters  nicht  angebracht  werden  dürfen.  Der  Ver- 
mieter seinerseits  dagegen  ist  befugt,  an  jeder  zweckdien- 
lichen Stelle  des  Hauses,  insbesondere  an  den  strassen- 
wärts  gelegenen  Fenster  leer  werdender  oder  leer  stehen- 
der Wohnungen  Mietplakate  anzubringen. 

In  gleicher  Richtung,  wie  letztere  Bestimmung  bewegt 
sich  diejenige,  daß  der  Mieter  dem  Vermieter  das  Be- 
treten der  Wohnung  mit  Miet-  und  Kauflustigen,  sowie 
mit  Geldgebern  zwecks  Hypothekenbeschaffung  gestatten 
müsse.  Zeitlich  kann  diese  Besichtigung  nach  den  am 
weitesten  gehenden  Vertragsformularen  an  jedem  Tage, 
z.  B.  F.  4 § 9 zwischen  9 Uhr  morgens  und  8 Uhr  abends 
erfolgen,  z.  B.  F.  24  § 28;  jedoch  sind  hier  recht  erheb- 
liche Unterschiede  zu  verzeichnen,  meist  ist  die  Besichti- 
gungszeit bedeutend  mehr  beschränkt,  entweder  auf  einen 
bestimmten  Zeitabschnitt,  — so  findet  sich  sehr  häufig, 
namentlich  für  die  Besichtigung  der  Wohnung  mit  Miet- 
lustigen die  verständige  Beschränkung,  daß  eine  solche 
nur  nach  erfolgter  Kündigung  gestattet  sei,  so  F.  3 § 21 ; 
24  § 28,  — oder  auf  eine  kürzere  Tageszeit,  z.  B.  auf  die 
Zeit  von  10 — 1 Uhr  und  von  4 — 6 Uhr,  so  F.  36  § 6. 

Eine  ähnliche  Bestimmung  betont  ferner  in  den  meisten 
Formularen  für  den  Vermieter  ein  weitgehendes  Kontroll- 
recht über  die  Wohnräume.  Manche  Formulare,  so  F.  6 
§ 7 ; 47  § 12  gehen  dabei  so  weit,  daß  sie  dem  Vermieter 
das  Recht  Vorbehalten,  zu  jeder  Zeit,  zur  Tages-  wie  Nacht- 
zeit, und  gleichgültig,  ob  der  Mieter  anwesend  ist  oder 
nicht,  die  Mieträume  zur  Prüfung  zu  betreten.  Es  ist  dem 
Vermieter  dabei  freigestellt,  ob  er  allein  oder  in  Beglei- 
tung beliebiger  Personen  die  Besichtigung  vornehmen  will. 
Andere  Entwürfe  gestatten  die  Kontrolle  nur  zu  gelegener 
Zeit,  so  F.  23  § 8 oder  an  allen  Tagen  mit  Ausnahme  der 
gesetzlichen  Sonn-  und  Feiertage,  so  F.  35  Ziffer  12.  Im 
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übrigen  ist  die  Regelung  im  großen  ganzen  dem  oben  er- 
wähnten Besichtigungsrechte  gleichgeartet. 

Daß  diese  vorerwähnten  Besichtigungs-  und  Kontroll- 
rechte eine  enorme  Beeinträchtigung  des  Hausrechts  des 
Mieters  bedeuten,  bedarf  keiner  näheren  Erörterung.  Der 
Mieter  ist  auf  Grund  derselben  Rücksichtslosigkeiten  wenig 
taktvoller  Vermieter  preisgegeben,  denen  zu  begegnen, 
etwa  auf  Grund  des  § 226  B.  G.  B.,  ihm  immerhin  schwierig 
sein  wird. 

Der  Tendenz  des  Vermieters,  jede  Substanzverände- 
rung seiner  Wohnung  zu  verhindern,  verdankt  die  Bestim- 
mung ihre  Entstehung,  daß  Telefon,  Schellen,  Inschriften 
und  Schilder  im  Hause  ohne  seine  Genehmigung  nicht  an- 
gebracht werden  dürfen.  Hier  erhebt  sich  nun  die  Frage, 
ob  der  Vermieter  etwa  mit  Rücksicht  auf  den  entsprechen- 
den Vorbehalt  auf  jeden  Fall  die  Genehmigung  versagen 
kann.  Diese  Frage  ist  m.  E.  zu  verneinen.  Der  Vermieter 
kann  Neuerungen  nur  da  verbieten,  wo  sie  eine  nennens- 
werte Schädigung  oder  Belästigung  für  ihn  bedeuten.  Ist 
die  Herstellung  einer  Fernsprechleitung  z.  B.  nach  den 
Anforderungen  des  in  den  Mieträumen  betriebenen  Ge- 
schäftes oder  des  Kampfes  mit  der  Konkurrenz  als  dringen- 
des Bedürfnis  des  Gebrauches  der  Mieträume  zu  erachten, 
bringt  andererseits  die  Herstellung  der  gewünschten  Anlage 
auf  Kosten  des  Mieters  dem  Vermieter  weder  irgend 
welchen  Schaden  noch  eine  nennenswerte  Belästigung,  so 
würde  der  Vermieter,  im  Falle  er  die  vorbehaltene  Gene- 
migung  versagen  würde,  gegen  die  Grundsätze  der  bona 
fides,  der  Vertragstreue,  verstoßen,  (so  auch  R.  G.  Bd. 
37,  S.  212  ff.). 

Sich  selbst  hat  aber  andererseits  der  Vermieter  durch- 
weg vertraglich  das  Recht  Vorbehalten,  bauliche  Verände- 
rungen in  der  Mietwohnung,  z.  B.  Bohren  von  Ofenlöchern, 
sowie  Ausbesserungen,  z.  B.  Tapezieren  der  Hausgänge 
vornehmen  zu  lassen,  ohne  daß  der  Mieter  widersprechen, 
bezw.  Ersatzansprüche  daraus  herleiten  kann.  Naturgemäß 
hat  diese  Bestimmung  zunächst  nicht  etwa  die  Tragweite, 
daß  der  Vermieter  nun  berechtigt  wäre,  die  Wohnung 
gänzlich  umzugestalten,  sie  zu  einer  anderen  zu  machen. 
Sodann  ermächtigt  sie  aber  auch  nur  zu  solchen  baulichen 
Änderungen,  die  keine  dauernde  Beeinträchtigung,  sondern 
nur  eine  vorübergehende  Störung  des  Mietrechts  herbei- 
führen und  dem  Mieter  noch  den  Gebrauch  während  der 
Bauzeit  trotz  der  Bauarbeiten  ohne  übermäßige  Belästigung 
ermöglichen,  (so  auch  Niendorff  S.  121). 

Abfälle,  Asche,  Kehricht,  Knochen,  Lumpen,  Ruß  usw. 
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darf  der  Mieter  nicht  auf  bewahren,  sondern  hat  sie  in  die 
hierzu  aufgestellten,  bezw.  anzuschaffenden  Müllgefäße  zu 
entleeren  und  täglich  aus  der  Wohnung  zu  entfernen. 
Mitunter,  z.  B.  F.  17  § 15,  f.  wird  hierbei  noch  ein  Unter- 
schied zwischen  verbrennbaren  und  nicht  verbrennbaren 
Abfällen  gemacht  und  für  erstere  die  Verbrennung  ange- 
ordnet. Falls  die  Mülleimer  überfüllt  oder  vorübergehend 
aus  anderen  Gründen  nicht  zu  benutzen  sind,  hat  der 
Mieter  den  Abfall  in  eigene  Gefäße  zu  entleeren.  Aus- 
drücklich verboten  ist  dem  Mieter  in  den  meisten  Formu- 
laren, Abfälle  in  den  Hof,  in  den  Keller  zu  schütten  oder 
in  die  Ausgußbecken  der  Wasserleitung  oder  in  die  Aborte 
zu  gießen. 

Als  eines  nicht  unwesentlichen  Kapitels  im  Haushalte 
ist  ferner  in  den  Formularen  allgemein  des  Wasserver- 
brauchs seitens  des  Mieters  gedacht.  Wasser  an  einen 
Dritten  abzugeben  ist  streng  untersagt,  manchmal  sogar 
unter  Androhung  einer  Strafe  bis  zu  5 Mk.  pro  Fall,  z. 
B.  F.  24  § 4.  Daneben  findet  sich  oftmals  die  allgemeine 
Klausel,  daß  der  Wasserverbrauch  namentlich  bei  Be- 
nutzung der  Aborte  nach  Möglichkeit  einzuschränken  sei. 

Unerwähnt  darf  weiterhin  nicht  bleiben,  daß  eine 
stattliche  Anzahl  von  Verträgen  sich  mit  der  Frage  des 
Schließens  der  Haus-  und  Hoftüren  befaßt.  Diese  ist 
meist  so  geregelt,  daß  die  Haus-  und  Hoftüren  spätestens 
abends,  im  Sommer  gegen  11  Uhr,  im  Winter  gegen  10  Uhr 
zu  schließen  sind.  Der  Haus-  und  Hoftürschlüssel  darf 
dabei  an  niemanden,  als  nur  an  Mitglieder  der  Familie 
dauernd  abgegeben  werden.  (F.  7 § 8 Ziff.  7 ; 59  § 10). 

Endlich  sei  noch  die  Bestimmung  angeführt,  daß  die 
Benutzung  des  etwa  vorhandenen  Fahrstuhles  den  Mietern 
nur  von  morgens  8 Uhr  bis  10  Uhr  abends  gestattet  ist, 
und  daß  Kinderwagen,  Fahrräder  sowie  sonstige  Lasten 
vom  Transport  überhaupt  ausgeschlossen  sind,  z.  B.  F.  7 
§ 8,  7. 

Mehr  auf  das  Verhältnis  von  Mieter  zu  Mieter  abge- 
stellt ist  zunächst  die  Bestimmung  über  die  Beleuchtung 
der  Wohnung:  Eine  ausreichende  Beleuchtung  der  zur 
Wohnung  führenden  Treppen  und  Flure  ist  den  Mietern 
zu  einer  ihrer  strengsten  Pflichten  gemacht,  mitunter  freilich 
gegen  eine  monatliche  Entschädigung,  z.  B.  F.  4 H.  O.  § 1, 
meist  jedoch  ohne  Entgeld.  Räumlich  ist  diese  Verpflich- 
tung durchweg  in  der  Form  geteilt,  daß  der  Bewohner  des 
Unterhauses  den  Hausflur,  der  Etagenbewohner  den  unter 
seiner  Wohnung  liegenden  Treppenlauf  und  ihren  Flur  zu 
beleuchten  hat.  Bei  leerstehenden  Wohnungen  haben  die 
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in  demselben  oder  in  dem  nächsten  Stock  wohnenden 
Mieter  die  zu  diesen  gehörenden  Treppenteile  und  Korri- 
dore ebenfalls  zu  beleuchten.  — Zeitlich  ist  die  Grenze 
der  Beleuchtungspflicht  durchweg  so  gesetzt,  daß  sie  beginnt 
mit  Eintreten  der  Dunkelheit  und  endigt  meist  gegen  10 
oder  IOV2  Uhr  abend. 

Die  nächste  Gruppe  der  Bestimmungen  wird  durch 
die  Generalklausel  eingeführt,  daß  der  Mieter  sich  ver- 
pflichtet, und  zwar  für  sich  selbst  und  die  Seinigen,  jede 
die  üblichen  Grenzen  überschreitende  Ausnutzung  des 
Mietrechts,  durch  welche  die  Mitbewohner  belästigt  werden, 
und  durch  die  Ruhe,  Frieden  und  Ordnung  im  Hause 
gestört  zu  werden  droht,  zu  unterlassen.  Diese  General- 
klausel ist  im  einzelnen  unterstrichen: 

Die  zu  gemeinsamem  Gebrauche  bestimmten  Torwege, 
Treppen,  Flure  und  Vorflure,  Keller,  Trockenböden  etc. 
dürfen  nicht  durch  Aufstellen  von  Möbeln,  Kisten  und 
dergl.  beengt  oder  verunziert,  bezw.  zum  Aufhängen  irgend 
welcher  Gegenstände  benutzt  werden.  — Desgleichen  ist 
das  Herumstehen  und  Sitzen  auf  den  Treppen  in  den 
Hausfluren  oder  unter  der  Haustüre  nicht  gestattet.  Als 
verbotenes  „Herumstehen  oder  Sitzen“  gilt  jedoch  nur  ein 
solches,  das  nach  außenhin  Anstoß  und  bei  den  übrigen 
Mitbewohnern  Ärgernis  erregt,  (vergl.  auch  Niendorff  S.  251). 

Sodann  ist  es  Pflicht  des  Mieters,  streng  darauf  zu 
achten,  daß  seine  Kinder  anderen  Mitbewohnern  in  keiner 
Weise  lästig  werden.  Namentlich  muß  das  Zuschlägen  der 
Türen,  Hüpfen  und  lärmendes  Treppenlaufen,  Poltern, 
Schreien  und  Spielen  der  Kinder  im  Innern  des  Hauses 
und  auf  dem  Hofe  tunlichst  vermieden  werden.  Unnützes 
Laufen  auf  den  Treppen  oder  Fluren  und  das  Herabgleiten 
auf  dem  Geländer  ist  den  Kindern  zu  verbieten.  Trom- 
meln, Spielen  auf  Blasinstrumenten,  Harmonikaspielen  ist 
im  Hause  untersagt. 

Überhaupt  sind  sämtliche  Geräusche,  soweit  sie  zu 
Belästigungen  der  Mitbewohner  führen  können,  nach  Mög- 
lichkeit zu  vermeiden.  — Das  Musizieren  muß  — von 
Ausnahmen  abgesehen  — spätestens  gegen  11  Uhr  abends 
eingestellt  werden.  — Gramophone  dürfen  nur  ab  und  zu 
gespielt  werden.  — Näh-  und  Strickmaschinen  müssen  zur 
Dämpfung  des  Geräusches  auf  Unterlagen  von  Filz  oder 
Gummi  gestellt  werden.  — Das  Inschlaffahren  von  Kindern 
in  Kinder-  oder  Sportwagen  ist  besonders  während  der 
Nacht  unstatthaft,  falls  dadurch  ruhestörendes  Geräusch 
entsteht.  — Auf  Treppen  dürfen  Wagen  aller  Art  und 
Fahrräder  nur  getragen  werden.  — Das  Gehen  in  Holz- 
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schuhen  ist  in  den  Wohnungen,  auf  den  Fluren  und  Treppen 
unzulässig.  — Übervorsichtige  Mietverträge,  z.  B.  F.  24 
S.  28  verbieten  sogar  das  Abhalten  von  Auktionen  in  den 
Mieträumen.  — Nicht  zu  umgehende  geräuschvolle  Ar- 
beiten in  den  Wohnräumen,  z.  B.  das  Einschlagen  von 
Nägeln  sind  zu  einer  bestimmten  Zeit  zu  erledigen,  meist 
von  morgens  8 Uhr  bis  spätestens  abends  8 Uhr.  Das 
Ausklopfen  der  Teppiche,  Decken  und  anderer  Gegen- 
stände darf  außerdem  auch  nur  an  dem  dazu  angewiesenen 
Platze  vorgenommen  werden,  und  zwar  meist  in  der  Zeit 
von  7 — 12  Uhr  an  Werktagen;  insbesondere  ist  eine  Er- 
ledigung dieser  Arbeit  im  Treppenhause  nicht  erlaubt. 

Erschütterungen  des  Hauses  sind  zu  vermeiden.  — 
Mit  Rücksicht  hierauf  ist  namentlich  das  Anbringen  von 
Schaukeln  und  Turngeräten  innerhalb  des  Hauses  ver- 
boten. — Das  Zerkleinern  von  Holz  muß  im  Hof  oder  in 
den  Kellerräumen  unter  Benutzung  eines  auf  weicher 
Unterlage  ruhenden,  schweren  Klotzes  innerhalb  einer  be- 
grenzten Zeit,  meist  in  der  Zeit  von  morgens  8 bis  spä- 
testens abends  8 Uhr  geschehen. 

Das  Halten  von  Hunden,  Katzen  und  anderen  Tieren 
endlich  ist  nicht  oder  nur  mit  jederzeit  widerruflicher 
schriftlicher  Erlaubnis  des  Vermieters  gestattet.  In  Aus- 
legung dieser  Bestimmung  sei  bemerkt,  daß  mit  ihr  natürlich 
nicht  das  Halten  etwa  eines  Kanarienvogels  oder  kleiner 
Fische  verboten  ist.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  viel- 
mehr nur  auf  solche  Tiere,  die  den  Mitbewohnern,  sei  es 
durch  Geruch,  sei  es  durch  Lärm,  lästig  werden  können. 

c)  Erhaltungspflicht  des  Vermieters. 

Die  in  § 536  B.  G.  B.  dem  Vermieter  aufgebürdete 
Verpflichtung  zur  Erhaltung  der  Wohnung  in  einem  dem 
vertragsmäßigen  Gebrauch  entsprechenden  Zustande  ist  in 
praxi  seitens  der  Vermieter  zu  dem  erheblichsten  Teile 
auf  die  Schultern  des  Mieters  abgewälzt. 

Einige  Vertragsentwürfe,  z.  B.  29  § 4 gehen  dabei 
soweit,  das  sie  die  Erhaltung  der  Mieträume  in  ihrem 
ganzen  Umpfange  dem  Mieter  zur  Pflicht  machen  und  die 
Verpflichtung  des  Vermieters  beschränken  auf  die  Instand- 
haltung von  Dach  und  Fach,  des  äußeren  Verputzes,  bezw. 
Anstriches,  sowie  auf  die  Vornahme  der  erforderlichen 
baulichen  Veränderungen,  sei  es  daß  dieselben  höheren 
Orts,  polizeilich  etc.  angeordnet  oder  von  ihm  selbst  für 
notwendig  erachtet  werden.  Daneben  finden  sich  ver- 
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einzelt  abweichende  Bestimmungen,  die  hier  und  da  dem 
Vermieter  die  Instandhaltung  des  Hausflurs,  des  Treppen- 
hauses, der  Wasserleitung  usw.  generell  zur  Pflicht  machen. 
In  überwiegendem  Maße  ist  jedoch  die  Frage  der  Erhal- 
tung der  Mietwohnung  für  den  Vermieter  dahin  geregelt, 
daß  seine  Verpflichtung  durchweg  nur  die  größeren  und 
zwar  die  nicht  durch  ein  Verschulden  des  Mieters,  seiner 
Hausgenossen  oder  seiner,  bezw.  deren  Besucher  verur- 
sachten Reparaturen  umfaßt.  Als  solche  gelten  nach  der 
Mehrzahl  der  Verträge  diejenigen,  die  einen  Aufwand  von 
mehr  als  drei  oder  fünf  Mark  erfordern. 


2.  Gewährleistungspflicht  des  Vermieters, 

a)  Allgemeines. 

Kommt  der  Vermieter  seiner  Verpflichtung  zu  dauern- 
der Gebrauchsgewährung  in  dem  unter  § 5,  1 näher  er- 
örterten Rahmen  nicht  oder  nicht  gehörig,  insbesondere 
nicht  rechtzeitig  nach,  so  greifen  die  allgemeinen  Grund- 
sätze über  Nichterfüllung  gegenseitiger  Verpflichtungen, 
insbesondere  über  Unmöglichkeit  (cf.  oben  § 4,  1)  und 
Verzug  (cf.  oben  § 4,  2)  durch,  jedoch  gelten  für  die 
Haftung  für  Sach-  und  Rechtsmängel  besondere  Grund- 
sätze, die  an  die  Stelle  der  allgemeinen  Vorschriften  treten, 
welch  letztere  nur  dann  zur  Anwendung  kommen,  wenn 
die  Nichterfüllung  auf  anderen  Gründen,  als  auf  Sach-  und 
Rechtsmängeln  beruht.  — Ferner  hat  der  Mieter  kein 
Rücktrittsrecht  auf  Grund  der  §§  325,  326  B.  G.  B. ; *) 
dieses  Rücktrittsrecht  ist  vielmehr  durch  ein  Recht  frist- 
loser Kündigung  ersetzt:  Nach  § 542  B.  G.  B.  kann  nämlich 
der  Mieter  das  Mietverhältnis  aufkündigen  und  zwar  ohne 
weiteres,  wenn  ihm  der  vertragsmäßige  Gebrauch  der 
Wohnung  ganz  oder  zu  einem  erheblichen  Teile  nicht 
rechtzeitig  gewährt  oder  später  wieder  entzogen  wird,  und 
wenn  infolge  des  die  Kündigung  rechtfertigenden  Umstandes 
die  Erfüllung  kein  Interesse  mehr  für  ihn  hat.  Ist  letzteres 
nicht  der  Fall,  so  bedarf  es  zur  Rechtfertigung  der  Kün- 
digung einer  erfolglosen  Fristsetzung  zur  Abhülfe.  Bei 
unerheblicher  Hinderung  oder  Vorenthaltung  des  Gebrauches 
hat  der  Mieter  gleichfalls  das  Recht  fristloser  Kündigung, 
jedoch  ist  eine  solche  nur  dann  zulässig,  wenn  sie  durch 
ein  besonderes  Interesse  des  Mieters  gerechtfertigt  wird. 

*)  Bei  der  Darstellung  der  Unmöglichkeits-  und  Verzugslehre  ist 
hierauf  schon  Rücksicht  genommen,  (cf.  oben  § 4). 
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Zwar  ist  im  Gesetz  nicht  ausdrücklich  gesagt,  daß  das 
Rücktrittsrecht  für  den  Mieter  infolge  der  vorstehenden 
Bestimmungen  wegfallen  solle,  jedoch  ergibt  sich  dies 
daraus,  daß  eine  Rückgängigmachung  der  Miete  für  die 
Vergangenheit  für  den  Vermieter  unbillig  sein  würde, 
während  andererseits  der  Mieter  mit  seinem  Kündigungs- 
recht gemäß  § 542  B.  G.  B.  für  die  Zukunft  sein  Ziel,  die 
Beendigung  des  Mietverhältnisses,  vollkommen  erreicht, 
(so  auch  die  herrschende  Ansicht : Planck  zu  § 542  Ziff . 1 ; 
Oertmann  zu  § 535,  4;  Enneccerus  Bd.  I § 350,  I,  5,  b.; 
a.  A.  Mittelstein  § 29,  9 a). 

Was  speziell  die  Sach-  und  Rechtsmängelhaftung  des 
Vermieters  angeht,  so  nimmt  es  angesichts  ihrer  erheb- 
lichen praktischen  Bedeutung  nicht  wunder,  daß  sich  die 
Formulare  mit  ihrer  Regelung  in  recht  eingehender  Weise 
befassen.  Sie  haben  dabei  durchweg  eine  von  dem  Stand- 
punkt des  Gesetzgebers  merklich  abweichende  Stellung 
eingenommen  und  eine  Reihe  einschneidender  Änderungen 
zu  Gunsten  des  Vermieters  eingeführt.  Diese  Änderungen 
beziehen  sich  sowohl  auf  die  Haftung  dem  Umfange  als 
auch  der  Zeit  nach.  Sie  haben  jedoch  nur  insoweit  Gül- 
tigkeit, als  der  Vermieter  nicht  einen  Mangel  arglistig,  d.  h. 
in  Kenntnis  des  Mangels  und  in  der  Absicht,  ihn  zu  ver- 
heimlichen, verschweigt.  — § 540  B.  G.  B.  — 

b)  Die  Sachmängelhaftung. 

Bei  der  Behandlung  der  Frage  der  Sachmängelhaftung 
ist  zwischen  solchen  Mängeln  zu  unterscheiden,  welche 
zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  vorhanden  waren  und 
solchen,  die  erst  später  entstehen.  Eine  Haftung  für 
letztere  kommt  für  den  Vermieter  nur  im  Rahmen  der 
Verteilung  der  Erhaltungspflicht  (cf.  hierzu  § 5,  lc)  in 
Frage. 

Demnach  gelten  folgende  Grundsätze: 


aa)  Vorbehaltene  Mängel. 

Der  Vermieter  hat  zunächst  für  solche  Mängel  ein- 
zustehen, deren  Abstellung  ausdrücklich  in  dem  Mietver- 
träge Vorbehalten  ist.  Hervorzuheben  ist  nämlich  in  diesem 
Punkte,  das  nahezu  alle  Vertragsentwürfe  eine  Hebung 
bestimmter,  in  einem  offen  gelassenen,  mehr  oder  minder 
umpfangreichen  Raume  näher  zu  bezeichnender  Mängel 
vorsehen.  Durchweg  ist  dabei  dem  Vermieter  eine  be- 
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stimmte  Frist  meist  bis  zu  einem  Monat,  zur  Beseitigung 
der  Mängel  Vorbehalten.  Der  Lauf  der  Frist  beginnt  regel 
mäßig  mit  dem  Beginne  der  Mietzeit,  seltener  mit  dem 
Antritt  der  Wohnung  seitens  des  Mieters. 


bb)  Arglistig  verschwiegene  Mängel. 

Daß  der  Vermieter  dem  Mieter  für  arglistig  ver- 
schwiegene Mängel  haftet,  und  daß  eine  vertragliche  Her- 
absetzung dieser  Haftung  für  den  Fall,  daß  der  Vermieter 
den  Mangel  arglistig  verschweigt,  nichtig  ist,  ist  schon  unter 
§ 5,  2a  erörtert. 


cc)  Zugesicherte  Eigenschaften  etc. 

Weiterhin  haftet  der  Vermieter  für  solche  Mängel  und 
Eigenschaften,  deren  Abwesenheit,  bezw.  deren  Vorhan- 
densein er  zugesichert  hat.  Dabei  ist  allerdings  zu  be- 
merken, daß  die  Haftung  aus  der  Zusicherung  der  Ab- 
wesenheit bestimmter  Mängel  eine  sehr  geringe  Bedeutung 
hat,  wie  sich  daraus  ergibt,  daß  nicht  ein  einziger  der 
vorliegenden  Mietverträge  eine  solche  Zusicherung  enthält. 
Auch  die  Haftung  des  Vermieters  aus  zugesicherten  Eigen- 
schaften der  Wohnung  spielt  praktisch  keine  allzugroße 
Rolle.  Hier  könnte  höchstens  die  Bestimmung  bezgl.  des 
Vorhandenseins  gewisser  Einrichtungen,  wie  Müllschlucker, 
Heizung  und  einer  bestimmten  Temperatur,  Staubsauger- 
anlagen etc.  in  Frage  kommen,  jedoch  muß  betont  werden, 
daß  die  Verträge,  in  denen  von  solchen  Einrichtungen  die 
Rede  ist,  vielfach  ausdrücklich  die  Haftung  des  Vermieters 
für  das  Funktionieren  derselben  entweder  überhaupt  aus- 
schließen oder  doch  beschränken,  und  zwar  meist  auf  einen 
Beseitigungsanspruch  des  Mieters  innerhalb  angemessener 
Frist,  (cf.  F.  19  § 2;  25  § 10). 


dd)  Verborgene  Mängel. 

Naturgemäß  liegt  der  Kernpunkt  der  ganzen  Gewähr- 
leistungspflicht des  Vermieters  bezgl.  der  bei  der  Über- 
nahme der  Wohnung  vorhandenen  Mängel  in  der  Regelung 
seiner  Haftung  für  verborgene,  nicht  arglistig  verschwiegene 
Mängel.  Hier  findet  sich  nun  in  allen  Druckformularen 
die  Klausel,  daß  die  Wohnung  dem  Mieter  in  gutem, 
brauchbarem  und  wohnlichem  Zustande  zu  übergeben  sei. 
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Dieses  Bekenntnis  des  Mieters  im  Mietverträge,  für  sich 
allein  betrachtet,  soll  zur  Folge  haben,  daß  er  die  Besei- 
tigung von  Mängel,  die  schon  zur  Zeit  der  Überlassung 
vorhanden  waren,  nicht  verlangen  kann,  wenn  er  auch 
auf  der  anderen  Seite  nicht  verpflichtet  ist,  seinerseits 
ohne  weiteres  die  Mängel  auf  eigene  Kosten  zu  beseitigen. 
(So  Grome  § 234  Nr.  55,  allerdings  ohne  nähere  Be- 
gründung). 

Strauß  a.  a.  0.  S.  53  kommt  zu  demselben  Resultat, 
indem  er  in  der  angezogenen  Klausel  einen  Verzicht  des 
Mieters  auf  alle  weiteren  Rechte  aus  einer  mangelhaften 
Beschaffenheit  der  Wohnung  sieht.  Der  Mieter  müsse,  so 
führt  er  aus,  lesen,  was  er  unterschreibe  und  sich  vor 
der  Unterzeichnung  des  Vertrages  davon  überzeugen,  in 
welchem  Zustand  die  Wohnung  sich  befände. 

Mit  Recht  weisen  demgegenüber  Beer  S.  26  und 
Mittelstein  S.  292  darauf  hin,  daß  es  verfehlt  sei,  in  diesem 
Bekenntnis  des  Mieters  einen  Verzicht  auf  die  Rechte  aus 
der  mangelhaften  Beschaffenheit  der  Wohnung  zu  erblicken. 
Wollte  man  dem  angezogenen  Vertragspassus  generell  eine 
derartige  Bedeutung  beimessen,  so  würde  man  auch  m.  E. 
damit  weit  über  das  Ziel  hinausschießen.  Die  richtige 
Bedeutung  der  Klausel  liegt  doch  wohl  darin,  daß  sie  dem 
Mieter  die  Beweislast  dafür  aufbürdet,  daß  trotz  seiner 
gegenteiligen  Bescheinigung  Mängel  vorhanden  sind,  bezw. 
gewesen  sind.  Daß  mitunter  freilich  auch  ein  Verzicht 
des  Mieters  auf  die  Geltendmachung  von  Rechten  aus  der 
etwaigen  mangelhaften  Beschaffenheit  der  Mietwohnung 
vorliegen  kann,  ist  damit  selbstverständlich  nicht  in  Ab- 
rede gestellt. 

Im  übrigen  haben  nur  vereinzelte  Vertragsentwürfe 
dieses  Bekenntnis  nackt  in  ihre  Bestimmungen  aufge- 
nommen, so  F.  1 § 5 ; F.  25  § 6,  sodaß  auch  nur  in 
ihrem  Geltungsbereich  sich  die  oben  angeführte  Streitfrage 
erhebt.  Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Entwürfe  hat 
dagegen  eine  derartige  Bestimmung  nur  mit  erläuternden 
Zusätzen  aufgenommen.  Die  in  diesem  Punkte  am  wei- 
testen gehenden  Vertragsformulare  lassen  den  Vermieter 
trotzdem  ausdrücklich  generell  für  alle  bei  Übergabe  der 
Wohnung  vorhandenen  verborgenen  Mängel  haften  und 
beschränken  diese  Gewährleistungspflicht  nur  zeitlich  durch- 
weg auf  eine  Frist  von  höchstens  4 Wochen,  (cf.  F.  24 
§ 19).  Nicht  wenige  Formulare,  z.  B.  F.  19  § 6,  24  § 18 
heben  die  Haftung  des  Vermieters  für  bestimmte  verborgene 
Mängel,  richtiger  für  einen  verborgenen  Mangel,  nämlich 
das  Vorkommen  von  Ungeziefer  besonders  hervor:  Ist 
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Ungeziefer  in  der  Wohnung  vorhanden,  so  kann  der 
Mieter  nach  der  xMehrzahl  der  Verträge  Beseitigung  des- 
selben verlangen,  z.  B.  F.  24  § 18.  Nach  anderen  kann 
er  das  Mietverhältnis  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungs- 
frist, jedoch  unter  Fristsetzung  zur  Beseitigung  auflösen.  — 
Auch  diese  Haftung  ist  wiederum  zeitlich,  meist  durch 
eine  14tägige,  seltener  4wöchige  Ausschlußfrist  begrenzt. 


ee)  Folgen  der  Sachmängelhaftung. 

Die  gesetzliche,  in  den  §§  537  ff.  B.  G.  B.  niedergelegte 
Regelung  der  Folgen  der  Gewährleistungspfiicht  des  Ver- 
mieters für  Sachmängel  ist  im  großen  und  ganzen  durch 
das  vertragliche  Wohnungsmietrecht  nicht  geändert  worden. 
Demnach  hat  jeder  Mangel,  für  den  der  Vermieter  im 
Rahmen  der  vorstehenden  Ausführung  einzustehen  hat, 
gleichgültig,  ob  er  schon  anfangs  vorhanden  war  oder  erst 
später  entstanden  ist,  zur  Folge,  daß  der  Mieter  für  die 
entsprechende  Zeit  von  der  Pflicht  zur  Entrichtung  des 
Mietzinses  bei  vollständiger  Untauglichkeit  der  Wohnung 
ganz  und  bei  geminderter  Gebrauchsfähigkeit  teilweise 
befreit  ist.  — § 537  B.  G.  B.  — Hat  er  zuviel  gezahlt, 
so  kann  er  es  als  ungerechtfertigte  Bereicherung  zurück- 
verlangen. War  der  Mangel  schon  zur  Zeit  des  Vertrags- 
schlusses vorhanden,  so  hat  der  Mieter  statt  der  Befreiung, 
bezw.  Minderung  einen  Schadenersatzanspruch  wegen 
Nichterfüllung.  Hat  der  Vertrag  wegen  des  Mangels  für 
den  Mieter  kein  Interesse  mehr,  so  kann  der  Mieter  Ersatz 
wegen  Nichterfüllung  des  ganzen  Vertrages  verlangen. 
Gleiches  gilt,  falls  der  Mangel  erst  später  infolge  eines 
Umstandes  entstanden  ist,  den  der  Vermieter  zu  vertreten 
hat,  sowie  dann,  wenn  der  Vermieter  mit  der  Beseitigung 
des  Mangels  in  Verzug  gekommen  ist.  — § 538,  Abs.  1 
B.  G.  B.  — In  letzterem  Falle  kann  der  Mieter  auch  den 
Mangel  selbst  beseitigen  und  Ersatz  der  erforderlichen 
Aufwendungen  verlangen.  — § 538  Abs.  2 B.  G.  B.  — 

Eine  Haftung  des  Vermieters  entfällt,  wenn  der  Mieter 
den  Mangel  bei  dem  Abschluß  des  Vertrages  kannte.  — 
§ 539  S.  1 B.  G.  B.  — Ist  dem  Mieter  ein  Fehler  infolge 
grober  Fahrläßigkeit  unbekannt  geblieben,  so  haftet  der 
Vermieter  nur  dann,  wenn  er  den  Mangel  arglistig  ver- 
schwiegen oder  dessen  Abwesenheit  zugesichert  hat.  — 
§§  539,  460  B.  G.  B.  — - Nimmt  der  Mieter  eine  Wohnung 
in  mangelhaftem  Zustande  an,  obschon  er  den  Mangel 
kennt,  so  bleibt  die  Haftung  des  Vermieters  nur  bei  einem 
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entsprechenden  Vorbehalt  des  Mieters  bestehen.  — §§  539, 
464  B.  G.  B.  — Endlich  haftet  der  Vermieter  dann  nicht, 
wenn  der  Mangel  durch  schuldhaftes  Verhalten  des  Mieters 
entstanden  ist.  — § 324  B.  G.  B.  — 

Über  die  Haftung  bei  Unterlassen  der  Mängelanzeige 
siehe  unten  § 6,  3,  c. 

In  diese  gesetzliche  Regelung  der  Folgen  der  Gewähr- 
leistungspflicht haben  nur  einige  wen  ge  Formulare  und 
zwar  mit  der  Klausel  eingegriffen,  daß  Mietminderung  oder 
Schadenersatz  in  den  gesetzlichen  Fällen  nur  dann  seitens 
des  Mieters  geltend  gemacht  werden  könne,  wenn  der 
Vermieter  den  Mangel  arglistig  verschwiegen  oder  später 
vorsätzlich  herbeigeführt,  oder  wenn  er  die  Beseitigung  des 
Mangels,  soweit  ihm  diese  überhaupt  nach  dem  Vertrage 
obläge,  nicht  binnen  einer  ihm  nach  eingetretenem  Verzüge 
gesetzten  angemessenen  Frist  ausgeführt  habe.  (cf.  z.  B. 
F.  24  § 16;  36  § 5). 

c)  Rechtsmängelhaftung. 

Wird  dem  Mieter  durch  das  Recht  eines  Dritten  der 
vertragsmäßige  Gebrauch  ganz  oder  teilweise  entzogen, 
so  regeln  sich  die  Beziehungen  zwischen  den  Parteien  wie 
bei  der  Sachmängelhaftung,  jedoch  mit  der  Abweichung, 
daß  die  Haftung  zwar  durch  Kenntnis  des  Rechtsmangels 
von  Seiten  des  Mieters,  aber  nicht  durch  grobfahrlässige 
Unkenntnis  ausgeschlossen  wird.  (§  541  B.  G.  B.). 


3.  Lastentragung. 

Die  gesetzliche  Verpflichtung  des  Vermieters  zur  Tragung 
der  auf  die  vermieteten  Wohnung  ruhenden  Lasten  ist 
allgemein  bestehen  geblieben.  Der  Vermieter  hat  also 
nach  wie  vor  in  praxi  die  öffentlich-  und  privatrechtlichen 
Lasten,  so  da  sind,  Grund-  und  Haussteuer,  Hypotheken- 
zinsen, Abgaben  etc.  zu  tragen.  Nur  hinsichtlich  einzelner 
Lasten  hat  eine  Verschiebung  zu  Ungunsten  des  Mieters 
stattgefunden,  so  bezüglich  der  Kanalisationsgebühren, 
Kaminreinigungsgebühren,  sowie  der  Einquartierungslast, 
soweit  dieselben  überhaupt  nicht  schon  im  Rahmen  des 
R.  G.  vom  25.  6.  68,  13.  6.  73,  13.  2.  75,  3.  8.  1878,  22. 
6.  87  und  24.  5.  98  und  der  Instruktion  vom  31.  12.  68 
dem  Mieter  durch  Gemeinde-,  bezw.  Ortsstatut  auferlegt 
ist.  (cf.  F.  50  § 15).  — Im  übrigen  vergleiche  hierzu  § 6, 
5 unten. 
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4.  Ersatz  von  Verwendungen. 

Eine  vom  Standpunkt  des  Gesetzgebers  des  B.  G.  B. 
merklich  abweichende  Stellung  hat  die  Praxis  in  der  Frage 
der  Ersatzpflicht  des  Vermieters  hinsichtlich  der  Verwen- 
dungen des  Mieters  auf  die  Wohnung  eingenommen,  aller- 
dings unter  Beibehaltung  der  Unterscheidung  des  Gesetz- 
gebers zwischen  der  Erstattung  der  notwendigen  und  der 
Erstattung  der  sonstigen  Verwendungen.  Betreffs  letzterer 
ist  durchweg  bestimmt,  daß  ein  Ersatz  für  sie  vom  Ver- 
mieter nicht  geleistet  zu  werden  braucht.  Andererseits 
ist  auch  die  Verpflichtung  des  Vermieters  zum  Ersatz  der 
vom  Mieter  auf  die  Wohnung  gemachten  notwendigen 
Verwendungen  durch  die  Mietverträge  bedeutend  be- 
schränkt, eine  Tatsache,  die  mit  dem,  was  oben  § 5,  1,  c 
über  die  Mängelhaftung  und  über  seine  Verpflichtung  zur 
Erhaltung  der  Wohnung  gesagt  ist,  in  Einklang  steht;  denn 
die  Frage,  inwieweit  der  Vermieter  für  vorhandene  Mängel 
haftet,  und  ob  und  eventuell  welche  Verwendungen  des 
Mieters  auf  die  Mietwohnung  der  Vermieter  zu  ersetzen 
hat,  ist  selbstverständlich  in  der  Hauptsache  in  dem  Augen- 
blicke zu  Gunsten  des  Vermieters  entschieden,  in  dem 
seine  Mängelhaftung  so  gewaltig  eingeschränkt,  und  nament- 
lich ihm  die  Pflicht  zur  Erhaltung  der  Wohnung  zum 
Hauptteile  abgenommen  wird. 

Die  Ersatzpflicht  des  Vermieters  bewegt  sich  daher 
allgemein  nur  in  den  durch  die  Vereinbarung  über  die 
Mängelhaftung  und  Instandhaltung  der  Mietwohnung  ge- 
zogenen Grenzen,  mit  anderen  Worten:  Soweit  innerhalb 
dieses  Rahmens  der  Vermieter  zur  Beseitigung  gewisser 
Mängel  gehalten  ist,  ist  auf  der  anderen  Seite  ein  Anspruch 
des  Mieters  auf  Erstattung  von  etwa  in  dieser  Richtung, 
d.  h.  zur  Hebung  dieser  Mängel  gemachten  Aufwendungen 
zu  bejahen,  vorausgesetzt  natürlich,  daß  auch  die  sonstigen 
gesetzlichen  Erfordernisse  zur  Entstehung  des  Erstattungs- 
anspruches, z.  B.  Fristsetzung,  Verzug  etc.  vorhanden  sind. 
Letzteres  ist  in  den  meisten  Formularen  noch  ausdrücklich 
hervorgehoben  durch  die  Bestimmung,  daß  der  Mieter, 
falls  er  Verwendungen  auf  die  Wohnung  zu  machen  beab- 
sichtige, vorher  entweder  die,  — teils  sogar  schriftliche,  — 
Genehmigung  des  Vermieters  dazu  einholen  müsse,  oder 
daß  Vermieter  mit  der  Vornahme  einer  ihm  obliegenden 
Reparatur  im  Verzüge  sein  und  die  fragliche  Reparatur 
auch  innerhalb  einer  ihm  gesetzten  angemessenen  Frist  nicht 
vorgenommen  haben  müsse. 

Eine  Nichtbeachtung  dieser  Bestimmung  soll  nach  den 
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Verträgen  allgemein  den  Verlust  des  Erstattungsanspruchs 
des  Mieters  nach  sich  ziehen.  Hierzu  ist  jedoch  zu  be- 
merken, daß  diese  letztere  Klausel  in  der  richtigen  Weise 
auszulegen  ist.  Im  praktischen  Leben  wird  es  nämlich 
gewiss  nicht  wenige  Fälle  geben,  in  denen  ein  den  ange- 
zogenen Bestimmungen  entsprechendes  Verhalten  des 
Mieters  der  Umständlichkeit  der  Abhülfe  wegen  der  Lage 
der  Sache  nicht  gerecht  würde  und  als  unverständig  ange- 
sprochen werden  müßte.  In  diesen  Fällen  wird  man  die 
Frage,  ob  der  Vermieter  trotz  des  offensichtlichen  Ver- 
stoßes des  Mieters  gegen  den  Wortlaut  des  Vertrages 
ersatzpflichtig  sei,  selbstverständlich  unbedingt . bejahen 
müssen. 


§ 6. 

Verpflichtungen  des  Mieters. 

1.  Übernahme  der  Wohnung  und  Obhutspflicht. 

Während  nach  der  gesetzlichen  Regelung  des  Miet- 
rechts der  Mieter  nur  berechtigt,  aber  nicht  ohne  weiteres 
auch  verpflichtet  ist,  die  Wohnung  ab-  und  in  Gebrauch 
zu  nehmen,  hat  das  vertragliche  Wohnungsmietsrecht,  von 
wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  die  Über-  und  in  Ge- 
brauchsnahme  der  Wohnung  und  zwar  die  rechtzeitige 
dem  Mieter  zur  Pflicht  gemacht. 

Übernimmt  der  Mieter  die  Wohnung  nicht  rechtzeitig, 
d.  h.  nach  den  meisten  Verträgen  nicht  spätestens  bis 
zum  dritten  Tage  nach  Beginn  der  Mietzeit,  so  hat  der 
Vermieter  das  Recht,  die  Wohnung  anderweitig  freihändig 
zu  vergeben,  es  sei  denn,  daß  der  Mieter  vorher  die  erste 
Mietrate  an  ihn  entrichtet  hat.  Falls  letzteres  zutrifft,  so 
hat  der  Vermieter  nach  den  meisten  Vertragsformularen 
zwar  wiederum  das  Recht  anderweitiger  Vergebung  der 
Wohnung,  jedoch  erst  dann,  wenn  eine  Frist  von  acht 
Tagen  nach  Beginn  der  Mietzeit  verstrichen  ist,  ohne  daß 
der  Mieter  die  Wohnung  übernommen  hat.  Für  beide 
Fälle  ist  betont,  daß  der  Mieter  dem  Vermieter  außerdem 
für  jeglichen  Schaden,  der  aus  der  nicht  rechtzeitigen 
Übernahme  der  Wohnung  erwächst,  z.  B.  Minderbetrag 
und  Ausfälle  der  Miete  hafte.  Nicht  selten  findet  sich 
auch  die  Klausel,  daß  außerdem  die  bezahlte  Mietrate 
verfallen  sei,  eine  Bestimmung,  die  jedoch  als  Ausbe- 
dingung einer  Konventionalstrafe  evtl,  der  gerichtlichen 
Herabsetzung  unterliegt. 
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Was  die  Tragweite  dieser  Bestimmungen  angeht,  so 
ist  aus  allgemeinen  Gesichtspunkten  für  ihre  Anwendung 
naturgemäß  kein  Raum  im  Falle  unverschuldeter  Hinderung 
des  Mieters  an  der  Übernahme  der  Wohnung;  vielmehr 
muß  der  Mieter  in  Annahmeverzug  geraten,  damit  die 
erwähnten  Rechte  des  Vermieters  zur  Entstehung  kommen. 
Die  Bedeutung  der  angezogenen  Bestimmungen  liegt  m.  E. 
bei  richtiger  Auslegung  darin,  daß  für  einen  evtl.  Beginn  des 
Verzuges  nähere  Zeitpunkte  festgelegt  werden. 

Hat  der  Mieter  die  Wohnung  einmal  übernommen,  so 
hat  er  damit  auch  zugleich  bezügl.  ihrer  die  sogenannte 
Obhutspflicht,  mit  anderen  Worten:  Er  hat  die  Wohnung, 
selbst  wenn  er  sie  nicht  in  Gebrauch  nimmt,  gegen  Be- 
schädigung zu  schützen,  sie  zu  verschließen,  zu  lüften,  zu 
reinigen  etc.  (Im  übrigen  vergl.  hierzu  Fuld  S.  138;  Mittel- 
stem S.  285;  Niendorff  S.  207;  R.  G.  v.  4.  2.  08  im  Recht 
08,  Nr.  964.)  Seiner  Obhutspflicht  entpricht  es  auch,  wenn 
er  im  Falle  einer  Abwesenheit  auf  Zeit  eine  andere  Person 
mit  der  Erfüllung  seiner  Obhutspflicht  betraut,  oder  wenn 
er  wenigstens  die  Schlüssel  der  Wohnung  dem  Vermieter 
zur  Verfügung  stellt.  Letzteres  machen  ihm  übrigens  nicht 
wenige  Formulare  ausdrücklich  zur  Pflicht. 


2.  Gebrauch  der  Wohnung. 

Was  den  Gebrauch  der  Wohnung  durch  den  Mieter 
anbetrifft,  so  sei  hier  zunächst  eine  den  Bestimmungen  zu 
§ 6,  1 entsprechende  hervorgehoben,  nämlich  die,  daß  der 
Mieter  nach  erfolgter  Über-  und  Ingebrauchnahme  der 
Wohnung  den  Gebrauch  derselben,  falls  damit  Gefahr  für 
die  Wohnung  verbunden  ist,  nicht  unterlassen  oder  be- 
endigen darf,  namentlich  nicht,  ohne  den  Vermieter  davon 
zu  benachrichtigen.  Im  übrigen  ist  das  Recht  des  Mieters 
auf  den  vertragsmäßigen  Gebrauch  der  Wohnung,  über 
dessen  Art  und  Ausdehnung  oben  § 5,  1,  b nähere  Aus- 
führungen gemacht  worden  sind,  beschränkt.  Macht  der 
Mieter  von  der  Mietwohnung  einen  vertragswidrigen  Ge- 
brauch, verstößt  er  insbesondere  gegen  die  Bestimmungen 
der  Hausordnung,  so  hat  der  Vermieter  außer  dem  An- 
spruch auf  Unterlassung  und  Schadensersatz  durchweg 
vertraglich  das  Recht  fristloser  Kündigung.  F.  19  § 18 
gibt  sogar  dem  Vermieter  im  Falle  der  Durchführung  des 
Räumungsanspruchs  ohne  weiteres  einen  Bußeanspruch  in 
Höhe  eines  einmonatlichen  Mietbetrages,  wodurch  aber  die 
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Geltendmachung  sonstigen  Schadens  nicht  ausgeschlossen 
sein  soll. 

Diese  Vereinbarung  charakterisiert  sich  zunächst  m.  E. 
als  Ausbedingung  einer  Vertragsstrafe  und  unterliegt  daher 
der  Herabsetzung  im  Prozeßwege. 

Im  übrigen  muß  zu  der  vorstehenden  Regelung  aber 
auch  allgemein  auslegend  bemerkt  werden,  daß  im  Zweifel 
anzunehmen  ist,  daß  nicht  schon  jeder  ganz  geringfügige 
Verstoß  des  Mieters  gegen  den  Vertrag  genügt,  und  daß 
vor  allem  nur  ein  schuldhaftes,  rechtswidriges  Verhalten 
ausreicht. 

Eine  Reihe  von  Verträgen,  z.  B.  F.  42  § 11,  F.  37, 
§11  haben  denn  auch  in  richtiger  Erkenntnis  und  Wür- 
digung dieses  die  Bestimmung  aufgenommen,  daß  erst  ein 
mehrmaliger  und  zwar  meist  dreimaliger  Verstoß  des 
Mieters  unter  entsprechender  Verwarnung  seitens  des  Ver- 
mieters die  Ansprüche  auf  Schadensersatz  usw.  für  letzteren 
begründen  soll. 


3.  Erhalten  der  Wohnung. 

Das  Erhalten  der  Wohnung  in  dem  zum  vertrags- 
mäßigen Gebrauch  geeigneten  Zustande  ist,  wie  schon  er- 
wähnt, in  der  Hauptsache  Pflicht  des  Mieters.  Eingehende, 
durch  ihre  detaillierte  Aufzählung  interessante  Bestim- 
mungen verhalten  sich  über  diese  Frage  in  erschöpfender 
Form,  wobei  als  Grundregel  dem  Mieter  eine  möglichste 
Schonung  und  Pflege  der  Wohnung  dringend  ans  Herz 
gelegt  ist  als  das,  was  man  von  dem  Mieter  als  einem 
gebildeten  Menschen  erwarten  dürfe,  wie  einige  Verträge, 
z.  B.  F.  24  S.  20  mit  einer  captatio  benevolentiae  hervor- 
heben. 


a)  Vorbeugende  Bestimmungen. 

Die  überwiegende  Mehrzahl  der  hier  zu  erwähnenden 
Bestimmungen  ist  vorbeugender  Natur.  Vorab  sei  eine 
Gruppe  von  Einzelbestimmungen  angeführt : Einer  Be- 
schädigung des  Fußbodens  durch  die  Rollen  schwerer 
Möbel  begegnet  die  Klausel,  daß  für  dieselben  Unterlagen 
von  Glas-  oder  Linoleumstücken  zu  verwenden  seien.  — 
Zur  Schonung  der  Türen  und  Türbekleidungen  sollen 
Gummihülsen  auf  die  Naben  der  Kinder-  und  Sportwagen 
geschoben  werden.  — Das  Herumtreten  auf  den  Fenster- 
bänken, sowie  das  überflüssige  Betreten  der  Rasenbleiche 
ist  strengstens  verboten. 
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Eine  Materie  für  sich  bilden  die  Bestimmungen  über 
die  Reinhaltung  der  Wohnung.  Strengste  Sauberkeit  der 
Wohnung,  der  zu  ihr  gehörigen  Gänge,  Treppen,  Wände  etc. 
ist  dem  Mieter  in  allen  Hausordnungen  als  eine  der  ersten 
und  vornehmsten  Pflichten  ans  Herz  gelegt.  Daneben 
finden  sich  in  den  meisten  Verträgen  bis  ins  kleinste 
gehende  Bestimmungen  darüber,  von  wem,  wann  und  in 
welcher  Form  die  Reinigung  geschehen  müsse,  und  worauf 
sie  sich  zu  erstrecken  habe. 

Zu  den  Obliegenheiten  der  Bewohner  des  Unterhauses 
gehört  allgemein  die  Reinigung  des  Hausflurs,  der  Haus- 
und Flurtüren,  der  Kellertreppe  und  Kellerflure,  des  Hofes, 
der  Hofsenkkasten,  der  Straße  und  des  Bürgersteiges.  Für 
die  Reinigung  der  Kellertreppe  und  der  Kellerflure  gelten 
allerdings  in  manchen  Entwürfen  abweichende  Regeln.  — 
Näheres  siehe  unten.  — Den  Bewohnern  einer  Etage  ist 
die  Reinigung  des  unter  ihrer  Wohnung  liegenden  Treppen- 
laufs und  der  dazu  gehörigen  Fenster  zur  Pflicht  gemacht. 
Bei  leerstehenden  Etagen  oder  Räumen  hat  der  in  dem- 
selben, bezw.  der  im  nächsten  Stock  wohnende  Mieter  die 
zu  diesen  gehörenden  Treppenteile  und  den  Hausflur  eben- 
falls zu  reinigen.  Wo  zwei  oder  mehrere  Parteien  auf 
einem  Flur  wohnen,  wechselt  die  Pflicht  zur  Reinhaltung 
wöchentlich  und  zwar  durchweg  am  Sonntag  früh.  Dabei 
hat  derjenige,  dem  die  Reinigung  der  Treppe  obliegt,  zu- 
gleich auch  den  gemeinschaftlichen  Abort  zu  reinigen.  Die 
gemeinschaftlich  benutzten  Räume,  wie  Gänge  und  Treppen, 
die  zu  Bodenraum,  Trockenspeicher,  Keller  etc.  führen, 
sind  jeweils  von  dem  benutzenden  Mieter  'zu  putzen,  bezw. 
bei  Nichtbenutzung  von  den  Mietern  nach  Wochen  jeweils 
* in  einer  bestimmten  Reihenfolge.  Den  Raum  vor  seiner 
Kellertür,  sowie  die  dazu  gehörigen  Kellerfenster  und 
Lichtschächte  hat  jeder  Mieter  selbst  zu  reinigen.  Bei  Ver- 
sorgung mit  Gegenständen,  die  Schmutz  verursachen,  z.  B. 
Kohlen  hat  der  betreffende  Mieter  den  Einwurfkeller,  den 
Bürgersteig  und  den  zum  Hereinschaffen  benutzten  Weg 
nach  gemachtem  Gebrauch  selbst  zu  reinigen.  Zum  Fort- 
schaffen eines  durch  Maurer-  und  Anstreicherarbeiten  in 
dem  Miethause  entstandenen  Schmutzes  ist  der  Mieter  auch 
dann  verpflichtet,  wenn  die  Arbeiten  im  Aufträge  des  Ver- 
mieters vorgenommen  werden  sind. 

Zeitlich  hat  die  Reinigung  der  Treppen  und  Flure 
täglich  und  zwar  spätestens  bis  1 1 Uhr  morgens  zu  er- 
folgen. Sonstige  Beschmutzungen,  namentlich  diejenigen, 
die  von  der  Versorgung  mit  Gegenständen,  welche  Un- 
reinlichkeiten verursachen,  herrühren,  und  solche,  welche 
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auf  das  Halten  von  Hunden,  Katzen  und  anderen  Tieren 
zurückzuführen  sind,  hat  der  Mieter  sofort  zu  beseitigen. 

Auch  über  das  „Wie“  der  Reinigung  der  Wohnungen 
verhalten  sich  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  zum  Teil 
sehr  eingehend:  Die  Eimer  dürfen  beim  Wasserholen  nicht 
an  die  Waschkrane  gehängt  werden.  Beim  Schrubben 
darf  kein  Wasser  auf  dem  Boden  stehen.  Gestrichene 
oder  polierte  Flächen  dürfen  weder  mit  Soda  noch  mit 
Seifenlauge  oder  mit  anderen  beizenden  Mitteln  gescheuert 
werden;  sie  sollen  vielmehr  nur  mit  warmem  Wasser 
mittels  eines  Tuches  oder  einer  Bürste  gereinigt  werden. 
Treppen  und  Flure  sind  durch  Abstauben  und  feuchtes 
Aufnehmen  zu  reinigen  und  nur  an  Samstagen  durch 
Aufwaschen.  Bei  der  Reinigung  der  Waschküche  ist  der 
Waschofen  von  Asche  frei  zu  machen,  der  Waschkessel 
selbst  sauber  auszuputzen.  Der  Senkkasten  und  der  etwa 
darin  befindliche  Eimer  muß  jedesmal  herausgenommen 
und  von  dem  darin  angesammelten  Schmutze  befreit 
werden.  Streng  untersagt  ist  dem  Mieter  dabei,  den  etwa 
zusammengekehrten  Schmutz  liegen  zu  lassen  oder  gar, 
wie  es  in  einem  Vertrage  (F.  24  S.  23)  heißt,  anderen  vor 
die  Türe  zu  kehren. 

Ebenfalls  bilden  eine  Materie  für  sich  die  Bestim- 
mungen, welche  das  Verhalten  des  Mieters  bei  Frostwetter 
betreffen:  Entsteht  Glatteis,  so  haben  die  Mieter  und  zwar 
diejenigen  des  Erdgeschosses  zur  Verhütung  von  Unfällen 
den  Bürgersteig  und  die  Haustreppe  mit  Asche,  Sand  oder 
anderen  abstumpfenden  Mitteln  zu  bestreuen.  Ferner  sind 
die  Mieter  allgefnein  verpflichtet,  die  im  Innern  der  Woh- 
nung liegenden  Wasserleitungen  rechtzeitig  so  zu  schützen, 
daß  sie  durch  Frost  keinen  Schaden  leiden.  Abflußrohre, 
Spül-  oder  Abflußbecken,  Aborte  etc.  sind  ebenfalls  vor 
dem  Zufrieren  zu  schützen,  nötigenfalls  durch  Zuführung 
von  Salz,  heißem  Wasser  oder  durch  eine  ihre  Nähe  auf- 
zustellende Lampe  oder  sonstige  passende  Wärmeerzeuger. 
Hoftüren,  Keller,  Waschküche,  Trockenboden,  Klosett- 
fenster etc.  müssen  geschlossen,  Kellerlöcher  und  Kohlen- 
trichter verstopft  werden.  Frieren  trotzdem  die  Rohre  etc. 
zu,  so  ist  eine  weitere  Zuführung  von  Wasser  untersagt, 
ebenfalls  das  Auftauen  durch  Feuer.  Vereinzelt  ist  der 
Mieter  des  Erdgeschosses  bei  starkem  Frostwetter  zur 
Absperrung  der  Wasserleitung  während  der  Nachtzeit 
und  die  Mieter  allgemein  zum  Ablassen  des  in  der  Lei- 
tung stehenden  Wassers  verpflichtet.  Diese  Maßregeln 
sind  zeitlich  gegen  10  Uhr  abends  zu  treffen. 

Zur  Verhütung  des  Feuchtwerdens  der  Wohnung,  be- 
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sonders  zur  Winterzeit,  verlangen  die  Kontrakte  durchweg, 
daß  die  Wohnungen  täglich  gelüftet  werden,  wobei  Tür- 
und  Fensterflügel  stets  festzulegen  sind.  Beim  Kochen 
der  Wäsche  sind  in  der  Waschküche  wenigstens  die  Ober- 
lichter offen  und  die  Türen  nach  den  benachbarten  Zimmern 
verschlossen  zu  halten. 

Um  Wasserschäden  zu  verhüten,  ist  es  den  Mietern 
verboten,  die  Fenster  der  Trockenräume  und  Boden- 
kammern nachts  offen  zu  halten.  Bei  Schnee  und  Regen 
sind  dieselben  sofort  zu  schließen;  gegebenenfalls  muß 
Schnee,  Regen  und  Hagel  sofort  beseitigt  werden.  Die 
Wasserkrane  hat  der  Mieter  stets  ordentlich  zu  ver- 
schließen. 

Vereinzelt  findet  sich  ferner,  begründet  mit  dem  Hin- 
weis auf  die  Gefahren  der  Einschleppung  des  Haus- 
schwammes, das  ausdrückliche  Verbot,  nasses,  morsches 
oder  von  Abbrüchen  stammendes  Holz  ins  Haus  zu 
bringen. 

Der  Verhütung  von  Feuerschäden  und  zwar  direkten 
und  indirekten  dient  eine  weitere  Gruppe  von  Bestim- 
mungen : Die  Anbringung  eines  Ofenblechs  vor  jeder 
Feuerung  wird  ausdrücklich  unter  Hinweis  auf  die  ent- 
sprechenden polizeilichen  Verordnungen  verlangt.  Unbe- 
nutzte Kaminlöcher  sind  durch  eine  eiserne  Klappe  dicht 
zu  verschließen.  Ein  Verschließen  mit  Pappdeckel  oder 
das  Übertapezieren  ist  verboten.  Feuer  mit  Petroleum 
anzumachen,  ist  untersagt.  Boden-  und  Kellerraum  dürfen 
nicht  mit  einem  offenen  Licht  betreten  werden.  Kindern 
sollen  keine  Lampen  und  sonstiges  Licht  anvertraut  werden. 
Die  Reinigungstüren  bei  Feuerungsanlagen  müssen  stets 
verschlossen  und  dem  Schornsteinfeger  jederzeit  zugänglich 
gemacht  werden.  Öfen  und  Herde  sind  von  Ruß  rein  zu 
halten.  Bei  Benutzung  des  Waschkessels  ist,  im  Falle 
darunter  gefeuert  wird,  darauf  zu  achten,  daß  er  nicht 
ohne  Wasser  ist,  eine  Vorschrift,  die  manchmal  noch  be- 
sonders mit  dem  Hinweis  darauf  begründet  ist,  daß  sonst 
die  Emaille  in  dem  Kessel  abspringt,  und  dadurch  Rost- 
flecken in  der  Wäsche  entstehen  können. 

Vorbeugender  Natur  sind  endlich  auch  die  schon  unter 
§5,  1,  b erwähnten  Bestimmungen  über  die  Benutzung 
der  Abort-  und  Abflußbecken,  sowie  der  Ausgußbecken 
der  Wasserleitung,  insoweit  sie  das  Hineinschütten  etc. 
irgend  welcher  Gegenstände  verbieten.  Dem  Schutz  der- 
selben Einrichtung  dient  weiter  das  Verbot,  Eimer  und 
Waschfässer  auf  sie  aufzusetzen. 
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b)  Schädentragung. 

War  bisher  von  den  der  übermäßigen  Abnutzung  und 
Beschädigung  der  Wohnung  vorbeugenden  Maßregeln  die 
Rede,  so  soll  nunmehr  die  Frage  der  Schädentragung  er- 
örtert werden.  Auch  diese  Frage  ist  durch  die  schon 
erwähnte  generelle  Bestimmung,  daß  der  Mieter  die  Woh- 
nung in  einem  zu  dem  vertragsmäßigen  Gebrauche  geeig- 
neten Zustande  zu  erhalten  habe,  prinzipiell  und  haupt- 
sächlich zu  Ungunsten  des  Mieters  entschieden: 

Es  bedarf  in  diesem  Punkte  zunächst  keiner  besonderen 
Betonung-,  daß  der  Mieter  für  solche  Schäden  einzustehen 
hat,  die  er  selbst  verschuldet  hat.  Dies  ist  auch  in  allen 
Mietverträgen  als  selbstverständlich  hingestellt.  Unter- 
strichen ist  dieser  Satz  in  nicht  wenigen  Formularen  noch 
besonders  durch  die  Einzelbestimmung,  daß  bei  Verlust 
von  Haus-  und  Wohnungsschlüssel  eine  Änderung,  bezw. 
Neuanschaffung  des  Schlosses  und  der  Schlüssel  zu  Lasten 
des  Mieters  sei. 

Die  Haftung  des  Mieters  ist  jedoch  weiterhin,  zugleich 
in  Ausschaltung  der  etwa  aus  §§  278,  831  B.  G.  B.  bezügl. 
einer  Haftung  für  Dritte  sich  ergebende  Streitfragen,  dahin 
geregelt,  daß  er  allgemein  auch  für  Schäden,  die  Dritte, 
sei  es  nun  seine  Angehörigen,  Aftermieter,  Pensionäre, 
Dienstboten,  überhaupt  seine  ständigen  Hausgenossen,  sei 
es  Fremde,  nicht  im  Hause  Wohnende  gelegentlich  eines 
ihm  oder  seinen  Mitbewohnern  genannter  Art  geltenden 
Besuches  anrichten,  haftet  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf 
die  Höhe  des  entstandenen  Schadens.  Damit  nicht  genug, 
ist  seine  Haftung  in  den  meisten  Fällen  sogar  noch  dahin 
erweitert,  daß  er  auch  für  sonstige  Schäden  in  ausge- 
dehntem Maße  einzustehen  hat.  Alle  Schäden  an  Glas- 
scheiben jeder  Art,  an  Öfen,  Zentralheizung,  Kochherde 
und  Badeeinrichtung,  alle  Beschädigungen,  Verstopfungen 
an  Wasser-  (Zu-  und  Abfluß-)  Leitung,  Abort,  Gas-  und 
elektrischer  Leitung  und  Beleuchtung  ist  der  Mieter  durch- 
weg zu  tragen  verpflichtet  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf, 
auf  welche  Ursache  ihre  Entstehung  zurückzuführen  ist. 
Allerdings  findet  sich  auch  hier  ständig  die  Klausel,  daß 
die  Ausbesserung  dieser  Schäden  einzeln  einen  bestimmten 
Kostenaufwand  nicht  überschreiten  dürfe.  Als  Norm  gilt 
ein  Satz,  der  zwischen  3 — 20  Mark'  je  nach  der  Größe  der 
Wohnung  und  der  Höhe  des  Mietzinses  schwankt.  Er- 
fordert die  Beseitigung  eines  solchen  Schadens  einen 
höheren  Aufwand  als  die  ausbedungene  Summe,  so  ist 
die  Reparatur  zu  Lasten  des  Vermieters;  nicht  selten  ist 
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jedoch  der  Mieter  zu  einem  festen  Beitrage  von  3 und 
5 Mark  in  einem  solchen  Falle  verpflichtet. 


c)  Nachträgliche  Änderung  der  Schädentragung. 

Endlich  kann  in  der  Schädentragung  nachträglich  noch 
eine  Verschiebung  der  Haftung  dadurch  eintreten,  daß  der 
Mieter  seiner  vertraglichen  Anzeigepflicht  betreffs  der 
nachträglich  entstehenden  Mängel  nicht  genügt.  Die  dem 
Mieter  gesetzlich  in  § 545  B.  G.  B.  aufgebürdete  Anzeige- 
pflicht ist  nämlich  dahin  erweitert,  daß  er  nicht  nur  zum 
Ersätze  des  aus  der  Unterlassung  der  Mängelanzeige  etwa 
entstandenen  Schadens  verpflichtet  ist,  und  soweit  der 
Vermieter  infolge  der  Unterlassung  der  Anzeige  Abhülfe 
zu  schaffen  außer  Stande  war,  hieraus  keine  Rechte,  wie 
Kündigung,  Schadensersatz  etc.  herleiten  kann,  sondern 
daß  er  vielmehr  bei  Unterlassung,  bezw.  Verspätung  ge- 
halten ist,  auch  die  Reparaturen  auf  eigene  Kosten  vor- 
zunehmen, die  an  sich  dem  Vermieter  obliegen.  iMit  dieser 
Regelung  korrespondiert  die  in  manchen  Verträgen  nieder- 
gelegte Bestimmung,  daß  der  Mieter,  wenn  er  zur  Vor- 
nahme von  Reparaturen,  die  an  sich  dem  Vermieter  ob- 
liegen, geschritten  ist,  Ersatz  nicht  fordern  kann,  es  sei 
denn,  daß  der  Vermieter  im  Verzüge  war  und  die  Repa- 
ratur auch  innerhalb  einer  ihm  gesetzten  angemessenen 
Frist  nicht  vorgenommen  hat. 


d)  Vertragsmäßige  Abnutzung. 

Während  nach  § 584  B.  G.  B.  der  Mieter  Verände- 
rungen und  Verschlechterungen  der  Mietwohnung,  die 
durch  den  vertragsmäßigen  Gebrauch  herbeigeführt  werden, 
nicht  zu  vertreten  hat,  hat  die  Praxis  vorherrschend  in 
dieser  Beziehung  einen  andern  Standpunkt  eingenommen. 

Die  Verwöhnung  während  der  Dauer  der  Mietzeit  ist 
durchweg  zu  Lasten  des  Mieters.  Bei  mehr  als  fünfjähriger 
Dauer  des  Mietvertrages,  bezw.  Gebrauchs  der  Wohnung 
gilt  jedoch  meist  der  Grundsatz,  daß  die  Wohnung  jeweils 
nach  Ablauf  eines  Zeitraumes  von  5 Jahren  als  verwohnt 
von  dem  Vermieter  zu  erneuern  sei,  z.  B.  F.  24  § 17. 

Eine  erhebliche  Bedeutung  hat  die  Frage  der  Ver- 
wöhnung namentlich  für  die  Entscheidung  darüber,  in 
welchem  Zustande  der  Mieter  die  Wohnung  zurückzu- 
geben hat. 
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Während  manche  Mietformulare,  z.  B.  F.  4 § 1 ; 20 
§ 1 diesen  Punkt  mit  der  allgemeinen  Bestimmung  abtun, 
daß  die  Mietwohnung  von  dem  Mieter  in  demselben  Zu- 
stande wieder  abzugeben  sei,  wie  sie  ihm  von  dem  Mieter 
überlassen,  detaillieren  andere,  z.  B.  F.  19  § 10  die  Ver- 
pflichtung des  Mieters  dahin,  daß  er  verpflichtet  sei,  den 
Deckenanstrich  zu  erneuern,  die  innegehabten  Räume, 
wenn  er  sie  neu  tapeziert  übernommen,  auch  wieder  neu 
zu  tapezieren,  die  Parkettböden  neu  abgezogen  und  ge- 
höhnt und  die  übrigen  Fußböden  und  Sockel  gestrichen 
und  lackiert  wieder  abzuliefern,  überhaupt  die  Wohnung, 
Abort,  Treppen,  Türen,  Fenster,  Fußböden,  Sockel  usw. 
gründlich  gereinigt  zurückzugeben.  Andererseits  ist  aller- 
dings durchweg  namentlich  in  den  letztgenannten  Verträgen 
die  Frage,  zu  wessen  Lasten  die  Verwöhnung  geht,  nach  der 
Dauer  der  Bewohnung  verschieden  geregelt.  Zumeist  gilt 
auch  hier  der  Satz,  daß  eine  Mietwohnung,  die  5 Jahre 
seitens  ein-  und  desselben  Mieters  bewohnt  war,  nach  dem 
Auszuge  des  Mieters  als  verwohnt  von  dem  Vermieter 
selbst  wieder  in  Stand  zu  setzen  sei.  Zieht  ein  Mieter 
jedoch  innerhalb  eines  Jahres  oder  nach  einem  Jahre  aus, 
so  hat  er  meist  sämtliche  Instandsetzungskosten  zu  tragen, 
nach  2 Jahren  75%  derselben,  nach  3 Jahren  50%  und 
nach  4 Jahren  25%,  jedoch  finden  sich  hier  verständlicher- 
weise erhebliche  Unterschiede,  namentlich  in  der  prozen- 
tualen Verteilung.  — Manche  Formulare,  z.  B.  F.  2 § 5 
hinwiederum  erheben  für  die  ordnungsmäßige  Abnutzung 
neben  dem  eigentlichen  Mietzinse  noch  eine  Entschädigung 
in  Form  eines  prozentualen  Zuschlags  zur  Jahresmiete  und 
zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Dauer  des  Vertrages. 

Werden  die  Mieträume  beim  Auszuge  nicht  in  vor- 
erwähntem Zustande  ordnungsmäßig  an  den  Vermieter 
zurückgegeben,  werden  ihm  insbesondere  die  Hausschlüssel 
nicht  zugestellt,  so  ist  der  Vermieter  nicht  selten  ohne 
Inverzugsetzung  vertraglich  berechtigt,  etwaige  Reparaturen 
und  Anschaffungen  für  Rechnung  des  Mieters  unter  An- 
rechnung der  eigenen  Zeit  und  sonstigen  Verluste  aus- 
führen zu  lassen,  z.  B.  F.  19  § 10. 


4.  Verwendungen  und  Wegnahmerecht. 

Die  Frage  der  Ersatzpflicht  des  Vermieters  bei  Ver- 
wendungen des  Mieters  auf  die  Mietwohnung  ist  schon 
oben  § 5,  4 erörtert.  Es  kann  hierauf  insoweit  verwiesen 
werden.  Ein  Wort  jedoch  über  die  Frage  des  Wegnahme- 
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rechts  des  Mieters:  Entgegen  der  Stellung  des  Gesetz- 
gebers des  B.  G.  B.  hat  die  Praxis  allgemein  dem  Mieter 
ein  Recht,  die  Einrichtungen,  womit  er  die  Mietwohnung 
versehen  hat,  wegzunehmen,  nicht  eingeräumt.  Der  Mieter 
darf  von  ihm  selbst  eingeschlagene  Nägel,  Haken,  Schrauben, 
Klingelleitung  etc.  nicht  entfernen.  Von  ihm  angeschaffte 
Schlüssel,  angebrachte  Sicherheits-  und  sonstige  Schlösser 
und  Sperrvorrichtungen  sind  ohne  Vergütung  nach  Ablauf 
der  Mietzeit  dem  Wohnungsnachfolger  zu  überlassen. 

Gegen  die  Gültigkeit  dieser  Bestimmung  liegen  m.  E. 
begründete  Bedenken  nicht  vor.  Etwaigen  Unbilligkeiten 
wird  man  ohne  besondere  Schwierigkeit  durch  eine  ver- 
nünftige Auslegung  begegnen  können.  Im  übrigen  wird 
es  auch  wohl  keinem  Vermieter  einfallen,  die  angezogene 
Bestimmung  auf  größere  Wertobjekte  anwenden  zu  wollen, 
z.  B.  auf  Öfen,  die  der  Mieter  neu  eingesetzt  hat  oder 
einen  Pavillon,  den  sich  der  Mieter  erbaut  hat.  Die  er- 
wähnte Klausel  wird  vielmehr,  wofür  auch  die  namentliche 
Aufzählung  der  durchweg  geringwertigen  Gegenstände 
spricht,  hauptsächlich  dazu  bestimmt  sein,  evtl,  kleinlichen 
Ansprüchen  und  Klagen  des  Mieters  aus  §§  258,  812  ff. 
B.  G.  B.  vorzubeugen. 


5.  Anzeigepilicht. 

Was  die  Anzeigepflicht  des  Mieters  gemäß  § 545 
B.  G.  B.  anbetrifft,  so  ist  eine  solche  an  sich,  wie  auch 
schon  oben  § 6 Ziff.  3,  c gestreift,  allgemein  in  der  Praxis 
beibehalten.  Zeigt  sich  also  im  Laufe  der  Mietzeit  ein 
Mangel  der  Wohnung,  oder  wird  eine  Vorkehrung  der- 
selben zum  Schutze  gegen  eine  nicht  vorhergesehene 
Gefahr  erforderlich,  so  hat  der  Mieter  dem  Vermieter 
davon  Anzeige  zu  machen.  Eine  Änderung  ist  nur  inso- 
weit eingetreten,  als  die  Verträge  nach  mancher  Richtung 
hin  mit  der  Verpflichtung  der  unverzüglichen  Anzeige  auf- 
geräumt haben. 

Die  Anzeige  über  die  Notwendigkeit  einer  Vorkehrung 
gegen  eine  unvorhergesehene  Gefahr  hat  verständlicher- 
weise nach  wie  vor  unverzüglich  zu  erfolgen,  was 
die  Druckformulare  nicht  besonders  erwähnen.  Dagegen 
schwankt  die  Frist  zur  Anzeige  der  Mängel  der  Miet- 
wohnung zwischen  „sofort“  und  vierzehn  Tagen.  Hier  und 
da  richtet  sie  sich  auch  nach  der  Art  der  Mängel,  so  sind 
z.  B.  in  einigen  Verträgen  Mitteilungen  über  fehlende 
und  zerbrochene  Glasscheiben  und  Schlüssel  sofort,  über 


andere  Mängel  erst  innerhalb  4,  5 oder  noch  mehr  Tagen 
zu  machen,  z.  B.  F.  36  § 8.  Im  übrigen  vergleiche  hierzu 
auch  die  Ausführungen  § 6,  3,  c oben. 


6.  Mietzins  und  Lasten. 

a)  Allgemeines. 

Die  Gegenleistung  des  Mieters  für  die  Überlassung 
der  Wohnung  besteht,  wie  schon  erwähnt,  allgemein  in 
Geld.  Dabei  unterscheiden  alle  Mietformulare  ohne  Aus- 
nahme zwischen  dem  eigentlichen  Mietzinse  und  zwischen 
sogenannten » Nebenabgaben,  bezw.  Zuschlägen  zu  dem 
eigentlichen  Mietpreise. 

Letztere  beziehen  sich  in  bunter  Reihe  auf  Wasser- 
brauch, sei  es  für  eigenen  Bedarf,  sei  es  für  fremde 
Wäsche,  auf  Kamin-,  Kanal-,  Abort-,  Senkschacht-,  Straßen- 
reinigungsgebühren, Heizungs-,  Müllschlucker-  und  Vakuum- 
reinigerentschädigungen usw.  Erwähnt  sei  auch  an  dieser 
Stelle  die  in  manchen  Verträgen  vorgesehene  Vergütung 
für  die  vertragsmäßige  Abnutzung  der  Wohnung  durch 
den  Mieter. 

Hervorzuheben  ist,  daß  die  Mietformulare  eine  evtl. 
Änderung,  bezw.  Ergänzung  und  Erhöhung  der  Neben- 
abgaben allgemein  ausdrücklich  Vorbehalten.  So  wird  von 
den  Mietern  durchweg  die  evtl,  städtischerseits  über  die 
Grundgebühr  des  in  Frage  kommenden  Hauses  für  Mehr- 
verbrauch an  Wasser  erhobene  Mehrgebühr  wieder  ein- 
gefordert. Für  mit  Wasserkraft  betriebene  Maschinen  ist 
eine  besondere  Entschädigung  des  Wasserverbrauchs  vor- 
gesehen. Nach  der  Mehrzahl  der  Formulare  können  bei 
weiteren  Zwangseinrichtungen  und  bei  Einführung  neuer 
oder  Erhöhung  bestehender  Lasten  und  Abgaben  vom 
Hausbesitz  auch  bei  fester  Vermietung  nach  Bekanntgabe 
der  einschlägigen  Bestimmungen  die  Nebenabgaben  ange- 
messen erhöht  werden. 

Was  die  Art  der  Berechnung  der  bestehenden  Neben- 
abgaben angeht,  so  sind  sie  meist  ziffermäßig  in  bestimmter 
Höhe  in  den  Verträgen  in  Ansatz  gebracht.  Daneben 
findet  sich  allerdings  auch  häufig  die  Berechnung  in  Form 
eines  prozentualen  Zuschlags  zur  Mietsumme  und  zwar 
entweder  für  die  Gesamtheit  der  Nebenabgaben  oder  für 
einzelne,  z.  B.  F.  5 § 2;  13  § 1.  Für  die  nachträgliche 
Erhöhung  ist  allgemein  eine  Teilung  — soweit  möglich  — 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  entsprechend,  z.  B.  F.  24  § 4 
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oder  eine  Teilung  unter  den  Mietern  nach  Quoten  vor- 
gesehen. Die  Höhe  der  Aufwendung  für  den  einzelnen 
Mieter  braucht  der  Vermieter  dabei  nicht  besonders  nach- 
zuweisen. 

Kann  einerseits  eine  Erhöhung  der  Geldleistung  des 
Mieters  allgemein  eintreten,  so  suchen  auf  der  anderen 
Seite  die  Formulare  einer  Einbehaltung  und  Minderung 
derselben  durch  den  Mieter  zu  begegnen.  Die  Formulare 
betonen  durchweg,  daß  der  Mieter  keinesfalls  mit  der  ge- 
schuldeten Leistung  zurückhalten  dürfe,  daß  Abzüge  an 
den  Raten  unstatthaft  seien,  daß  eine  Aufrechnung  mit 
etwaigen  Gegenforderungen  des  Mieters  unzulässig  und 
der  Mietspreis  incl.  Nebenleistungen  stets  voll  zu  entrichten 
sei.  Glaubt  der  Mieter  Gegenansprüche  gegen  den  Ver- 
mieter zu  haben,  so  hat  er  sie  im  Wege  der  Klage  geltend 
zu  machen. 

Endlich  sei  noch  erwähnt,  daß  die  Mietstempelsteuer 
des  preußischen  Stempelsteuergesetzes  für  Mietverträge 
vom  26./30.  VI.  1909  (G.  S.  535)  durchweg  der  Mieter 
allein  zu  tragen  hat;  anders  F.  37  S.  3,  welches  diese 
Steuer  ausdrücklich  zwischen  den  Parteien  teilt,  eine 
Regelung,  die  im  übrigen  aber  auch  in  dem  Falle  gilt,  daß 
keine  Vereinbarung  über  die  Tragung  des  Stempels  ge- 
troffen ist. 


b)  Zeitpunkt  der  Zahlung. 

Die  Entrichtung  der  Geldleistungen  des  Mieters  erfolgt 
in  Raten  und  zwar  vorherrschend  in  monatlichen  Raten. 
Einzelne  Verträge  haben  daneben  wahlweise  eine  Zahlung 
in  Viertel-  oder  Halbjahrsraten  vorgesehen,  (cf.  F.  36  § 2). 
Auch  ist  eine  Zahlung  der  einzelnen  Raten  pränummerando 
am  ersten  des  betreffenden  Jahresabschnitts  die  allge- 
meinere. Die  erste  Rate  ist  dabei,  wie  schon  erwähnt, 
durchweg  vor  dem  Bezüge  der  Wohnung  zu  entrichten.  — 
Bezüglich  des  jährlichen  Mietstempels  ist  in  manchen  Ver- 
trägen bestimmt,  daß  er  an  den  Vermieter  sofort  bei 
Fälligkeit  der  ersten  Mietrate  gezahlt  werden  müsse,  so 
F.  36  § 3;  während  andere  Vertragsentwürfe  ihn  raten- 
weise zugleich  mit  den  übrigen  Leistungen  erheben.  — 
Vereinzelt,  z.  B.  F.  19  § 2 findet  sich  die  Bestimmung, 
daß  die  ganze  Mietsumme  sofort  bei  dem  Auszuge  zu 
zahlen  sei,  wenn  die  Mieträume  vor  Ablauf  der  Vertrags- 
dauer von  den  Mietern  geräumt  werden. 
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Die  Zahlungspflicht  des  Mieters,  namentlich  die  Recht- 
zeitigkeit der  Zahlung  ist  in  einer  Reihe  von  Verträgen 
weiterhin  dahin  erläutert,  daß  eine  Zahlung  des  Mietzinses 
auch  dann  noch  als  rechtzeitig  gilt,  wenn  sie  binnen 
höchstens  2 Tagen  nach  Fälligkeit  bewirkt  wird,  so  F.  54 
§ 2;  61  § 4,  wählend  die  Mehrzahl  der  Verträge,  so  z.  B. 
F,  7 § 1;  52  § 2,  nur  eine  Zahlung  am  1.  eines  jeden 
Zeitabschnitts  und  zwar  manchmal  nur  bis  mittags  12  Uhr 
als  rechtzeitig  anerkennt. 


c)  Folgen  der  nicht  rechtzeitigen  Zahlung. 

Bleibt  der  Mieter  mit  der  Zahlung  der  Miete  oder 
der  Nebenabgaben  und  zwar  auch  nur  einer  Rate  ganz 
oder  teilweise  im  Rückstände,  so  hat  der  Vermieter  nach 
den  Verträgen  ausnahmslos  das  Recht,  den  Mietvertrag 
fristlos  zu  kündigen  und  den  Mieter  zu  exmittieren.  Manche 
Mietformulare,  z.  B.  F.  24  § 27  sehen  dabei  außerdem 
noch  eine  Vertragsstrafe  in  der  Form  vor,  daß  der  Mieter 
mindestens  noch  die  Miete  incl.  Nebenabgaben  bis  zum 
Ablauf  des  auf  das  laufende  Vierteljahr  folgenden  Quartals 
als  sofort  fällige  Entschädigung  zu  zahlen  habe. 

Nimmt  der  Mieter  die  Mietzahlungen  trotz  der  Ver- 
spätung an,  so  soll  diese  Tatsache  nach  den  meisten  Ver- 
trägen ohne  präjudicielle  Bedeutung  sein  mit  Rücksicht 
auf  einen  allgemeinen  entsprechenden  Vorbehalt,  (vergl. 
F.  54  § 2). 


7.  Rückgabepflicht  des  Mieters.  (Räumungsfrist  etc.) 
a)  Allgemeines. 

Bezüglich  der  Rückgabe  der  Wohnung  ist  es  im  all- 
gemeinen bei  den  gesetzlichen  Bestimmungen  der  §§  556  ff. 
B.  G.  B.  geblieben:  Der  Mieter  ist  also  verpflichtet,  nach 
Beendigung  des  Mietverhältnisses  die  Wohnung  zurück- 
zugeben, ohne  daß  ihm  wegen  seiner  Ansprüche  etwa  ein 
Zurückbehaltungsrecht  zustände.  Hat  der  Mieter  den  Ge- 
brauch der  Wohnung  einem  Dritten  überlassen,  so  richtet 
sich  das  Rückforderungsrecht  des  Vermieters  auch  gegen 
diesen,  sodaß  also  Mieter  und  Dritter  als  Gesamtschuldner 
haften.  Kommt  der  Mieter  seiner  Rückgabepflicht  nicht 
nach,  so  steht  dem  Vermieter  die  Räumungsklage  zur  Seite. 
Aber  auch  schon  vor  Beendigung  des  Mietverhältnisses 
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kann  der  Vermieter  eine  Klage  auf  künftige  Räumung 
gegen  den  Mieter  anstrengen,  wenn  die  Kündigung  an 
den  Eintritt  eines  Kalendertages  geknüpft  ist.  (Vergl. 
§ 257  Z.  P.  O.) 

Allgemein  hat  die  Räumung  zeitlich  sofort  nach  Be- 
endigung des  Mietverhältnisses  zu  erfolgen.  Mit  Rücksicht 
darauf,  daß  die  Räumung  regelmäßig  eine  bestimmte  Zeit 
erfordert,  für  welche  der  Vermieter,  weil  eine  Vorent- 
haltung nicht  vorliegt,  ein  Entgeld  nicht  verlangen  kann, 
hat  sich  jedoch  das  Institut  der  Räumungsfrist  heraus- 
gebildet. Trotz  der  erheblichen  Bedeutung  dieser  Frage 
enthält  die  Mehrzahl  der  Vertragsformulare  auffallender- 
weise keine  Bestimmungen  darüber,  wie  die  Räumungs- 
frist zu  bemessen  sei,  so  daß  in  dieser  Beziehung  vor- 
herrschend die  gesetzliche  Regelung  ausschlaggebend  ist. 

Es  gelten  demnach  gemäß  Artikel  93  E.  G.  z.  B.  G.  B. 
die  landesgesetzlichen  Vorschriften. 

Die  Landesgesetze  ihrerseits  beschränken  sich  jedoch 
durchweg  darauf,  allgemeine  Grundsätze  aufzustellen, 
während  sie  die  Festlegung  der  Einzelheiten  dem  Ortstatut, 
so  z.  B.  in  Hessen  (G.  v.  6.  1.  1906)  oder  der  Polizeibe- 
hörde, so  z.  B.  in  Preußen  (G.  v.  30.  6.  1834,  § 2 und 
G.  v.  4.  6.  1890,  § 2)  und  in  Bayern  überlassen.  Seltener, 
so  z.  B.  in  Hamburg  (A.  G.  z.  B.  G.  B.  v.  14.  7.  1899) 
und  Bremen  (A.  G.  z.  B.  G.  B.  18.  7.  99)  sind  die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  in  einem  A.  G.  z.  B.  G.  B. 
niedergelegt. 

Inhaltlich  gehen  die  angezogenen  Bestimmungen  zum 
Teil  erheblich  auseinander.  Manche,  z.  B.  das  Hamburger 
und  Bremer  A.  G.,  ferner  die  Polizeiverordnung  der  Stadt 
Altona  v.  8.  12.  1901  gehören  der  schroffen  Richtung  an 
und  geben  dem  Mieter  allgemein  nur  eine  knapp  bemessene 
Räumungsfrist  bis  12  Uhr  des  auf  die  Beendigung  des 
Mietverhältnisses  folgenden  Tages.  Falls  dieser  Tag  ein 
Sonn-  oder  Feiertag  ist,  endigt  die  Frist  am  nächstfolgenden 
Werktage,  so  in  Altona,  oder  sie  endigt  am  letzten  Tage 
des  Mietverhältnisses.  (Vergl.  Hamburger  A.  G.  § 25).  Ist 
dieser  Tag  ebenfalls  ein  Sonn-  oder  Feiertag,  so  läuft  die 
Frist  unter  allen  Umständen  am  folgenden  Tage  abends 
8 Uhr  ab.  (Vergl.  Bremen  A.  G.  § 13). 

Es  würde  jedoch  zu  weit  führen,  wollte  man  alle  die 
einschlägigen  Bestimmungen  über  die  Räumungsfrist  einzeln 
anführen;  denn  die  einzelnen  Ortsstatute  gehen  in  ihren 
Voraussetzungen  und  Konsequenzen,  wenn  sie  sich  auch 
durchweg  in  derselben  Richtung  bewegen,  mehr  oder  minder 
stark  auseinander.  Manche,  z.  B.  das  Ortsstatut  der  Stadt 
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Mainz  vom  25.  8.  1905  scheidet  in  diesem  Punkte  scharf 
nach  der  Zahl  der  Zimmer,  manche,  z.  B.  das  Ortsstatut 
der  Stadt  Darmstadt  v.  27.  11.  1906  und  die  Polizeiver- 
ordnung der  Stadt  Berlin  v.  26.  3.  1870  operieren  mit  dem 
Begriff  der  Klein-,  Mittel-  und  Großwohnung,  ohne  jedoch 
in  der  Auslegung  dieser  Begriffe  einig  zu  gehen.  Auch 
sind  die  einzelnen  Fristen  sehr  verschieden  bemessen.  Es 
sei  daher  nur  erwähnt,  daß  die  Mehrzahl  der  Ortsstatute 
und  Polizeiverordnungen  eine  mildere,  dem  Mieter  mehr 
entgegenkommende  Stellung  einnimmt  und  ihm  je  nach 
der  Größe  seiner  Wohnung  eine  mehr  oder  minder  lange 
Räumungsfrist,  im  Höchstfälle  jedoch  eine  solche  von 
3 Tagen  bewilligt.  Durchweg  ist  dann  noch  die  Klausel 
getroffen,  daß  der  Mieter  ein,  bezw.  mehrere  Zimmer,  je 
nach  dem  Umfange  seiner  Wohnung  schon  am  1.,  bezw. 
am  2.  Tage  der  Räumungsfrist  dem  Vermieter  zur  Ver- 
fügung zu  stellen  habe.  Häufig,  so  Darmstadt  a.  a.  0.  § 5 
findet  sich  auch  die  Bestimmung,  daß  eine  Räumungsfrist 
einmal  dann  nicht  gewährt  zu  werden  brauche,  wenn  der 
Mieter  schon  mit  Endigung  des  Mietverhältnisses  seinen 
Übergang  in  eine  neue  Wohnung  bewerkstelligen  könne, 
und  weiterhin  dann,  wenn  der  Vermieter  auf  Grund  eines 
ihm  gesetzlich  oder  vertraglich  zustehenden  Rechts  das 
Mietverhältnis  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  ge- 
kündigt habe.  In  einem  solchen  Falle,  ebenso  überall  da, 
wo  eine  einschlägige  landesgesetzliche  Regelung  nicht  ge- 
troffen ist,  kann  dann  immerhin  noch  das  Gericht  dem 
Mieter  auf  Antrag  eine  den  Umständen  nach  angemessene 
Frist  zur  Räumung  gewähren,  (cf.  § 721  Z.  P.  0.). 

Soweit  sich  die  Mietformulare  überhaupt  selbst  aus- 
drücklich mit  der  Räumungsfrist  befassen,  haben  sie  durch- 
weg den  schroffen  Standpunkt  eingenommen,  daß  die 
Räumung  bis  spätestens  am  1.  Werktage,  meist  bis  mittags 
12  Uhr  nach  Ablauf  der  Kündigungsfrist  zu  erfolgen  habe, 
(cf.  F.  7,  24,  44,  45).  Hier  und  da,  so  z.  B.  in  dem  Ver- 
tragsformulare des  Vermietervereins  der  Stadt  Mülheim 
a.  d.  Ruhr  (F.  46  § 21),  findet  sich  sogar  die  Klausel,  daß 
der  Mieter  von  vornherein  darauf  verzichte,  bei  einer 
Räumungsklage  eine  Räumungsfrist  zu  beantragen.  Diese 
Bestimmung  ist  jedoch  rechtlich  unwirksam,  da  der  § 721 
Z.  P.  O.,  der  dem  Mieter  das  Recht  gibt,  bei  Räumungs- 
klagen eine  Räumungsfrist  zu  beantragen,  dem  öffentlichen 
Rechte  angehört  und  daher  durch  Parteivereinbarung  nicht 
ausgeschlossen  werden  kann.  Wohl  kann  dagegen  das 
Gericht  die  Bewilligung  einer  Räumungsfrist  ablehnen, 
nämlich  dann,  wenn  es  bei  Berücksichtigung  der  wider- 
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sprechenden  Interessen  der  Parteien  zu  der  Ansicht  ge- 
langt ist,  daß  eine  Bewilligung  der  Billigkeit  widersprechen 
würde,  z.  B.  in  dem  Falle,  wo  eine  Räumungsfrist  für  den 
Vermieter  unverhältnismäßige  Nachteile  zur  Folge  haben 
würde.  (So  auch  Niendorff  S.  450,  Fuld  S.  244,  Mittel- 
stem § 60  Ziff.  5). 

Schließlich  sei  noch  erwähnt,  daß  die  Entwürfe  nicht 
selten  die  Bestimmung  enthalten,  z.  B.  F.  46  § 22,  daß 
gegenüber  der  Räumungsklage  eine  Widerklage  unzuläßig 
sei.  Gegen  die  Rechtswirksamkeit  dieser  Vereinbarung 
liegen  m.  E.  keine  Bedenken  vor,  zumal  sogar  das  Gericht 
selbst  nach  § 145  Z.  P.  0.  anordnen  kann,  daß  über  die 
Widerklage  getrennt  zu  verhandeln  sei. 


b)  Folgen  der  Vore nthaltu ng. 

Enthält  der  Mieter  dem  Vermieter  die  Mietwohnung 
nach  Beendigung  des  Mietverhältnisses  vor,  so  hat  der 
Vermieter  gesetzlich  das  Recht,  auch  wenn  kein  Ver- 
schulden des  Mieters  vorliegt,  als  Entschädigung  den 
Mietzins  zu  verlangen,  der  bei  Fortdauer  des  Mietver- 
hältnisses auf  die  Zeit  der  Vorenthaltung  entfallen  würde. 
(§  557  B.  G.  B.). 

Einige  Verträge,  z.  B.  F.  26  § 29  gehen  weiter  als 
der  Gesetzgeber  und  geben  im  Falle  der  Vorenthaltung 
der  Wohnung  dem  Vermieter  ein  Selbsthilferecht  in  der 
Form,  daß  er  bei  nicht  rechtzeitiger  Rückgabe  der  Woh- 
nung berechtigt  sein  soll,  das  Mobilar  des  Mieters  auf 
dessen  Kosten  und  Verantwortung  aus  dem  Hause  schaffen 
zu  lassen.  Weiterhin  und  manchmal  daneben  erhöhen  sie 
die  Entschädigung  für  die  Verzögerung  auf  ein  Vielfaches 
des  fälligen  Mietzinses,  so  F.  24  § 29. 


8.  Verlassen  der  Mietwohnung  vor  Ablauf  der 
Mietzeit. 

Manche  Vertragsformulare,  z.  B.  F.  24  § 32  befassen 
sich  auch  mit  der  Frage  der  Gestaltung  der  Rechtsbe- 
ziehungen der  Parteien  für  den  Fall,  daß  der  Mieter  die 
Wohnräume  vor  Ablauf  der  Mietzeit,  bezw.  Kündigungsfrist 
freiwillig,  und  ohne  daß  der  Vermieter  Einspruch  erhebt, 
verläßt.  In  diesem  Falle  treten  zunächst  die  allgemeinen 
Bestimmungen  über  die  Rückgabe  der  Wohnung  in  Kraft 
bezügl.  Reinigung  etc.  (Näh.  vergl.  § 6,  3,  d oben).  Ferner 
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hat  der  Mieter  dem  Vermieter  die  Wohnungsschlüssel  zu 
übergeben,  selbst  wenn  einige  Mobilarstücke  in  der  Woh- 
nung Zurückbleiben.  Trotzdem  bleibt  der  Mieter  vorläufig 
Inhaber  der  Wohnung;  nur  das  Verfügungsrecht  geht  auf 
den  Vermieter  über,  insbesondere  also  das  Recht,  die 
Wohnung  zu  vermieten.  In  diesem  Rahmen  bleiben  dabei 
die  beiderseitigen  Verpflichtungen  bis  auf  weiteres,  eventl. 
also  bis  zum  letzten  Tage  des  Mietverhältnisses  bestehen. 
Falls  der  Mieter  ausgezogen  ist,  ohne  seine  Schlüssel  zu 
übergeben,  ist  der  Vermieter  auch  hier  wieder  befugt, 
unbeschadet  weiter  gehender  Ansprüche,  Schlüssel  auf  Rech- 
nung des  Mieters  anfertigen  zu  lassen. 

9.  Polizeiliche  Vorschriften. 

Als  weitere  Verpflichtung  des  Mieters  sei  dann  noch 
erwähnt,  daß  demselben  durchweg  die  Beobachtung  der 
polizeilichen  Vorschriften  betreffend  das  Wohnungswesen 
eingeschärft  ist.  Insbesondere  hat  der  Mieter,  wie  eine 
Reihe  von  Mietformularen  ausdrücklich  betonen,  die  poli- 
zeiliche Meldung  eines  Umzuges  innerhalb  einer  bestimmten, 
meist  3tägigen  Frist  zu  besorgen.  Strafmandate,  die  durch 
die  Nichtbeachtung  der  genannten  Verordnungen  veranlaßt 
werden,  sind  zu  Lasten  des  Mieters,  (z.  B.  F.  51  § 13). 

10.  Sicherheitsleistung. 

Als  letzte  Verpflichtung  des  Mieters  wäre  denn  noch 
die  anzuführen,  daß  er,  allerdings  seltener,  z.  B.  F.  17 
§ 21;  24  S.  29  gehalten  ist,  zur  Sicherheit  für  die  prompte 
Erfüllung  einzelner  Verpflichtungen,  Rückgabe  der  Haus- 
schlüssel etc.  eine  bestimmte  Summe  von  2,  bezw.  mehr 
Mark  an  den  Vermieter  zu  zahlen. 


§ 7. 

Verjährung. 

Bezüglich  der  Verjährung  ist  die  gesetzliche  Regelung 
in  Kraft  geblieben : 

Der  Anspruch  des  Vermieters  auf  den  Mietzins  verjährt 
also  in  4 Jahren.  Seine  Ersatzansprüche  wegen  Ver- 
änderung oder  Verschlechterung  der  Wohnung  verjähren 
in  6 Monaten  von  dem  Zeitpunkt  an  gerechnet,  in  welchem 
ihm  die  Wohnung  zurückgegeben  worden  ist,  außerdem 
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verjähren  diese  letzten  Ansprüche  zugleich  mit  dem  An- 
sprüche auf  Rückgabe  der  Wohnung. 

Soweit  der  Mieter  Ersatz  von  Verwendungen  ver- 
langen kann,  ist  dieser  Anspruch  ebenfalls  einer  6 monat- 
lichen Verjährungsfrist,  laufend  seit  Beendigung  des  Miet- 
verhältnisses, unterworfen.  Im  übrigen,  namentlich  also 
bezgl.  der  Rückgabe  oder  Entschädigungspflicht  wegen  des 
vom  Vermieter  verschuldeten  Untergangs  der  Wohnung, 
gilt  die  30jährige  Verjährung,  (vergl.  §§  194  ff.,  558  B.  G.  B.) 


§ 8. 

Das  Pfandrecht  des  Vermieters. 

1.  Umfang. 

a)  Gegenstände  des  Pfandrechts. 

Eines  der  interessantesten  Kapitel  im  heutigen  lebenden 
Mietrecht  ist  dasjenige  des  Pfandrechts  des  Vermieters. 
In  ihm  tritt  so  recht  klar  und  deutlich  die  durch  längere 
Praxis  gewonnene  Erfahrung  des  Vermieters  in  die  Er- 
scheinung : 

Gemäß  § 559  B.  G.  B.  ergreift  das  Pfandrecht  des 
Vermieters  die  eingebrachten  Sachen  des  Mieters.  Dem 
gewitzigten  Vermieter  genügt  jedoch  heute  die  bloße  Tat- 
sache, daß  der  Mieter  auch  wirklich  Sachen,  Mobilar  etc. 
in  die  Wohnung  hineinsetzt,  nicht.  Der  Vermieter  verlangt 
vielmehr  ausnahmslos  eine  Erklärung  des  Mieters  darüber, 
ob  auch  die  eingebrachten  Sachen  tatsächlich  sein  unbe- 
schränktes Eigentum  sind  und  nicht  etwa  auf  Abschlags- 
zahlung unter  Eigentumsvorbehalt  des  Verkäufers  gekaufte 
Sachen,  und  er  wünscht  noch  eine  besondere  schriftliche 
Erklärung  im  Vertrage  darüber,  daß  dieser  oder  jener 
Gegenstand  Eigentum  des  Mieters  sei  oder  nicht. 

Manche  Vertragsformulare,  z.  B.  F.  24  § 7 gehen 
sogar  soweit,  daß  sie  von  dem  Mieter  noch  außerdem  eine 
Angabe  des  Wertes  der  eingebrachten  Sachen  verlangen. 

Bei  falschen  Angaben  des  Mieters  ist  der  Vermieter 
nach  den  Mietverträgen  ausnahmslos  zu  einer  Aufhebung 
des  Mietverhältnisses  durch  fristlose  Kündigung  berechtigt. 

Gegen  die  Gültigkeit  dieser  Bestimmung  liegen  Be- 
denken m.  E.  nicht  vor.  Dem  Vermieter  kann  es  nicht 
verdacht  werden,  daß  er  sich  für  den  Fall  der  Geltend- 
machung seines  Vermieterpfandrechts  zu  sichern  sucht. 
Eine  Realisierung  dieses  Pfandrecht  hängt  aber  in  der 
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Luft,  im  Falle  die  eingebrachten  Sachen  nicht  Eigentum 
des  Mieters  sind.  Andererseits  wird  man  aber  die  ange- 
zogene Klausel  nicht  dahin  auslegen  können,  daß  nun  etwa 
der  Vermieter  unter  allen  Umständen  bei  falschen  Angaben 
des  Mieters  über  die  Eigentumsverhältnisse  der  einge- 
brachten Sachen  zu  einer  fristlosen  Aufhebung  des  Ver- 
tragsverhältnisses berechtigt  wäre.  Das  Interesse  des  Ver- 
mieters ist  eben  auch  ein  beschränktes,  und  es  wird  keines- 
wegs berührt,  wenn  sich  die  falschen  Angaben  des  Mieters 
z.  B.  auf  Sachen  ohne  Verkaufswert  oder  äußerst  gering- 
wertige Gegenstände  beziehen.  In  solchen  Fällen  kann 
der  Vermieter  m.  E.  das  Mietverhältnis  nicht  fristlos 
kündigen. 

Andererseits  hat  jedoch  das  gesetzliche  Pfandrecht 
des  Vermieters  auch,  eben  weil  es  ein  gesetzliches  ist, 
seine  bestimmten  Grenzen,  denn  logischerweise  kann  ein 
gesetzliches  Pfandrecht  auch  nur  unter  den  Vorausset- 
zungen und  in  dem  Umfange  begründet  werden,  bezw. 
bestehen,  der  von  dem  Gesetzgeber  vorgesehen  und  ge- 
wollt ist. 

. Hieraus  folgt  zunächst,  daß  ein  Verzicht  des  Mieters 
auf  die  Unpfändbarkeit  der  der  Pfändung  nicht  unter- 
worfenen Sachen  eine  rechtswirksame  Ausdehnung  des 
gesetzlichen  Pfandrechts  des  Vermieters  nicht  zur  Folge 
haben  kann;  denn  nach  der  zwingenden  Vorschrift  des 
§ 559  S.  3 B.  G.  B.  erstreckt  sich  das  gesetzliche  Pfand- 
recht des  Vermieters  nicht  auf  die  der  Pfändung  nicht 
unterworfenen  Sachen  des  Mieters.  Ein  Verzicht  obiger 
Art  bezweckt  aber  nichts  anderes,  als  die  Begründung  eines 
das  gesetzliche  Pfandrecht  über  den  Rahmen  des  § 559 
S.  3 B.  G.  B.  erweiternden  Gegenrechts  für  den  Vermieter. 
Sollen  die  unpfändbaren  Sachen  des  Mieters  dem  Ver- 
mieter verpfändet  werden,  so  kann  dies  vielmehr  nur 
nach  den  Grundsätzen  des  Vertragspfandrechts  erfolgen. 
Zur  Begründung  eines  Vertragspfandrechts  genügt  aber 
ein  bloßer  Verzicht  des  Mieters  auf  die  Unpfändbarkeit 
seiner  der  Pfändung  nicht  unterworfenen  Sachen  ebenfalls 
nicht.  (Vergl.  § 1205  ff.  B.  G.  B.). 

Im  übrigen  ist  ein  derartiger  Verzicht  aber  auch  all- 
gemein deshalb  für  rechtsunwirksam  zu  halten,  weil  die 
Zwangsvollstreckung  nicht  zur  völligen  Vernichtung  der 
wirtschaftlichen  Existenz  des  Mieters  und  seiner  Familie 
führen  darf,  weil  der  Staat  als  solcher  ein  wesentliches 
Interesse  daran  hat,  eine  völlige  Kahlpfändung  eines  Mieters 
und  eine  dadurch  herbeigeführte  vollkommene  Mittel- 
losigkeit desselben  zu  verhindern,  und  weil  bei  dem 
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Interesse  der  Allgemeinheit,  diesen  Erfolg  zu  verhindern, 
die  Entscheidung  darüber,  ob  dieses  Ergebnis  eintreten 
soll  oder  nicht,  nicht  in  die  Hand  des  Mieters  gelegt 
werden  darf.  (So  in  feststehender  Rechtsprechung  das 
R.  G.,  vergl.  insbesondere  R.  G.  Bd.  72  S.  181). 

Es  erscheint  deshalb  auf  den  ersten  Blick  etwas  be- 
fremdend, daß  entgegen  der  ausdrücklichen  Bestimmung 
des  § 559  B.  G.  B.,  deren  zwingende  Natur  doch  als  den 
Vermietern,  bezw.  den  Autoren  der  Formulare  bekannt 
angenommen  werden  darf,  dennoch  die  Verträge  mit  ganz 
geringen  Ausnahmen  sämtliche  eingebrachten  Sachen  dem 
Pfandrecht  des  Vermieters  unterwerfen.  Der  springende 
Punkt  und  damit  auch  die  Erklärung  in  dieser  Frage  ist 
jedoch  der,  bezw.  die,  daß  die  angezogene  Klausel  nicht 
ohne  jedwede  rechtliche  Wirkung  ist,  vielmehr  für  den 
Mieter  eine  obligatorische  Verpflichtung  begründet,  die 
unpfändbaren  Gegenstände  nicht  aus  der  Wohnung  zu 
entfernen.  (So  auch  Enneccerus  Bd.  I § 353  Anm.  5). 
Dem  Verfasser  ds.  wurde  denn  auch  auf  Erkundigung  die 
Antwort,  daß  die  angezogene  Bestimmung  mit  Rücksicht 
auf  die  dem  Laien  nicht  so  geläufige  Unterscheidung 
zwischen  Pfand  und  obligatorischer  Verpflichtung,  eine 
Sache  nicht  wegzuschaffen,  beibehalten  werde. 

Ferner  kann  das  Pfandrecht  des  Vermieters,  da  es 
sich,  wie  schon  oben  näher  erwähnt,  um  ein  gesetzliches 
Pfandrecht  handelt,  nicht  durch  Vereinbarung  auf  die 
Sachen  Dritter,  namentlich  der  Ehefrau  des  Mieters  er- 
streckt werden,  wie  dies  in  F.  17  § 3 versucht  wird. 
Sollen  die  Sachen  Dritter  haften,  so  müssen  diese  auch  als 
Mieter  oder  doch  als  Verpfänder  gemäß  § 1230  ff.  B.  G.  B. 
auftreten.  (Vergl.  Oertmann  § 559,  4a;  Planck  z.  § 559,  3; 
Staudinger  § 169  bei  70).  Die  in  sehr  vielen  Druckfor- 
mularen, z.  B.  F.  24  § 7 dem  entgegenstehende  Erwei- 
terung des  gesetzlichen  Pfandrechts  auf  die  Sachen  der 
nicht  als  Mieterin  auftretenden  Ehefrau  ist  demnach  rechts- 
unwirksam. 


b)  Gesicherte  Forderungen. 

Gesichert  werden  durch  das  Pfandrecht  des  Vermieters 
sämtliche  Forderungen  aus  dem  Mietverhältnis,  nicht  bloß 
Mietzinsforderungen  (cf.  § 559  S.  1 B.  G.  B.).  Diese  Regel 
ist  jedoch  durch  § 559  S.  2 B.  G.  B.  dahin  eingeschränkt, 
daß  das  Pfandrecht  für  künftige  Entschädigungsforderungen 
und  den  Mietzins  für  eine  spätere  Zeit,  als  das  laufende 
und  das  folgende  Mietjahr  nicht  geltend  gemacht  werden 
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kann.  Diese  Vorschrift  ist  ebenfalls  zwingend,  und  zwar 
in  dem  Sinne,  daß  der  Vermieter  sich  nicht  Erweiterungen 
über  den  gesetzlichen  Rahmen  ausbedingen  kann.  Insoweit 
also  manche  Formulare,  z.  B.  F.  23  § 7 die  sämtlichen 
Forderungen  aus  dem  Mietverträge  ohne  Einschränkung 
durch  das  gesetzliche  Pfandrecht  sichern  wollen,  ist  diese 
Erstreckung  rechtsunwirksam. 


2.  Erlöschen  des  Pfandrechts. 

Was  das  Erlöschen  des  Pfandrechts  angeht,  so  soll 
an  dieser  Stelle  nur  von  dem  gemäß  § 560  B.  G.  B.  die 
Rede  sein.  Auf  die  übrigen  Aufhebungsgründe,  z.  B. 
Verzicht,  Erlöschen  der  Forderung  etc.  im  Rahmen  dieser 
Bearbeitung  näher  einzugehen,  würde  zu  weit  führen. 

Demnach  erlischt  das  Pfandrecht  des  Vermieters  mit 
der  Entfernung  der  Sachen  aus  der  Wohnung,  es  sei  denn, 
daß  die  Entfernung  ohne  Wissen  oder  unter  Widerspruch 
des  Vermieters  erfolgt.  (§  560  S.  1 B.  G.  B.).  Der  Wider- 
spruch ist  jedoch  ohne  Wirkung,  wenn  die  Entfernung  der 
Sache  im  regelmäßigen  Betriebe  des  Geschäfts  des  Mieters 
oder  den  gewöhnlichen  Lebensverhältnissen  entsprechend 
erfolgt,  oder  wenn  die  zurückbleibenden  Sachen  des 
Mieters  zur  Sicherung  des  Vermieters  offenbar  ausreichen. 
(§  560  S.  2 B.  G.  B.). 

In  nicht  wenigen  Verträgen,  z.  B.  F.  19  § 14  ist  nun 
der  Mieter  generell  verpflichtet,  kein  Stück  seines  einge- 
brachten  Mobilars  zu  verkaufen  oder  aus  dem  Hause  zu 
schaffen. 

Die  Frage,  ob  diese  Bestimmung  rechtsgültig  ist,  ist 
identisch  mit  der  Frage,  ob  § 560  S.  2 B.  G.  B.  zwingen- 
der Natur  ist  oder  nicht.  Sie  ist  m.  E.  zu  bejahen.  Zuerst 
spricht  der  Wortlaut  des  Gesetzes  für  ihre  zwingende 
Natur.  Es  heißt:  „Der  Vermieter  kann  nicht  wider- 
sprechen“. Weiterhin  ist  jedoch,  was  ausschlaggebend 
sein  dürfte,  die  angezogene  Bestimmung  zweifellos  darauf 
abgestellt,  einer  Behinderung  des  Mieters  in  seinen  Lebens- 
und Erwerbsverhältnissen  durch  das  Pfandrecht  des  Ver- 
mieters zu  begegnen.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  handelt 
es  sich  im  § 560  S.  2 B.  G.  B.  um  eine  aus  Gründen 
des  öffentlichen  Wohles  gegebene  und  nicht  verzichtbare 
Befugnis  des  Mieters.  (So  auch  Mittelstein  S.  89,  Fuld 
S.  63,  Planck  zu  § 560,  3,  c,  Staudinger  zu  § 560  Nr.  4; 
die  letzteren  allerdings  ohne  Begründung).  Aus  der  zwin- 
genden Natur  der  angezogenen  Gesetzesbestimmung  folgt 
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hinwiederum,  daß  es  sich  vorliegend  um  eine  rechtlich 
nicht  wirksame  Vertragsklausel  handelt. 

Aus  gleichem  Grunde  wird  man  die  nicht  seltene  Be- 
stimmung, z.  B.  F.  84  § 8,  daß  der  Mieter  kein  Stück 
seines  eingebrachten  Mobilars  verkaufen  oder  aus  dem 
Hause  schaffen  dürfe,  ohne  zuvor  vollwertigen,  gleichfalls 
lastenfreien  Ersatz  zu  stellen,  für  rechtsunwirksam  halten 
müssen.  Zwar  verbietet  hier  der  Vermieter  nicht  generell 
und  prinzipiell  eine  Entferrtung  der  eingebrachten  Sachen, 
jedoch  führt  der  Umstand,  daß  er  sie  von  der  Beschaf- 
fung eines  entsprechenden  Gegenwertes  abhängig  macht, 
naturgemäß  zu  einer  Beengung  des  Mieters,  die  den  Schutz 
des  § 560  S.  2 B.  G.  B.  illusorisch  machen  kann. 

Einer  Entfernung  der  Sachen,  die  dem  Pfandrecht  des 
Vermieters  unterliegen,  und  demnach  auch  einem  Erlöschen 
des  Pfandrechts  gemäß  § 560  B.  G.  B.  begegnen  weiter 
manche  Verträge,  z.  B.  F.  19  § 14  mit  der  Klausel,  daß 
der  bis  zum  Ablauf  der  Mietzeit  noch  ausstehende  Miet- 
zins sofort  fällig  werden  soll,  falls  der  Mieter  im  Laufe 
der  Mietzeit  die  Mieträume  unter  Mitnahme  von  Gegen- 
ständen, welche  eine  Sicherheit  der  Erfüllung  seiner  Ver- 
pflichtung bilden  sollten,  verläßt.  Auch  diese  Bestimmung 
gilt  nur  innerhalb  des  Rahmens  des  § 560  B.  G.  B. 

Ebenfalls  vorbeugender  Natur  ist  die  in  vielen  For- 
mularen dem  Mieter  ausdrücklich  auferlegte  Verpflichtung, 
dem  Vermieter  von  einer  etwaigen  Pfändung  seiner  Mobilien 
unter  Vorlage  des  Pfändungsprotokolls  innerhalb  24  Stunden 
Anzeige  zu  erstatten,  (z.  B.  F.  1 § 14;  24  § 8). 


3.  Ausübung  des  Pfandrechts. 

Zum  Schutze  und  zur  Ausübung  seines  Pfandrechts 
hat  der  Vermieter  ein  gesetzliches  Selbsthilferecht  und 
zwar  ein  solches,  welches  nicht  durch  die  Vorschriften 
der  §§  229 — 231  B.  G.  B.  beschränkt  ist.  Er  kann  die 
Entfernung  der  seinem  Pfandrecht  unterliegenden  Sachen, 
ohne  die  Hilfe  des  Gerichts  in  Anspruch  zu  nehmen,  selbst- 
ständig verhindern.  Er  hat  ferner  das  Recht,  wenn  der 
Mieter  auszieht,  zur  Ausübung  seines  gesetzlichen  Pfand- 
rechts die  Mieträume  ohne  die  Inanspruchnahme  des  Ge- 
richts zu  betreten  und  sich  in  den  Besitz  der  Sachen  zu 
setzen. 

Eine  vertragliche  Ausdehnung  dieses  sogenannten 
Sperrrechts  ist  unwirksam,  da  § 561  Abs.  1 B.  G.  B. 
zwingendes  Recht  enthält.  Die  in  manchen  Vertragsfor- 


— 60  - 


mularen  dem  entgegenstehenden  Bestimmungen,  vergl. 
z.  B.  F.  24  § 9,  die  dem  Vermieter  gestatten,  die  Sachen 
jederzeit  in  Besitz  zu  nehmen,  sind  demnach  unwirksam. 

Sind  die  Sachen  bereits  von  dem  Grundstück  entfernt, 
so  steht  dem  Vermieter  nur  das  allgemeine  Selbsthilfe- 
recht nach  §§  229 — 231  B.  G.  B.  zu.  Sind  die  Sachen 
ohne  Wissen  und  unter  Widerspruch  des  Vermieters  ent- 
fernt worden,  so  kann  der  Vermieter  die  Herausgabe  zum 
Zwecke  der  Zurückschaffung ' in  die  Wohnung  und,  falls 
der  Mieter  ausgezogen  ist,  die  Überlassung  des  Besitzes 
verlangen.  Diesem  Anspruch  ist  jedoch  eine  Ausschluß- 
frist von  einem  Monat  gesetzt.  Macht  der  Vermieter  nicht 
innerhalb  dieser  Frist,  die  von  dem  Tage  der  Kenntnis 
der  Entfernung  der  Sache  läuft,  seinen  Anspruch  ge- 
richtlich geltend,  so  erlischt  das  Pfandrecht.  (§  561  Abs.  2 
B.  G.  B.). 

Die  Veräußerung  des  Pfandobjektes  erfolgt  entsprechend 
den  Bestimmungen  des  § 1234  ff.  B.  G.  B.  — Manche 
Verträge,  z.  B.  F.  24  § 9 II  verhalten  sich  auch  über  diese 
Frage  und  bestimmen,  daß  der  Vermieter  ohne  voraus - 
gegangene  Androhung  acht  Tage  nach  erfolgter  Zahlungs- 
aufforderung zum  Pfandverkauf  berechtigt  sein  soll.  Diese 
Vereinbarung  ist  gesetzlich  zulässig,  da  die  Bestimmung 
des  § 1234  B.  G.  B.  nicht  zwingend  ist.  — Im  übrigen 
sind  die  gesetzlichen  Bestimmungen  durch  die  Vertrags- 
formulare nicht  abgeändert. 


4.  Abwendung  der  Geltendmachung  des  Pfandrechts. 

Der  Mieter  kann  die  Geltendmachung  des  Pfandrechts 
bezügl.  sämtlicher  eingebrachter  Sachen  dadurch  abwenden, 
daß  er  dem  Vermieter  Sicherheit  in  Höhe  der  Forderungen 
leistet,  für  welche  das  Pfandrecht  besteht.  Er  kann  ferner 
jede  einzelne  Sache  durch  Sicherheitsleistung  in  Höhe 
ihres  Wertes  vom  Pfandrechte  befreien,  (vergl.  § 562 
B.  G.  B.). 

5.  Pfändungs-  und  Vermieterpfandrecht. 

Trifft  das  Vermieterpfandrecht  mit  einem  Pfändungs- 
pfandrecht zusammen,  so  kann  der  Vermieter  dem  pfän- 
denden Gläubiger  gegenüber  das  Pfandrecht  nicht  wegen 
des  Mietzinses  für  eine  frühere  Zeit,  als  das  letzte  Jahr 
vor  der  Pfändung  geltend  machen.  — § 563  B.  G.  B.  — 
Entscheidend  ist  also  der  Tag  der  Pfändung.  Die  Bestim- 
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mung  des  § 563  B.  G.  B.  ist  jedoch  nicht  etwa  dahin  aus- 
zulegen, daß  der  Vermieter  ein  Vorrecht  gegenüber  dem 
Pfändungspfandgläubiger  nur  wegen  des  bezeichneten  Miet- 
zinsrückstandes hätte.  § 563  B.  G.  B.  ist  vielmehr  als 
eine  Ausnahmebestimmung  zu  dem  allgemeinen  Satze  des 
§ 559  B.  G.  B.  dahin  zu  bewerten,  daß  er  das  Pfand- 
recht des  Vermieters  gemäß  § 559  B.  G.  B.  nur  insoweit 
einschränkt,  als  es  sich  um  Mietzinsrückstände  handelt, 
(so  auch  Siber  S.  45;  Oertmann  zu  563;  Planck  zu  § 563; 
Mittelstein  S.  56). 

Streitig  ist,  wie  das  laufende  und  folgende  Viertel- 
jahr zu  berechnen  sei.  Dernburg  a.  a.  0.  II  § 229  Nr.  12 
und  Arnold  S.  158  halten  den  Zeitpunkt  der  Pfändung  für 
maßgebend,  weil  dieser  Zeitpunkt  auch  hinsichtlich  der 
Berechnung  des  letzten  Jahres  gemäß  § 563  B.  G.  B. 
maßgebend  sei.  Diese  Ansicht  beruht  m.  E.  auf  einer 
falschen  Bewertung  des  § 563  B.  G.  B.  § 563  B.  G.  B. 
ist,  wie  schon  oben  erwähnt,  im  Verhältnis  zu  § 559 
B.  G.  B.  eine  Ausnahmebestimmung.  Aus  ihm  folgt  keines- 
wegs eine  Abänderung  des  allgemeinen  und  unzweideutigen 
Grundsatzes  des  § 559  S.  2 B.  G.  B.,  daß  für  die  Frage, 
inwieweit  wegen  des  Mietzinses  für  die  Zukunft  das  Pfand- 
recht geltend  gemacht  werden  kann,  die  Zeit  der 
Geltendmachung,  d.  h.  der  Klageerhebung  maßgebend 
ist.  (So  auch  Planck  § 559,  4,  b;  Staudinger  zu  § 563  I,  1 
und  Mittelstein  S.  556.  Letzterer  weist  ferner  noch  zu- 
treffend darauf  hin,  daß  der  Gläubiger  durch  Hinaus- 
schieben der  Versteigerung  das  Vorrecht  des  Vermieters 
vereiteln  könne,  falls  der  Tag  der  Pfändung  maßgebend 
wäre). 


§ 9. 

Einräumung  eines  Zurückbehaltungsrechts. 

Hier  und  da,  z.  B.  F.  19  § 14  und  F.  20,  § 14  findet 
sich  auch  in  den  Vertragsformularen  die  Bestimmung,  daß 
dem  Vermieter  ein  Zurückbehaltungsrecht  an  den  einge- 
brachten  Sachen  eingeräumt  werde.  Eine  solche  Klausel 
wird  vorherrschend  für  wirksam  auch  für  die  unpfänd- 
baren Sachen  gehalten  und  zwar  mit  der  Begründung, 
daß  eine  solche  Abmachung  dem  Interesse  des  Mieters 
nicht  widerstreite.  (Niendorff  S.  386;  Mittelstein,  die  Miete, 
S.  531;  Mittelstein  D.  J.  Z.  02,  386  und  03,  S.  172;  Oert- 
mann D.  J.  Z.  03,  137;  Staudinger  zu  § 559  V,  4,  a; 
a.  A.  Hellwig  im  Recht  03,  171  und  Strauß  S.  141  bezügl. 
der  unpfändbaren  Sachen). 
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Für  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  spricht,  wie  auch 
die  genannten  Schriftsteller  zutreffend  bemerken,  der  Um- 
stand, daß  der  Mieter  seine  unpfändbaren  Sachen  doch 
auch  dem  Vermieter  durch  Übergabe  verpfänden  und  zur 
Sicherheit  übereignen  kann.  Immerhin  erzeugt  jedoch  eine 
solche  Bestimmung  nur  eine  obligatorische  Verpflichtung 
des  Mieters,  die  Eigenmacht  des  Vermieters  zu  dulden. 
Erfüllt  der  Mieter  den  Vertrag  in  diesem  Punkte  nicht, 
so  verletzt  er  lediglich  eine  obligatorische  Verpflichtung, 
deren  Erfüllung  der  Vermieter  nur  im  gewöhnlichen  Rechts- 
wege erzwingen  kann.  Etwas  anderes  ist  nicht  denkbar; 
denn  ein  Zurückbehaltungsrecht  als  solches  gibt  es  be- 
grifflich nur  an  solchen  Sachen,  die  man  schon  besitzt; 
der  Vermieter  besitzt  aber  die  eingebrachten  Sachen  des 
Mieters  nicht,  auch  nicht  mittelbar,  (so  auch  die  oben 
genannten  Schriftsteller).  Mit  Rücksicht  hierauf  kann  dem 
Standpunkte  des  R.  G.  Bd.  35,  160;  31,  118  ff.,  welches 
eine  Fortschaffung  der  unpfändbaren  Sachen  beim  Vor- 
liegen einer  derartigen  Vereinbarung  für  strafbar  nach 
§ 289  St.  G.  B.  erklärt,  nicht  beigetreten  werden. 


§ 10. 

Endigung  des  Mietverhältnisses. 

1.  Endigung  durch  Zeitablauf. 

Was  die  Endigung  des  Mietverhältnisses  angeht,  so  ist 
in  diesem  Punkte  zunächst  hervorzuheben,  daß  die  Miet- 
formulare überwiegend  eine  bestimmte  Mietzeit  festsetzen. 
Die  unbestimmte  Dauer  des  Mietverhältnisses  ist  allerdings 
auch  in  manchen  Verträgen  und  zwar  meist  subsidiär  vor- 
gesehen, jedoch  hat  die  Praxis  sich  vorherrschend  (F.  21 
§ 2,  F.  4 § 2 u.  a.)  für  die  Vereinbarung  einer  bestimmten 
Zeit  entschieden.  Das  Mietverhältnis  endigt  daher  vor- 
wiegend durch  Zeitablauf.  Als  Endtermin  ist  durchweg 
der  erste  Tag  eines  Zeitabschnitts,  Monats,  Vierteljahrs 
etc.  gewählt,  soweit  eine  Stunde  genannt  ist,  als  Stunde 
12  Uhr  mittags. 

2.  Endigung  durch  Kündigung. 

a)  Allgemeines,  insbesondere  Form  der  Kündigung. 

Soweit  das  Mietverhältnis  nicht  durch  Zeitablauf  endigt, 
kann  es  unter  gewissen  Voraussetzungen  gekündigt  werden, 
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entweder  vom  Vermieter  oder  vom  Mieter,  wie  schon  aus 
den  vorangegangenen  Ausführungen  zu  ersehen  ist.  Dabei 
ist  zwischen  einer  ordentlichen,  außerordentlichen  und  vor- 
zeitigen Kündigung  zu  unterscheiden. 

Für  die  Form  der  Kündigung  ist  in  der  Mehrzahl  der 
Formularen  die  Schriftform  vorgeschrieben,  nach  anderen 
genügt  die  bloße  mündliche  Kündigung. 


b)  Ordentliche  Kündigung. 

Die  Regelmäßige  Art  der  Kündigung  ist  die  ordentliche. 
Unter  ihr  versteht  man  eine  Kündigung,  durch  welche  der 
auf  unbestimmte  Zeit  eingegangene  Mietvertrag  unter  Ein- 
haltung der  gesetzlichen  oder  vertraglichen  Kündigungsfrist 
aufgelöst  werden  kann,  ohne  daß  ein  besonderer  Anlaß 
erforderlich  wäre. 

Im  einzelnen  ist  die  ordentliche  Kündigung  gesetzlich 
nach  § 565  B.  G.  B.  so  geregelt,  daß  eine  Kündigung  all- 
gemein nur  zum  Schlüsse  eines  Kalendervierteljahres  und 
zwar  spätestens  am  dritten  Werktage  desselben  erfolgen 
kann.  Ist  der  Mietzins  nach  Monaten  bemessen,  so  ist 
die  Kündigung  nur  für  den  Schluß  eines  Kalendermonates 
zulässig  und  hat  spätestens  am  15.  des  Monats  zu  er- 
folgen. Ist  der  Mietzins  nach  Wochen  bemessen,  so  ist 
die  Kündigung  nur  für  den  Schluß  einer  Kalenderwoche 
zulässig  und  hat  spätestens  am  ersten  Werktage  der  Woche 
zu  erfolgen.  Ist  der  Mietzins  nach  Tagen  bemessen,  so 
ist  die  Kündigung  an  jedem  Tage  für  den  folgenden  Tag 
zulässig. 

Die  vertraglichen  Kündigungsfristen  sind  allgemein 
nach  Monaten  berechnet  und  schwanken  zwischen  einem 
und  mehreren  Monaten,  (vergl.  F.  2 § 1,  28  § 2 usw.) 
Daneben  findet  sich  auch,  jedoch  seltener  eine  Berechnung 
nach  Tagen,  (z.  B.  F.  51  § 1,  54  § 9). 

Bezüglich  der  vertraglichen  Kündigungstermine  gilt 
zunächst  überwiegend  der  Grundsatz,  daß  die  Kündigung 
spätestens  am  ersten  Tage  eines  neuen  Abschnitts  der 
Kündigungsfristen  zu  erfolgen  habe.  Daneben  findet  sich 
seltener  eine  schroffere  Bestimmung,  z.  B.  F.  44  § 2,  die 
eine  Kündigung  spätestens  am  letzten  Tage  vor  Beginn 
der  Kündigungsfrist  verlangt.  Häufiger  dagegen  gilt  die 
Kündigung  auch  dann  noch  als  rechtzeitig,  wenn  sie  am 
2.  (F.  30  § 3)  oder  am  dritten  Tage,  so  F.  36  A.  2,  F.  51 
§ 3 des  der  Kündigungsfrist  entsprechenden  Zeitabschnittes 
erfolgt. 
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Nicht  selten  stößt  man  auch  auf  Bestimmungen,  die 
eine  ordentliche  Kündigung  für  gewisse  Zeitpunkte  und 
Zeitabschnitte  überhaupt  ausschließen.  Manche  Formulare 
lassen  eine  Kündigung  nur  für  das  Jahresquartal  zu,  so 
F.  2 § 2,  andere,  z.  B.  F.  36  § 1 bestimmen,  daß  die 
Kündigung  zwar  zum  Quartal,  aber  nur  auf  den  1.  April, 
1.  Juli,  1.  Oktober,  nicht  aber  auf  1.  Januar  zulässig  sei. 
Wieder  andere  gehen  noch  weiter.  Nach  ihnen  ist  eine 
Kündigung  in  der  Zeit  vom  31.  März  bis  zum  30.  Sep- 
tember oder  1.,  bezw.  2.  Oktober,  z.  B.  F.  10  A.  2;  44 
§ 2 oder  vom  1.  Oktober  bis  15.  März,  so  F.  19  § 3 oder 
endlich  vom  1.  Dezember  bis  1.  Februar  (F.  18  § 1)  über- 
haupt nicht  zulässig. 

Häufig  wird  außerdem  noch  für  die  Erklärung  der 
Kündigung  eine  bestimmte  Stunde  als  letzter  Zeitpunkt 
angegeben  und  zwar  meist  12  Uhr  mittags,  z.  B.  F.  17 
§ 1.  Nach  anderen  Formularen  z.  B.  nach  F.  3 § 4 ist 
die  Kündigung  bis  abends  9 Uhr  noch  rechtzeitig. 

Die  ganze  Regelung  ist  also,  wie  man  sieht,  äußerst 
buntscheckig  und  detailliert. 


c)  Außerordentliche  Kündigung. 

Ebenfalls  einen  breiten  Raum  in  den  Vertragsentwürfen 
nimmt  die  Regelung  der  außerordentlichen  Kündigung  ein. 
Das  Recht  fristloser  Kündigung  steht  bald  dem  Mieter, 
bald  dem  Vermieter  zu,  letzterem  allerdings  in  erheblich 
ausgedehnterem  Maße.  Näher  auf  die  einzelnen  Fälle  des 
Rechts  fristloser  Kündigungen  einzugehen,  erübrigt  sich 
hier  mit  Rücksicht  darauf,  daß  schon  an  den  einschlägigen 
Stellen  hinlängliche  Ausführungen  darüber  gemacht  sind. 


d)  Vorzeitige  Kündigung. 

Dagegen  ist  noch  ein  Wort  über  die  sogenannte  vor- 
zeitige Kündigung  zu  sagen.  Auch  hier  ist  der  Einfluß 
der  Mietformulare  zum  Teil  recht  erheblich,  wenn  auch 
die  gesetzliche  Regelung  vorherrschend  ist  Demnach  gilt 
folgendes : 

aa)  Der  dreißigjährige  Mietvertrag. 

Ein  Mietvertrag  der  auf  längere  Zeit  als  dreißig  Jahre 
geschlossen  ist,  kann  beiderseits  nach  Ablauf  von  30  Jahren 
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unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Kündigungsfrist  gekündigt 
werden,  es  sei  denn,  daß  der  Vertrag  für  die  Lebenszeit 
des  Vermieters,  bezw.  Mieters  geschlossen  ist.  (§  567 
B.  G.  B.). 


bb)  Tod  des  Mieters. 

Stirbt  der  Mieter,  so  ist  sowohl  der  Erbe,  als  der 
Vermieter  berechtigt,  das  Mietverhältnis  unter  Einhaltung 
der  gesetzlichen  Kündigungsfrist  zu  kündigen  und  zwar 
für  den  ersten  Termin,  für  den  die  Kündigung  zulässig  ist. 
(§  569  B.  G.  B.) 

Hier  setzen  nicht  wenige  Vertragsformulare  ein  und 
räumen  mit  diesem  Recht  vorzeitiger  Kündigung  entweder 
ganz  auf,  z.  B.  F.  10  a.  2,  F.  23  § 1,  F.  24  § 25,  F.  35 
§ 2,  F.  43  § 3,  oder  sie  rücken  den  Kündigungstermin 
mehr  oder  minder  erheblich  hinaus,  z.  B.  bis  zum  Ablauf 
des  dem  Tode  folgenden  Kalendervierteljahres,  so  F.  44 
§ 4 oder  bis  zum  Schlüsse  des  dem  Tode  folgenden  Ka- 
lenderhalbjahres, so  z.  B.  F.  3 § 5,  18  § 4 oder  gar  bis 

zum  Ablaufe  wenigstens  des  ersten  Mietjahres,  z.  B.  F.  13 
§ 6.  Manche  Formulare  schließen  endlich  eine  Kündigung 
für  bestimmte  Termine,  wie  1.  Januar,  1.  Oktober  etc.  über- 
haupt aus.  (vergl.  z.  B.  F.  11  § 10). 


cc)  Militärpersonen  etc. 

Militärpersonen,  Beamte,  Geistliche  und  Lehrer  an 
den  öffentlichen  Unterrichtsanstalten  können  im  Falle  ihrer 
Versetzung  die  Miete  der  Wohnung,  die  sie  für  sich  oder 
ihre  Familie  an  den  bisherigen  Garnison-  oder  Wohnorte 
innehatten,  vorzeitig  kündigen,  jedoch  nur  zu  dem  ersten 
Termine,  für  den  die  Kündigung  zulässig  ist.  (§  570  B.  G.  B.) 

Auch  hier  hat  das  vertragliche  Mietrecht  in  gleicher 
Weise,  wie  zu  bb),  jedoch  manchmal  mit  Unterschieden  in 
denselben  Vertragsformularen,  z.  B.  F.  15  § 15  eingesetzt. 


dd)  Konkurs  der  Parteien. 

Über  das  Kündigungsrecht  des  Mieters,  bezw.  Ver- 
mieters im  Konkurse  vergl.  unten  § 14,  Ziff.  2. 
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§ 11. 

Mietverlängerung. 

Ist  das  Mietverhältnis,  sei  es  durch  Zeitablauf,  sei  es 
durch  Kündigung,  beendet,  setzt  aber  der  Mieter  den  Ge- 
brauch der  Wohnung  fort,  so  gilt  nach  § 568  B.  G.  B. 
das  Mietverhältnis  als  auf  unbestimmte  Zeit  verlängert, 
sofern  nicht  der  Vermieter  oder  Mieter  seinen  entgegen- 
stehenden Willen  binnen  einer  Frist  von  zwei  Wochen 
dem  andern  Teil  gegenüber  erklärt.  Die  Frist  beginnt  für 
den  Mieter  sofort,  für  den  Vermieter  mit  'der  Erlangung 
der  Kenntnis  von  der  Fortsetzung  des  Gebrauchs.  Es 
bleibt  also  in  einem  solchen  Falle  der  Vertrag  im  ganzen 
Umfange  zwischen  den  Parteien  bestehen  mit  der  einzigen 
Ausnahme,  daß  das  Mietverhäitnis  als  auf  unbestimmte 
Zeit  verlängert  gilt.  Es  gilt  mit  anderen  Worten  nunmehr 
in  allen  solchen  Fällen  als  für  unbestimmte  Zeit  geschlossen, 
sodaß  es  nur  nach  Maßgabe  des  § 565  B.  G.  B.  beendigt 
wird. 

Diese  gesetzliche  Regelung  hat  eine  Reihe  von  Ver- 
trägen, z.  B.  F.  28  § 3,  46  § 3 dahin  geändert,  daß  im 
Falle  der  Fortsetzung  des  Mietverhältnisses  auch  die  ver- 
einbarte Kündigungsfrist  bei  unbestimmter  Dauer  des  Ver- 
trages ihre  Kraft  behalten  solle.  Wieder  andere  Verträge 
sind  in  diesem  Punkte  noch  weiter  gegangen  und  haben 
die  Bestimmung  aufgenommen,  daß  der  Vertrag  im  Falle 
einer  Fortsetzung  des  Mietverhältnisses  jedesmal  still- 
schweigend zu  den  früheren  Bedingungen  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  verlängert  werde,  (vergl.  F.  5 § 14,  F.  8 § 2). 
Diese  Verlängerung  kann  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die 
Bestimmung  des  § 566  B.  G.  B.  nicht  weiter,  als  auf  ein 
Jahr  ausgedehnt  werden.  Dem  entgegenstehende  Be- 
stimmungen sind  gemäß  den  Ausführungen  zu  § 3,  Ziff.  4 
oben  zu  beurteilen. 


§ 12. 

Veräußerung  der  Wohnung. 

Was  die  Frage  der  Veräußerung  der  Mietwohnung 
während  der  Dauer  des  Mietvertrages  nach  Überlassung 
an  den  Mieter  angeht,  so  hat  die  Praxis  auch  in  diesem 
Punkte  die  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  selten  geändert. 

Im  B.  G.  B.  ist  diese  Frag«  so  entschieden,  daß  durch 
die  Veräußerung  der  Mietwohnung  ein  Übergang  des  zwei- 
seitigen Mietverhältnisses  mit  den  in  Zukunft  erwachsenden 
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Rechten  und  Pflichten  auf  den  Erwerber  der  Wohnung 
kraft  Gesetzes  stattfindet,  während  Subjekt  der  auf  die 
Vergangenheit  entfallenden  Rechte  und  Pflichten  der  Ver- 
äußerer bleibt.  Alle  die  Rechte  und  Verpflichtungen  des 
Erwerbers  sind  dabei  ihrer  Natur  nach  selbstständig  und 
unterliegen,  von  besonderen  Vorschriften  abgesehen,  keinen 
Einwendungen  aus  der  Person  des  ursprünglichen  Ver- 
mieters. Daneben  haftet  der  Veräußerer  dem  Mieter  wie 
ein  Bürge,  der  auf  die  Einrede  der  Vorausklage  verzichtet 
hat,  für  den  Schaden,  der  daraus  entsteht,  daß  der  Er- 
werber seine  Verpflichtungen  nicht  erfüllt.  Teilt  der  Ver- 
mieter den  Übergang  der  Wohnung  dem  Mieter  jedoch 
mit,  so  wird  er  von  der  Bürgenhaftung  befreit,  wenn  nicht 
der  Mieter  das  Mietverhältnis  für  den  ersten  Termin 
kündigt,  für  den  die  Kündigung  zulässig  ist.  — r Ist  seitens 
des  Mieters  der  veräußerten  Wohnung  dem  Vermieter  für 
die  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  Sicherheit  geleistet, 
so  tritt  der  Erwerber  auch  in  die  dadurch  begründeten 
Rechte  ein.  Zur  Zurückgewährung  der  Sicherheit  ist  er 
jedoch  nur  dann  verpflichtet,  wenn  sie  ihm  ausgehändigt 
worden  ist,  oder  wenn  er  dem  Vermieter  gegenüber  die 
Verpflichtung  zur  Rückgewährung  übernommen  hat.  (vergl. 
§ 571  ff.  B.  G.  B). 

Soweit  sich  die  Vertragsformulare  mit  dieser  Frage 
befassen,  gehen  sie  zum  Teil  soweit,  daß  sie  den  Vermieter 
vom  Zeitpunkte  des  Eigentumsüberganges  von  jeder  Haf- 
tung aus  dem  Mietverträge  befreien,  z.  B.  F.  5 § 8,  18 
§8,  8 § 21,  eine  vertragliche  Regelung,  die  m.  E.  für 
rechtswirksam  zu  halten  ist,  da  § 571  B.  G.  B.  keine 
zwingenden,  sondern  nur  ergänzende  Vorschriften  enthält. 
Zwar  haben  volkswirtschaftliche  und  sozialpolitische  Er- 
wägungen zu  der  Aufnahme  des  angezogenen  Paragraphen 
geführt,  jedoch  hat  der  in  ihm  niedergelegte  Grundsatz  im 
Gesetz  keine  derartige  Formulierung  gefunden,  die  für 
eine  zwingende  Natur  spräche.  (Gleicher  Ansicht  Niendorff 
S.  281  L,  Enneccerus  § 355  II,  2 f.,  Mittelstein  S.  90,  Fuld 
S.  53).  — Meist  gehen  die  Formulare  jedoch  weniger  weit 
und  behalten  dem  Vermieter,  bzw.  dem  Erwerber  nur  das 
Recht  vor,  das  Mietverhältnis  mit  einer  bestimmten  Frist 
zu  kündigen  für  den  Fall,  daß  nicht  schon  eine  kürzere 
Kündigungsfrist  eingreift.  — Die  Kündigungsfrist  selbst 
hinwiederum  schwankt  erheblich.  Es  finden  sich  solche 
von  einem  Monat,  von  6 Wochen  bis  zu  einem  halben 
Jahr,  (vergl.  F.  3 § 20,  20  § 17,  21  § 13).  — Eine  den 
Interessen  des  Mieters  unter  Umständen  mehr  gerecht 
werdende  Bestimmung  enthält  das  Formular  des  Frank- 
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furter  Hausbesitzervereins.  (F.  27  § 8).  Nach  ihm  ist  zwar 
der  Vermieter,  wie  der  Erwerber  berechtigt,  binnen  14 
Tagen  nach  Abschluß  des  Kaufvertrages  das  Mietverhältnis 
mit  6 wöchentlicher  Kündigungsfrist  zu  kündigen,  jedoch 
kann  der  Mieter  in  diesem  Falle  von  dem  Vermieter,  bezw. 
Erwerber  eine  nach  der  Dauer  des  Gebrauchs  der  Woh- 
nung sich  mindernde  Entschädigung  verlangen. 

§ 13. 

V or  aus  Verfügungen. 

Über  Vorausverfügungen  des  Vermieters  verhalten  sich 
die  Druckformulare  nicht.  Es  bleibt  daher  in  diesem 
Punkte  bei  der  gesetzlichen  Regelung.  Hiernach  sind  Vor- 
ausverfügungen des  ursprünglichen  Vermieters  über  den 
Mietzins  dem  Erwerber  gegenüber  wirksam,  wenn  der  Er- 
werber sie  beim  Eigentumserwerbe  kannte,  oder  wenn  sie 
auf  das  beim  Eigentumsübergange  laufende  oder  das  fol- 
gende Vierteljahr  sich  beziehen.  (§  573  B.  G.  B.).  Dies 
gilt  auch  für  den  Empfang  von  Mietzinszahlungen  und  für 
andere  über  den  Mietzins  zwischen  Mieter  und  Vermieter 
abgeschlossenen  Geschäfte.  Letztere  sind  aber  auch  dann 
noch  wirksam,  wenn  und  soweit  sie  sich  auf  das  Viertel- 
jahr, in  dem  der  Mieter  Kenntnis  von  der  Veräußerung 
erlangte,  oder  das  folgende  Vierteljahr  beziehen,  es  sei 
denn,  daß  der  Mieter  schon  bei  Vornahme  des  Rechts- 
geschäfts von  dem  Übergange  des  Eigentumsrechts  Kenntnis 
erlangt  hatte.  (§  574  B.  G.  B.).  Zeigt  der  Vermieter  dem 
Mieter  an,  daß  er  das  Eigentum  an  der  vermieteten  Woh- 
nung auf  einen  dritten  übertragen  habe,  so  muß  er  diese 
Anzeige,  selbst  wenn  die  Übertragung  nicht  erfolgt  oder 
nicht  wirksam  ist,  dem  Mieter  gegenüber  gegen  sich  gelten 
lassen.  Die  Anzeige  kann  auch  nur  mit  Zustimmung  dessen 
zurückgenommen  werden,  der  als  der  neue  Eigentümer 
bezeichnet  worden  ist.  (§  576  B.  G.  B.). 

§ 14. 

Zwangsversteigerung  des  Wohnhauses  und 
Konkurs  einer  Partei. 

1..  Zwangsversteigerung. 

Im  Falle  das  Grundstück,  auf  dem  sich  die  Mietwoh- 
nung befindet,  im  Wege  der  Zwangsversteigerung  veräußert 
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wird,  gelten  in  erster  Linie  die  gleichen  Bestimmungen, 
wie  im  Falle  der  freiwilligen  Veräußerung  des  Miethauses, 
jedoch  hat  hier  der  Erwerber  ein  gesetzliches  Recht,  das 
Mietverhältnis  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Kündi- 
gungsfrist zu  kündigen.  Erfolgt  die  Kündigung  nicht  für 
den  ersten  Termin,  für  den  sie  zulässig  ist,  so  ist  sie  über- 
haupt ausgeschlossen.  — ■ § 57  Z.  V.  G.  — Erfolgt  die 
Kündigung  aber  rechtzeitig,  so  kann  der  Mieter  gegen  den 
Vermieter  einen  Schadenersatzanspruch  geltend  machen, 
was  naturgemäß  aus  praktischen  Gründen  äußerst  selten 
geschehen  wird. 


2.  Konkurs. 

a)  des  Vermieters. 

Gerät  der  Vermieter  in  Konkurs,  so  ist  zu  unter- 
scheiden, ob  die  Wohnung  zur  Zeit  der  Konkurseröffnung 
dem  Mieter  schon  überlassen  war  oder  noch  nicht.  Im 
ersteren  Falle  bleibt  der  Vertrag  auch  der  Konkursmasse 
gegenüber  in  Kraft,  (K.  0.  § 21  Abs.  1) ; jedoch  braucht 
der  Konkursverwalter  Vorausverfügungen  über  den  Miet- 
zins nur  dann  gelten  zu  lassen,  wenn  sie  sich  auf  den 
Mietzins  für  das  bei  der  Eröffnung  des  Konkurses  laufende 
und  das  folgende  Vierteljahr  beziehen.  (K.  0.  § 21  Abs.  2). 
— Der  Veräußerung  der  Wohnung  durch  den  Konkurs- 
verwalter endlich  kommt  dieselbe  Wirkung  zu,  wie  der 
Zwangsversteigerung.  (K.  0.  § 21  Abs.  3). 

War  die  Wohnung  dem  Mieter  zur  Zeit  der  Konkurs- 
eröffnung dagegen  noch  nicht  überlassen,  so  hat  der  Kon- 
kursverwalter die  Wahl,  ob  er  den  Vertrag  erfüllen  will 
oder  nicht.  Der  Mieter  seinerseits  kann  den  Konkurs- 
verwalter auffordern,  sich  darüber  zu  erklären,  ob  er  den 
Vertrag  erfüllen  will.  Erklärt  der  Konkursverwalter  sich 
nicht  unverzüglich,  so  kann  er  eine  Erfüllung  des  Ver- 
trages nicht  mehr  verlangen.  Falls  der  Konkursverwalter  die 
Erfüllung  ablehnt,  hat  der  Mieter  eine  Ersatzforderung, 
die  er  als  Konkursforderung  geltend  machen  kann.  (§17 
K.  0.). 


b.  des  Mieters. 

Gerät  der  Mieter  in  Konkurs,  so  fragt  es  sich  hier 
auch  wieder  zunächst,  ob  ihm  die  Wohnung  zur  Zeit  der 
Konkurseröffnung  bereits  überlassen  war  oder  nicht. 

Ist  ersteres  der  Fall,  so  bleibt  der  Mietvertrag  wirk- 
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sam,  jedoch  haben  sowohl  Vermieter  wie  Konkursverwalter 
ein  Kündigungsrecht  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  oder 
der  vereinbarten  kürzeren  Kündigungsfrist.  Kündigt  der 
Konkursverwalter,  so  hat  der  Vermieter  einen  Ersatz- 
anspruch, den  er  als  Konkursforderung  geltend  machen 
kann.  (K.  0.  § 19). 

War  die  Wohnung  dem  Mieter  noch  nicht  überlassen, 
so  kann  der  Vermieter,  nicht  dagegen  der  Konkursver- 
walter vom  Vertrage  zurücktreten.  Der  Konkursverwalter 
kann  jedoch  von  dem  Vermieter  eine  entsprechende  Er- 
klärung verlangen.  Unterläßt  der  Mieter  diese,  so  kann 
nunmehr  der  Konkursverwalter  erfüllen.  Er  verliert  dieses 
Recht  aber  wiederum,  wenn  er  auf  Erfordern  des  Ver- 
mieters sich  darüber  nicht  unverzüglich  erklärt.  Falls  der 
Mietvertrag  nicht  erfüllt  wird,  hat  der  Vermieter  lediglich 
eine  Ersatzforderung  als  Konkursforderung.  (K.  O.  § 20). 

§ 15. 

Gerichtsstand. 

Die  Frage  der  Zuständigkeit  für  Rechtsstreitigkeiten 
aus  dem  Mietverträge  ist  in  einer  ganzen  Reihe  von  Ver- 
trägen nicht  angeschnitten.  Insoweit  gelten  also  die  allge- 
meinen und  speziellen  Bestimmungen  über  die  Zuständig- 
keit, insbesondere  § 23  G.  V.  G.,  wonach  für  Streitigkeiten 
zwischen  Vermieter  und  Mieter  wegen  Überlassung,  Be- 
nutzung, Räumung,  sowie  wegen  Zurückhaltung  der  von 
dem  Mieter  in  die  Mietwohnung  eingebrachten  Gegen- 
stände ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegen- 
standes das  Amtsgericht  zuständig  ist,  in  dessen  Bezirk 
die  Wohnung  liegt. 

In  manchen  Vertragsformularen,-  z.  B.  F.  10  a.  11,  19 
§ 19  ist  die  Zuständigkeit  des  Amtsgerichts  generell,  d.  h. 
für  alle  Klagen  aus  dem  Mietverhältnisse  ohne  Rücksicht 
auf  die  Höhe  des  Wertes  des  Streitgegenstandes  verein- 
bart, während  eine  große  Anzahl  der  Formulare  sich  über 
die  Zuständigkeitsfrage  überhaupt  nur  insoweit  verhält,  als 
sie  die  gesetzliche  Regelung  unterstreicht,  indem  sie 
nämlich  betont,  daß  die  örtlichen  Gerichte,  Amts-,  bezw. 
das  Landgericht  zuständig  seien.  — Einen  Mittelweg  schlägt 
das  Münchener  Formular  (F.  47  § 23)  ein,  welches  be- 
stimmt, daß  das  Landgericht  nach  Wahl  des  Klägers  zu- 
ständig sein  solle  für  Rechtstreitigkeiten  mit  einem  höheren 
Streitobjekt  als  Mk.  3000,  während  für  die  übrigen  Rechts- 
streitigkeiten das  Amtsgericht  angegangen  werde  müsse. 
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Von  Interesse  ist  auch,  daß  nur  ein  einziges  Formular, 
nämlich  das  Straßburger,  eine  außergerichtliche  Einigung 
vorsieht.  Dieser  Entwurf  (F  58  § 9)  verpflichtet  die  Par- 
teien, vor  Anrufung  der  Gerichte  zunächst  sich  der  Ver- 
mittlung des  an  Ort  und  Stelle  von  dem  Hauseigentümer- 
vereine eingerichteten  Einigungsamtes  zu  bedienen. 

§ 16. 

Mietvertrag  und  § 138  B,  G.  B. 

Nimmt  man  das  heute  gebräuchliche  Mietvertrags- 
formular der  Vermietervereine  als  ganzes,  so  muß  man 
als  charakteristisch  für  dasselbe  seine  einseitige  Vertretung 
der  Interessen  der  Vermieter  bezeichnen.  Wie  im  Laufe 
der  Abhandlung  immer  wieder  zu  Tage  getreten  ist,  sind 
die  Verpflichtungen  des  Vermieters  auf  ein  Minimum  her- 
untergesetzt, während  andererseits  die  Leistungspflicht  des 
Mieters  auf  eine  recht  erhebliche  Höhe  hinaufgeschraubt 
ist.  Der  Vermieter  hat  im  Grunde  genommen  eigentlich 
nur  seine  Wohnräume  und  diese  noch  nicht  einmal  unter 
allen  Umständen  pünktlich  dem  Mieter  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Seine  Mängelhaftung,  seine  Erhaltungspflicht,  seine 
Haftung  aus  dem  Mietverträge  gemäß  § 571  B.  G.  B.  bei 
Veräußerung  der  Mietsachen  usw.,  ade  sind  sie  der  gesetz- 
lichen Regelung  entgegen  zu  seinen  Gunsten  abgeändert, 
aufgehoben  oder  beschränkt.  Der  Vermieter  dagegen  ist 
zu  sehr  großen  Leistungen  verpflichtet.  Er  hat  die  Woh- 
nung zu  erhalten,  sein  Gebrauchsrecht  ist  erheblich  be- 
schnitten, er  hat  keine  Aufrechnungsbefugnis,  kein  Zurück- 
behaltungsrecht an  dem  Mietzins,  mit  dem  er  auf  den 
säumigen  Vermieter  einen  Druck  ausüben  könnte;  außer 
dem  Mietzins  sind  ihm  noch  eine  erkleckliche  Anzahl  von 
Nebenabgaben  aufgebürdet.  Er  ist  jederzeit  mehr  oder 
minder  der  Exmission  ausgesetzt  usw. 

Das  Mietformular  gibt  also  dem  Vermieter  eine  recht 
bedeutende  Macht  gegenüber  dem  Mieter.  Es  kann  in 
seiner  Hand  zu  einer  äußerst  gefährlichen  Waffe  gegen 
den  Mieter  werden,  wenn  freilich  der  Vermieter  in  den 
meisten  Fällen  von  ihr  keinen  Gebrauch  machen  wird,  sie 
vielmehr  aufspart,  um  sie  erst  im  Notfälle  gegen  einen 
unbequemen  Vertragsgegner  zu  verwenden.  In  den  Fällen 
jedoch,  wo  der  Vermieter  weniger  loyal  ist,  wird  die  Über- 
macht, die  das  Vertragsformular  dem  Vermieter  verleiht, 
leicht  zu  einer  Bedrückung  und  Knebelung  des  Mieters 
führen. 
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Wenn  nun  auch  das  Mißverhältnis  zwischen  den 
Pflichten  und  Leistungen  des  Vermieters  und  denen  des 
Mieters  ein  auffälliges  ist,  so  genügt  dies  doch  andererseits 
immerhin  noch  nicht,  um  den  wucherischen  Charakter  des 
Vertrags  zu  begründen,  vielmehr  muß  eine  Ausbeutung 
der  Notlage,  der  Unerfahrenheit  oder  des  Leichtsinns  des 
Mieters  hinzukommen,  (§  138  B.  G.  B.,  § 302  e.  St.  G.  B.); 
dagegen  steht  m.  E.  nichts  im  Wege,  die  heute  gebräuch- 
lichen Mietvertragsformulare  der  Vermieter  mit  geringen 
Ausnahmen  als  wucherisch  in  dem  Sinne  zu  bezeichnen, 
daß  sie  einem  gewissenlosen  Vermieter  eine  wucherische 
Ausbeutung  des  Mieters  ermöglichen.  (So  auch  Eltzbacher 
a.  a.  O.  S.  29  ff.  für  die  Berliner  Mietformulare). 

In  manchen  Fällen  wird  freilich  der  § 138  B.  G.  B.  auch 
tatsächlich  zur  Anwendung  kommen,  namentlich  in  den  Fäl- 
len, in  denen  der  Mieter  das  Vertragsformular  leichtsinniger- 
weise unterschreibt,  ohne  sich  viel  um  die  in  ihm  nieder- 
gelegten Vorschriften  zu  kümmern,  und  der  gewiegte  Ver- 
mieter den  Mieter  das  Formular  in  Kenntnis  dieses  Um- 
standes unterschriftlich  vollziehen  läßt.  Bei  solcher  Sach- 
lage ist  der  Mietvertrag  nichtig,  da  der  § 138,  Abs.  2 B.  G.  B. 
eine  Absicht  wucherischer  Ausbeutung  nicht  verlangt,  viel- 
mehr das  Bewußtsein  der  Ausbeutung  des  Leichtsinns,  die 
Benutzung  einer  zufälligen  Gelegenheit  durch  den  Ver- 
mieter zur  Erfüllung  seines  Tatbestandes  genügt.  (So  auch 
R.  G.  Bd.  60,  S.  11,  R.  G.  J.  W.  05,  S.  366). 

Eine  andere  Frage  ist  hinwiederum  die,  ob  nicht  das 
vorhandene  Mißverhältnis  zwischen  Leistung  und  Entgelt 
als  Verstoß  gegen  die  guten  Sitten  anzusprechen  ist,  und 
hieraus  die  Nichtigkeit  des  Mietvertrags  folgt,  auch  ohne 
daß  eine  Ausbeutung  gemäß  § 138,  Abs.  2 vorliegt.  Diese 
Frage  ist  m.  E.  zu  verneinen  und  zwar  deshalb,  weil  das 
Mißverhältnis  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  zwar 
ein  erhebliches,  jedoch  kein  derartig  außerordentliches  ist, 
daß  die  Bindung  das  im  Interesse  der  persönlichen  und 
wirtschaftlichen  Freiheit  zulässige  Maß  übersteigt. 

§ 17.  . 

Mietvertrag  und  § 139  B.  G,  B- 

( 

Zuguterletzt  wäre  noch  die  Frage  zu  erörtern,  ob  nicht 
die  Mietverträge  zu  einem  erheblichen  Prozentsätze  gemäß 
§ 139  B.  G.  B.  nichtig  sind.  Diese  Frage  ist  m.  E.  zu 
verneinen.  Gemäß  § 139  B.  G.  B.  ist  nämlich  das  ganze 
Rechtsgeschäft  nur  dann  nichtig,  wenn  ein  Teil  desselben 
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nichtig  und  nicht  anzunehmen  ist,  daß  es  auch  ohne  den 
nichtigen  Teil  vorgenommen  worden  sein  würde.  Hin- 
sichtlich der  Mietverträge  läßt  sich  m.  E.  jedoch  unbe- 
denklich der  Grundsatz  aufstellen,  daß  sie  auch  ohne  den 
nichtigen  Teil  getätigt  sein  würden;  denn  der  Vermieter, 
der  allein  sich  durch  die  Nichtigkeit  beschwert  fühlen  kann, 
will  doch  seine  Wohnung  vermieten.  Wie  er  aber  hierzu 
imstande  sein  sollte,  ohne  daß  er  die  nichtigen  Bestim- 
mungen fallen  ließe,  ist  m.  E.  nicht  einzusehen.  Der  Ver- 
mieter wird  deshalb  aus  Vernunftsgründen  gerne  den  Miet- 
vertrag auch  ohne  den  nichtigen  Teil  bestehen  lassen, 
zumal  er  ihm  immerhin  noch  eine  äußerst  günstige  Stel- 
lung gibt. 
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Hellwig  im  Recht  03,  S.  171. 

Hessisches  Gesetz  vom  6.  1.  1906,  (Reg.  Bl.  9). 

Hochschneider,  Das  außerordentliche  Kündigungsrecht  des  Mieters, 
Heidelberg  1910. 

Immerwahr,  Die  Kündigung,  Breslau  1898. 

Mittelstem  i.  D.  J.  Z.  03  S.  172;  02  S.  386. 

Mittelstein  im  Recht  1910,  270;  10,  273. 

Mittelstein  Die  Miete  1913. 

Mugdan,  Die  gesammelten  Materialien  zum  B.  G.  B.,  Bd.  II. 
Niendorff,  Mietrecht  nach  dem  B.  G.  B.,  Berlin  1912. 

Oertmann,  Recht  der  Schuldverhältnisse,  Erlangen. 

Oertmann  i.  D.  J.  Z.  03,  173;  05,  1079  ff. 

Ortsstatut  der  Stadt  Mainz  betr.  Räumungsfristen  vom  25.  8.  05. 
Ortsstatut  der  Stadt  Darmstadt  betr.  Räumungsfristen  vom  27.  11.  06. 
Plank,  Kommentar  zum  B.  G.  B.,  3 Aufl. 

Polizeiverordnung  Berlin  vom  26.  3.  70  betr.  Räumung<?fristen. 
Polizeiverordnung  Köln  vom  25.  9.  99  betr.  Räumungsfristen. 
Polizeiverordnung  Altona  vom  8.  12.  01  betr.  Räumungsfristen. 
Preußisches  Stempelsteuergesetz  für  Mietverträge  vom  26./30.  6.  1909. 
(G.  S.  Bl.  535). 

Preußisches  Gesetz  vom  30.  6.  84  und  4.  6.  90  betr.  Räumungsfristen. 
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R.  G.  in  Civilsachen  Bd.  37  S.  212  ff.;  37  S.  217;  49  S.  310;  56  S. 

289;  59  S.  162;  60  S.  11;  62  S.  205;  71  S.  118;  72  S.  181; 
78  S.  38. 

R.  G.  in  Strafsachen  Bd.  31  S.  118  ff.;  35  S.  150. 

R.  G.  J.  W.  03,  Bl.  140,  No.  309;  05,  Bl.  366. 

R.  G.  im  Recht  08,  Nr.  964. 

Reichsgesetz  vom  13.  6.  73;  13.  2.  75;  3.  8.  78;  21. '6.  87;  24.  5.  98  über 
Einquartierungswesen. 

Reichel,  Die  Schuldmitübernahme,  München  1909. 

Staudinger,  Kommentar  zum  B.  G.  B.,  Bd.  II  1910. 

Siber,  Pfandrecht  des  Vermieters,  1900. 

Strauß,  Die  Miete  nach  dem  B.  G.  B.,  Leipzig  1908. 

Tumpowsky,  Der  Mängelanspruch  des  Mieters  nach  dem  B.  G.  B., 
Leipzig  1902. 

Mietvertragsformular  des  Haus-  und  Grundbesitzervereins  zu: 

1.  Aachen, 

2.  Augsburg, 

3.  Altona, 

4.  Barmen, 

5.  Berlin-Schöneberg, 

6.  Berlin  Schönhausen, 

7.  Berlin-Wilmersdorf, 

8.  Braunschweig,  betreffend  Etagenwohnungen, 

9.  Braunschweig,  betreffend  Kleinwohnungen, 

10.  Bremen, 

11.  Breslau,  betreffend  Etagenwohnungen, 

12.  Breslau,  betreffend  Kleinwohnungen, 

13.  Charlottenburg, 

14.  Chemnitz, 

15.  Cöln, 

16.  Danzig, 

17.  Dortmund, 

18.  Dresden, 

19.  Düsseldorf,  betreffend  Etagenwohnungen, 

20.  Düsseldorf,  betreffend  Kleinwohnungen, 

21.  Elberfeld, 

22.  Emden, 

23.  Erfurt, 

24.  Essen, 

25.  Frankfurt  a.  M.,  betreffend  Etagenwohnungen, 

26.  Frankfurt  a.  M.,  betreffend  Kleinwohnungen, 

27.  Frankfurt  a.  0., 

28.  Gelsenkirchen, 

29.  Halle  a.  S., 

30.  Hamborn, 

31.  Hamburg, 

32.  Hamm  i.  Westf., 

33.  Hannover, 

34.  Karlsruhe, 

35.  Kassel, 

36.  Königsberg, 

37.  Kiel,  betreffend  Etagenwohnungen, 

38.  Kiel,  betreffend  Kleinwohnungen, 

39.  Koblenz, 

40.  Krefeld, 

41.  Leipzig, 
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42.  Magdeburg, 

43.  Mainz, 

44.  Mannheim, 

45.  Metz, 

46.  Mülheim  a.  R., 

47.  München, 

48.  München-Gladbach, 

49.  Münster  i Westf., 

50.  Neuß, 

51.  Nordhausen, 

52.  Nürnberg, 

53.  Plauen  i.  V., 

54.  Posen, 

55.  Rostock, 

56.  Saarbrücken-St.  Johann, 

57.  Stettin, 

58.  Straßburg, 

59.  Stuttgart, 

60.  Trier, 

61.  Wiesbaden, 

62.  Heidelberger  Mietvertrag,  festgestellt  durch  Vereinbarung  zwischen 

dem  Grund-  und  Hausbesitzervereine  und  dem  Mietervereine 
unter  Mitwirkung  des  Stadtrats. 

63  Heidelberger  Mietvertragsformular,  aufge  stellt  vom  gemeinnützigen 
Vereine  und  geprüft  vom  Stadtrate. 
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Zur  Beachtung. 

Während  Drucklegung  der  vorliegenden  Monographie 
wurde  das  Vertragsformular  des  Düsseldorfer  Haus-  und 
Grundbesitzervereins,  ohne  seines  ursprünglichen  Charak- 
ters entkleidet  zu  werden,  in  einigen  Punkten  abgeändert. 
Hierdurch  erklären  sich  die  vorhandenen  unwesentlichen 
Abweichungen  zwischen  Formular  und  Verweisung. 


Der  V erf asser. 


lUiet-Dertrag 

für  das  Raus 


Rrafiß  Ho. 

IDieter: 


Ausgabe  B [für  gröbere  [Bohnungen  u.  gemerbl.  Räume]. 

1914.  (Auflage  1SDOOI. 


Käuflidi  in  den  meiden  Papiergefdiälten  und  beim  Derlag. 


Nachdruck  verboten! 


Derlag  des  Raus-  u.  Orundbelilzer-Dereins  e.  0 
in  Düifeldorl,  Kreuzftrabe  14  b. 


Perser  Teppiche 
Deutsche  Teppiche 


Dekorationen 


Läuferstoffe 

Gardinen 


IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIUIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII 

Uebßrnahme  kompletter  Innen- 


Russtattungen. 
Qesiditigung  erbeten. 


Rusraahlsendungen  und  Kostenanschläge 
bereitroilligst  und  unuerbindlidi. 

IllllllUlllllllllllllllllilllllllllllllllllllllillllllllillllllllllll 


TeppichhausE.  Preuß 


Düsseldorf 

Wehrhahn  2 

■ gegenüber  der  Städtischen  Tonhalle  ■ 
Telephon  llr.  7764  und  7797 

Größtes  Spezial-ßesdiäft  Rheinlands. 


Bank  für  Handel  und  Gewerbe » ». .. 

Düsseldorf,  Blsmarckstraße  36,  Ecke  Kreuzstraße. 
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Wechseldiskont. 


Suchen  Sie  eine  Wohnung? 

Haben  Sie  eine  Wohnung  zu  vermieten? 


Gänzlich  kostenlos  und  schnell  besorgt 
das  für  Sie  der 

Städtische  Wohnungs  - Nachweis 

Kreuzstraße  14  b (zwischen  Kloster-  und 
Marienstraße).  Fernspr.  2210.  Geöffnet  von 
10— 12V2  und  5—7  Uhr. 

Der  Städtische  Wohnungs-Nachweis  gibt 
wöchentlich  Samstags  den 

Städtischen  Wohnungs  - Anzeiger 

heraus,  der  fast  alle  in  Düsseldorf  vermiet- 
bare Wohnungen  und  gewerbl.  Räume 
wie  Läden,  Lagerräume,  Werkstätten,  Büros 
etc.  genau  beschrieben  mit  Preisangabe 
veröffentlicht.  Der  Anzeiger  ist  in  einer 
großen  Anzahl  über  die  ganze  Stadt  ver- 
teilten Ausgabestellen  jederzeit  unentgeltlich 
zu  haben.  Ebenso  erfolgt  die  Aufnahme  zu 
vermietender  Wohnungen  in  den  Wohnungs- 
Anzeiger  kostenfrei. 

Der  unentgeltliche  Städtische  Wohnungs-Nach- 
weis ist  nicht  zu  verwechseln  mit  ähnlich  lautenden 
gewerbsmäßigen  Wohnungs  - Nachweisen.  ::  ::  :: 
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9Itiet*33ertrag. 

— *>«►— 

3rotfdjen  


als  Vermieter  unb  ben  (£l)eleutcn 


«Beruf 

fegt  rooljneub  Strafe  9Ir. 

al§  Bieter  unter  fotibarifcE)er  Haftung  ift  Keute  folgenber 
Sftietbertrag  abgefdjloffen  morben. 

§ 1. 

@S  toetben  bermietet: 

3m  ©rbgefcfjofc,  in  ber  ©tage,  bes  Korber- 

Kaufes,  Einbaus,  ©artentjaufes  ftrafee 

9tr.  ein  ©efdjäftslokal,  eine  K3of;nung,  be«* 

ftetjenb  aus: 

Käurnen,  ^iidje  Kaberaum  Kor«* 
raum  Ktanfarbe  Heller; 
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ferner  gur  gemeinftfjaftlidjen  Venu^ung  mit  ben  anberen 
Bietern:  2BafdjfüdE)e,  £rocfenfpeidjer. 

$)ie  Spielräume  bürfen  nur  benutzt  merbcn  als  äöobm 

räume  unb  für  Bieter  unb 

£au3gcnoffen,  ferner  mirb  geftattet,  in  ber  SBoIjnung  an= 
bere  nicf)t  bem  £>ausljalt  angeljörenbe  Sßerfonen  aufgu= 
nehmen,  unb  gmar: 


S)ie  3Hietgeit  beginnt  am  191 

intb  enbet  am  191 

enbet  unbeftimnit.*) 

§ 2. 

$er  Mietpreis  beträgt  für  einen  921onat  9H. 
roörtlid)  9Hark 


gatjlbar  an  jebem  921onatserften  mit  2H.  im  ooraus 
in  ber  SBoIjnung  be§  Vermieters  ober  beffen  ©teHber* 
treterS.  $>ie  erfte  9late  ift  bor  bem  Vegug  ber  9iäuntc  gu 


*)  SZidjtgutreffenbeS  ift  gu  ftreietjen  ! 
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gahten;  merben  bie  Sftieträume  bor  Slbtauf  ber  23ertragg= 
bauet  geräumt,  fo  ift  bie  gange  Hütete  fofort  beim  2tu §= 
guge  gu  begabten.  $luf$er  bem  bereinbarten  92?ietgin§ 
finb  mit  biefem  monatlich  gu  entrichten: 

$ür  Sßafferoerbrawch 97t 

^rioatuerbrauch  . 92t. 

©eroerbebetrteb  . 92t. 

^rembe  9Bäfd)e  . 92t. 

923afd)mafd)ine  . 92t. 

gür  ^ötittitreinige« 92t. 

gür  6traj}entet«igun8  ...  „ 

Äaualgebühren M 


92t 

ober  insgefamt  (6  ‘•ßrog.  ber  92tiete)  92t. 

Ser  ftäbtifdferfeitg  über  bie  ©runbgebütjr  beg  in  $rage 
lommenben  £>aufeg  begeidjnete  SWehrbcrbrandj  an  SBaffer 
mirb  bon  ben  Bietern  burch  ben  Vermieter  progentuett 
ober  bem  tatfächtichen  Söerbraudje  entfprechenb  mieber  ein= 
geforbert.  $ür  mit  SBaffertraft  betriebene  Sßafchmafchinen 
ift  ber  2B  aff  er  ber  brauch  befonberg  gu  entfdfäbigen. 

Sie  ÜDtietftempctfteuer  trägt  ber  Bieter;  audh  bei  feftem 
Vertrage  ift  biefelbe,  faü§  nicht  monatlich  in  Seiten  gegaljlt 
mirb,  jebegmat  big  gum  $ahregabtauf  an  ben  Vermieter 
gu  entrichten. 

9tebenfoften  fönnen  bei  Weiteren  Btoanggeinrichtuns 
gen  unb  bei  Einführung  neuer  ober  Erhöhung  beftehen* 
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ber  Saften  unb  Abgaben  bom  £auSbefi£  audj  bei  fefter 
Vermietung  nadE)  Vefanntgabe  angenteffen  feftgefeid  begm. 
erljöljt  merben. 

SDie  Sentratljeigung  foH  bom  1.  £)!tober  bis  gum 
1.  Mai  morgens  8 Uf)r  bis  abenbS  10  ttljr  bebient  merben 
unb  äße  Väume,  bie  mit  Neigung  berfeljen,  finb  auf  eine 
Surcf)fdt)nittStemperatur  bon  minbeftenS  13  @rab  9t.  gu 
bringen,  aufcer  ber  ®üdt)e,  Siete  unb  anbere  9täume,  bie 
nur  ermärmt  merben  brauchen  . Sßäljrenb  ber  Seit  bom 
1.  Oftober  bis  gum  1.  Mai  mirb  an  folgen  Sagen  an» 
gezeigt,  an  benen  baS  im  freien  Ijängenbe  Sljermometer 
morgens  um  8 Uf»r  12  @rab  (£.  unb  bariiber  geigt,  gür 
©efdjäftSräume  befte^t  fein  Hnfprudj  auf  Neigung  nad) 
8 ttfjr  abenbS.  Verfagt  bie  Neigung  mäljrenb  beS  oben 
genannten  geitraumeS,  fo  fjat  ber  Vermieter  ein  Slnrecfyt 
auf  angemeffene  griftfe^ung  gur  Vefeitigung  beS 
(Bcf)abenS.  Stuf  Verlangen  ber  Bieter  Ijat  ber  Vermieter 
aud)  mäf)renb  ber  $eit  bom  1.  Mat  bis  1.  Oftober  gu 
beigen,  mofür  jebod)  bon  bem  Bieter  minbenftenS 
M für  jeben  Sag  ber  Neigung  gu  galten  finb. 


3. 


(SJegcnfeitig  mirb  eine 

ftünbigung  aber  nur  gum  MonatSlefeten,  OuartalSlebten, 
ucreinbart,  jebotf  fotl  baS  MietberfjältmS  in  bcr  Bett  bom 
1.  Oftober  bis  gum  15.  Märg  nidjt  beenbet  merben  tonnen. 
®ine  ®ünbigung  nacf>  bem  Crrftcn  eines  Monats  tft  ungu= 
läffig. 


SBirb  bor  Slblauf  einer  bertragSmäfeigen  SPZietgeit  mit 
ber  bereinbarten  grift  nidjt  gefünbigt,  fo  läuft  biefer  Ver= 
trag  auf  unbeftimmte  Steuer  mit  ber  bereinbarten  $ün» 
bigungSfrift  meiter. 

Slße  ©rflärungen,  Mitteilungen  unb  ®ünbigungen  finb 
für  alle  Mieter  unb  Vermieter  recfjtSberbinbli 6),  menn  bie» 
f eiben  auclj  nur  bon  einem,  begm.  an  einen  ber  Veteilig» 
ten  gefdjeljen. 
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§ 4. 

Vei  Wichtgabtung  einer  SttietSrate  einfchliefclidj  ber  in 
§ 2 benannten  Sßebenfoften  ober  eines  Teiles  biefer  Ve= 
träge  binnen  3 Xagen  nach  beren  gäHigfeit  fann  Vermieter 
bcn  Vcietbertrag  ohne  ©inbaltung  ber  ®ünbigungSfrift 
auflöfen  unb  fofortigc  Räumung  ber  gemieteten  Väume 
bedangen,  an  meinem  Vecf)t  auch  eine  Zahlung  na^  ^er 
breitägigen  f^rift  nichts  änbern  foH. 

®ünbigt  ber  Vermieter  aus  biefem  ©runbe,  fo  foü 
er  berechtigt  fein,  ben  ihm  burd)  bie  borgeitige  Vertrags* 
auflöfung  entfteljenben  ©chaben  an  SßietauSfaH  gegen  ben 
Bieter  geltenb  gu  machen. 

©leidjeS  gilt,  menn  Vermieter  megen  fonftiger  Ver* 
tragSberlehungen  ben  Vertrag  aufhebt. 

©ine  Aufrechnung  gegen  bie  SWiete  ift  feitenS  beS 
Bieters  unftatthaft. 

§ 5. 

©ängliche  ober  teiftoeife  ttnterbermietung,  Weber* 
tragung  beS  SWietbertrageS  (§  549  23©93),  baS  galten  bon 
®oftgängern  ober  SBafcbcn  frember  SBäfdje  ift  nur  mit 
fdjriftticber  ©enehmigung  beS  Vermieters  auf  jebergeitigen 
SBiberruf  geftattet.  Vei  Versteigerung  ber  ©enehmigung 
fteht  bem  Bieter  fein  Ved)t  gur  borgeitigen  ®ünbigung, 
gum  fofortigen  Vüdtritt  ober  auf  ©chabenerfah  gu.  Vei 
redjtSmibrigem  SSafdjcn  frember  SBäfdjc  finb  ohne  meite* 
reS  bie  2Bafferberbrau<f)Sfoften  mit  minbeftenS  3 50tarf  tno* 
ttötlidj  mehr  gu  entrichten,  ohne  bafe  h ierauS  bom  Bieter 
ein  Stecht  für  bie  3ufunft  ^ergeleitet  merben  fann.  Sie 
fchriftliche  ©enehmigung  ift  aisbann  gu  ermirfen. 

$eber  bertragSmibrige  ©ebrauch  ber  bermieteten 
Väume  nebft  3ubehör,  inSbefonbere  gu  unfitttidjen  fttvede n, 
berechtigt  ben  Vermieter,  baS  HftietberhättniS  ohne  bor* 
gängige  Abmahnung  gur  fofortigen  Auflöfung  gu  fünbigen. 

©rlaubt  ber  Vermieter  ben  ©intritt  eines  anberen  in 
ben  Vertrag,  fo  bleibt  ber  bisherige  Bieter  neben  bem 
neuen  für  bie  Vertragserfüllung  mährenb  ber  nach  biefem 
Sftietbertrage  noch  geltenben  Vertragsbauer  felbftfchulb* 
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nerifd)  haftbar,  unb  gtoar  audj  bann,  toenn  mit  bent 
neuen  Bieter  ein  neuer,  felbftänbiger  läftietbertrag  ab= 
gefdjloffen  toirb. 

§ 6. 

Bieter  Ijaben  bor  betn  Slbfdjlufc  biefeg  äftietbertrage§ 
feftgefteKt,  bafo  bie  SBo^nung  bon  Stängeln  frei  ift.  2lu§= 
bcbungcn  finb  folgenbe  bor  (nadj)*)  bem  ©inguge  in  an= 
gemeffener  f^rift  borguneljmenbe  Slu^befferunoen  unb 
Wcnbcruttgcn: 


) $)as  "Jtidjtjutreffenbe  burdjftreicfjen  ! 
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§öt  Bieter  nicfjt  innerhalb  bon  bierzehn  Stagen  nach 
bem  ©ingug  bcm  Vermieter  fchrifttidje  STCitteilung  gemacht, 
bafc  Ungeziefer  in  ber  Sßoljnung  iftr  fo  ^at  er  bei  fpäterem 
Vorfommen  bon  Ungeziefer  felbft  für  fofortige  Vefeitigung 
(Sorge  31t  tragen  unb  fann  bom  Vermieter  toeber  (Schaben» 
erfa|  forbern  nodh  entgegen  ben  bereinbarten  Vebingun* 
gen  bom  Vertrage  o!jne  (Einhaltung  ber  KünbigungSfrift 
Zurüdtreten. 

SMe  in  ben  gemieteten  Räumen  befinblidjen  ®a§-  unb 
eleftrifdien  Sidjtanlagen  tu  erben  fo  gemietet,  tnie  fie  gur 
geit  be§  VertragSabfdjluffeS,  in  ben  Sftauetanlagen  einge* 
fdjloffen,  borI)anben  fiub,  Stnfd^Iüffe  in  ben  Räumen,  fo- 
loie  an  bie  ftäbtifdjen  Anlagen  finb  für  Vedjnung  beS 
Bieters  borzunehmen.  S3ei  gemeinfdjaftlidh  benufjten  5ln= 
lagen  behält  fid)  ber  Vermieter  baS  Verfügungsrecht  bor. 

§ 7. 

Väurnt  ber  bisherige  Vcieter  nicht  pünltlid),  fo  h<*t  ber 
neue  aus  ber  Verzögerung  ber  Ueberlaffung  ber  ÜHäume 
an  ben  Vermieter  feine  Sdjabenerfa^anfbrüdje. 

§ 8. 

f$irmenf(hilber,  2Iuffdjriften  an  unb  im  £aufe,  Xele* 
Phon  unb  ©(bellen  bürfen  ohne  ©eneljmigung  beS  Ver* 
mieterS  nid)t  angebracht  merben.  Bieter  ha*  fein  9tedjt 
auf  Velaffung  eines  ©efdjäftSfdjilbeS  über  bie  Xftietgeit 
hinauf. 

§ 9. 

SInmieter  ift  zur  ^nftanbhaltung  bon  Xapeten, 
SBönben,  Sturen  unb  Verleihungen,  inSbefonbere  auch  ber 
^alouficn  betpflichtet.  ©laSfdjeiben  in  Stüren  unb  genftern 
hat  ber  Bieter  ohne  SRüdfidjt  auf  bie  ©djabenSurfadjc 
nach  eingetretener  Vefchäbigung  auf  feine  Rechnung  fofort 
Zu  erneuern.  Bapfpähnc,  ©pülftcine,  Slbflüffe,  Klofett* 
fpülungen,  Klingelanlagen  hat  ber  Bieter  gleichfalls  auf 
feine  Koften  z«  erhalten,  ©arten  unb  Vleidie,  fotoeit  biefe 


10 


borhanben,  toeldje  an  einen  ober  mehrere  Bieter  gur  93e* 
nu^ung  überlaffen  finb,  finb  bon  biefen  ebenfalls  in  gutem 
£uftanb  gu  erhalten. 

Bieter  ^at  leinen  Anfprudj  an  Vermieter  auf  ©rfafc 
bon  ©djäben  aus  Sßaffer*,  eleltrifchen  unb  ©aSanlagen. 
Vermieter  hingegen  ift  berpflicfjtet,  folche  ©drüben  ohne 
Vergug  nach  Velanntgabe  befeitigen  gu  laffen. 

Bieter  haftet  felbftfdhulbnerifch  für  alle  83efcfjäbigun= 
gen  ober  Verunreinigungen,  bie  bem  £>aufe  unb  ben  ge= 
meinfdjaftlid}  benu^tcn  ©inrichtungen  ober  bem  ®runb= 
ftücfe  beS  Vermieters  burch  feine  Familienangehörigen, 
feine  Angeftellten  ober  bon  ihm  bireft  unb  inbirelt  be= 
auftragte  Sßerfonen  gugefügt  ioerben. 

§ 10. 

Vei  Veenbigung  ber  SDcietgeit  ift  bie  Vßobnung  mit 
fömtlichem  Bubetjör  in  bemfetben  Buftanbc,  toie  folche 
übernommen,  unter  Anrechnung  beS  natürlichen  Ver= 
fchleifeeS  tnieber  abguliefern.  $ieht  ber  Bieter  bor  Ablauf 
eines  HftietjahreS  mieber  aus,  fo  hat  er  für  bie  $nftanb= 

fe^ung  ber  gemieteten  Väume  2KI an  Ver= 

mieter  gu  gafften.  $nSbefonbere  ift  ber  Bieter  berpflich* 
tet,  bie  SBohnung  grünblich  gepult  gurücf  gu  geben,  allen 
Kehricht,  JpauSabfaH  unb  bergt,  auch  aus  ben  Kellern  gu 
befeitigen,  fotoie  bie  Väume  gut  gu  berfdhtiefcen,  fämt= 
liehe  ©chlüffel  am  £age  beS  AuSgugS  an  ben  Vermieter 
toieber  abguliefern. 

SJHetaufrechnung  unb  ©chabenerfatjanfbrüche  für  ber= 
fbätete  Otürfgabe  ber  ©cfjlüffcl  behält  fich  ber  Vermieter  auS= 
brücftidh  bor,  inSbefonbere  foH  berfelbe  berechtigt  fein,  bei 
nicht  rechtgeitiger  SRücfgabe  bon  ©chlüffeln  eine  SWietent* 
fchäbigung  bis  gur  3urücfgabe  gu  berlangen. 
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©inb  bie  SRieträume  beim  Slu§gug  nicht  in  borertbähn* 
tem  guftartb  orbnungSmäfcig  an  ben  Rermieter  übergeben 
toorben,  fo  ift  ber  Vermieter  ohne  $nbergugfe|ung  bered}* 
tigt,  ettoaige  Reparaturen  unb  $nftanbfehungen  für  Red}* 
nung  ber  SRieter  unter  Slnredjnung  ber  eigenen  %ext=  unb 
fonftiger  Rerlufte  au§füljren  gu  laffen.  ©inb  bie  50iiet= 
räume  gänglid}  geräumt  (einer  gänglidjen  Räumung  im 
©inne  biefe§  Vertrages  toirb  e§  gleich  geartet,  trenn  auch 
noch  einige  geringfügige  ©adjen  in  ber  SBoIjnung  berblei* 
ben  unb  gtoei  Sage  feit  ber  £>aupträumung  berfloffen  finb) 
fo  ift  ber  Vermieter  berechtigt  noch  bor  bem  (Enbtermine  ber 
Rertrag§geit  einem  neuen  Bieter  bie  Räume  gur  (Einridj* 
tung  gur  Verfügung  gu  fteEen.  3u  einem  SRietabgug  foH 
ber  SRieter  in  borerträljntem  gaEe  nicht  berechtigt  fein. 

§ 11. 

©oEten  toäljrenb  ber  SRietgeit  in  ber  Sßoljnung  ober 
in  ben  gugehörigen  gemeinfcfjaftlichen  Räumen  SRängel 
toie  ßaminberftopfung,  Surdjregnctt,  ^cudjtigfeit  ober  ber* 
gleichen  entftehen,  fo  finb  SRieter  berpflic htet,  biefelben  in 
bringcnbcn  ftäEen  fofort,  fonft  innerhalb  3 Sagen  fdjrift* 
lieh  angugeigen  bei  ©efahr  ber  SRitljaftung  für  aEe  bem 
Vermieter  baburch  entftehenben  ©dhäbigungen.  £)er 
SRieter  unb  beffen  Singehörigen  finb  auf§  ftrengfte  gefjal* 
ten,  bie  Käufer,  in  benen  bie  SRiet§obje!te  liegen,  im  eigen* 
ften  $ntereffe  beftmöglichft  gu  fehonen. 

Ser  Vermieter  fann  an  ober  in  ben  SRieträumen  fleine 
Reparaturen  ober  Reränberungen  bornehmen,  ohne  bafc  ber 
SRieter  (Einfprucf)  erheben  ober  bafür  bom  Rermieter 
©djabenerfah  forbern  ober  ohne  (Einhaltung  ber  bereinbar* 
ten  ®ünbigung§frift  fünbigen  tann. 

§ 12. 

Sem  Rermieter  ober  beffen  ReboEmädjtigten  mirb  ge* 
ftattet,  aEein  ober  in  Regleitung  $ntereffierter  bie  gemie* 
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teten  Väume  gum  Stoetf  ber  Kontrolle  über  beren  Ve= 
fdjaffenljeit  ober  Venu^ung,  fotoie  gmedS  JptypotheEen* 
befcfjaffung,  Verlauf  ober  anbertoeitiger  Vermietung  in 
ber  $eit  morgend  9 tUjr  bi$  abenbS  7 Uhr  gu  betreten. 

§ 13. 

stimmen  Bieter  bot  Ablauf  bet  Sftietgeit  bie  2öobs 
nung,  fo  ftnb  biefe  betbf littet,  fämtlidje  «Schlüffe!  bem  Vet= 
mietet  fofort  abgultefetn,  toibrigenfaHS  ber  Vermieter  be= 
rectjtigt  ift,  ©chlüffel  auf  Soften  ber  Bieter  neu  gu  be= 
fchaffen,  ohne  baft  e§  einer  ^nbergugfe^ung  bebarf.  (©iehe 
and)  § 10.) 

$aH§  bie  Bieter  infolge  irgenb  eines  ©runbeS  länger 
toie  brei  £age  bie  SBohnung  berlaffen,  müffen  bief eiben 
Vorlegungen  treffen,  bafc  bem  Vermieter  bie  STCöglichEeit 
gegeben  ift,  toährenb  ber  angefe^ten  VefichtigungSgeit  bon 
9 — 7 W)r  bie  VäumlichEeiten  gu  betreten.  ©oHte  hiergegen 
berftofoen  toerben,  fo  haften  bie  Bieter  für  ben  Ijierau§ 
entftanbenen  ©chaben.  $n  bringenben  gäüen  foH  ber  Ver= 
mietet  berechtigt  fein,  bei  Slbtoefenljeit  ber  Bieter  in  @e= 
gentoart  bon  toenigftenS  einem  igeugen  bie  Sßohnung  öff= 
nen  gu  taffen,  ohne  baft  bagegen  bom  Bieter  ^roteft  ober 
©chabenerfafcanfpruch  erhoben  toerben  !ann. 

©inb  bie  Sßieträume  bor  Slblauf  ber  VertragSgeit  ge= 
räumt,  fo  fann  ber  Vermieter  nottoenbige  9tenobierungen 
ber  Dtäume  noch  toährenb  ber  Vertragsbauer  bornehmen 
unb  bem  neuen  Bieter  bor  bem  Enbtermin  bie  Sßoljnung 
gur  Einrichtung  foftenfrei  überlaffen.  £iergu  foH  Ver= 
mietet  auch  bann  berechtigt  fein,  toenn  Bieter  noch  bers 
f<f)iebene  ©a<hen  in  ben  XRietSräumen  beiaffen  h^  Ei« 
9JHetabgug  tmrb  hiermit  auSbrüdlidj  auSgefdjloffen. 

Seertoerbenbe  unb  Ieerftehenbe  SRietobjeEte  Eönnen 
an  ben  genftern  begto.  *f<heiben  beS  UnterljaufeS  ober  ber 


©tagen  burd)  Sßlalate  bis  gu  30X90  gentimetern  fenntücb 
gemalt  toerben. 


§ 14. 

Següglicb  ber  eingebracbten  ©adjen  erllären  bie  Bieter, 
baß  biefelben  ibr  berfönlidjeS,  mit  feinem  $fanb  bebafte* 
teS  ©igentum,  frei  bon  bem  Sterte  eines  dritten  finb  unb 
für  alle  Sorberungen  auS  biefem  Vertrage  boften.  2lucb 
berpflidjten  fid)  bie  Bieter,  mäbrenb  ber  SUHetgeit  baS  ein* 
gebraute  Mobiliar  nicht  gu  beräußern  ober  gu  berbfänben, 
eine  ebentuelle  Sttobiliarbfänbung  bem  Vermieter  gur  2Sabs 
rung  feiner  Sntereffen  fofort  angugeigen. 

Sft  bie  Bufidjerung  untoabr  ober  berleßt  Bieter  bie 
2lngeigebflidjt,  fo  fann  Vermieter  jeberaeit  baS  90^ietber= 
bältnis  gur  fofortigen  9luflöfung  fünbigen.  $)aS  gleiche 
®ünbigungSre<bt  greift  $laß,  ttienn  Bieter  eingebrachte 
©ad)en  irgenbrneldjer  3lrt  außerhalb  feines  regelmäßigen 
©efdjäftSbetriebeS  ober  im  SSiberfbrudj  mit  ben  gemöbn* 
liehen  SebenSberbältniffen  auS  ben  bermieteten  Räumen 
entfernt. 

$>aS  $fanbredjt  an  ben  eingebracbten  ©adjen  fotl  nicht 
nur  für  baS  laufenbe  unb  baS  folgcnbe  Sftietjabr,  fonbern 
für  bie  gange  gufiinftige  $auer  biefeS  Vertrages  für  alle 
Sorberungen  auS  bem  SWietberhältniffe  geltenb  gemacht 
tberben  fönnen. 

Slußer  bem  gefeßlidjen  $fanbredjt  räumen  bie  Bieter 
auSbrücfltdj  bem  Vermieter  ein  BurücfbebaltungSredjt  an 
fämtlichen  eingebrachten  ©achen  — ohne  SluSnabme  — ein, 
bis  alle  bem  Vermieter  guftebenben  SJtietforberungen  unb 
Slnfbrüchc  auS  biefem  übiietbertrage  begablt  finb. 
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Sei  einer  tRänrnungSHagc  fiat  bcr  Bieter  nur  einen 
Anfprurh  auf  eine  SHäumunflSfrift  bon  3 Xagen. 


Untcrfdjrtft  *)  ®^efrou: 
ber  JHifter  |(g^entonn: 


§ 15. 

Unrichtige  Angaben  beS  Bieters  über  feine  unb  feiner 
Angehörigen  perfönbiche  Sertjältniffe,  inSbefonbere  über 
feine  bisherige  ^Bohnung  unb  über  bie  Sah!  ber  eingiehen* 
ben  ^erfonen  unb  beren  ©igenfdjaften,  berechtigen  ben  Ser= 
mietet,  bon  bem  Verträge  bor  unb  nach  bem  ©in^uge  beS 
Bieters  fofort  gurütf  gu  treten  unb  gegebenenfalls  ben 
©ingug  eigenmächtig  gu  berljinbern. 


§ 16. 

3uluiberhanbfungen  gegen  biefen  Sertrag  ber^f lichten 
bie  Bieter  ohne  jegliche  ©inrebe,  falls  biefe  fich  nidht  auf 
borfäfelidjeS  |>anbeln  beS  SermieterS  grünbet,  gur  boKen 
©rfafjpflicht  unb  berechtigen  auch  ben  Vermieter,  bie  9täu= 
mung  beS  SftietobjetteS  ohne  ®iinbigungSfrift,  fotoie  bie 
Sornahme  etloaiger  notmenbiger  Arbeiten  gu  forbern,  unb 
geben  auch  bem  Vermieter  im  $atlc  ber  Durchführung 
biefeS  ^äumungSanfprucheS  einen  Sufteanfprud)  in  £>öhc 
minbcftenS  eines  monatlichen  SRietSbetrageS,  looburch  bie 
©eltenbmachung  fonftigen  ©chabenS  nicht  auSgefchloffen 
loirb. 


*)  Der  Vertrag  ift  aufterbem  auf  6eite  17  3» 


unterfchreiben ! 
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§ 17. 

SBenn  baS  JpauS,  in  Welchem  bie  äftietobjefte  liegen, 
berfauft  wirb,  fanrt  ber  Vertrag  mit  6 Sßochen  ®ünbigungS= 
frift  burdj  ben  Vermieter  ober  Käufer  aufgelöft  Werben, 
falls  nicht  fdjon  eine  lüttere  ßünbigungSfrift  bereinbart  ift. 

§ 18. 

SPlünblidjc  Vereinbarungen,  feien  eS  foldjc,  bie  bor 
ober  äitr  Bett  bcS  VcrtragSabfihluffeS  ober  fpäter  erfolgen, 
haben  feine  QJültigfeit,  bielmehr  fallen  fämtlidje  51b* 
ntadjungen  ber  Sdjriftform  unternjorfen  fein. 

§ 19. 

gür  alle  Etagen  unb  Sßiberflagen  ift  auSfchliefelich 
baS  Amtsgericht  ©üffelborf  guftänbig.  (Gegenüber  ber 
StäumungSflage  finb  Aßiberflagen  unguläffig.  S3ei  ebentl. 
StäumungSflage  hat  Bieter  feine  IftäumungSfrift  gu  bean* 
fprudjen.  (Sin  AnfechtungSprogefe  beS  Bieters  wegen  $rr= 
tumS  über  bie  93efcf)affenheit  ber  9täume  ift  auSgefchfoffen. 

§ 20. 

Anmieter  unterwerfen  fich  ber  auf  «Seite  16  bis  20 
abgebrudten  £auSorbnung,  bie  als  Vcftanbteil  beS  9JHet* 
bertrageS  bon  ihnen  burdjgelefen  unb  anerfannt  würbe. 
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$>ie  Söeftimmuttgen  bicfeä  9Jiietuertruge3  finb  im  eilt-- 
meinen  genau  burdjgcfprodjcn,  unb  =gclefcn  morben  unb  ge* 
nebmigt! 


©iiffelborf,  ben  191 


Jlttctcr  : (f  Ocfrau 


<£!)cmantt  : 


Vermieter : 
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Öausorönung. 

1.  $eber  Bieter  ift  berpftichtet,  ben  gu  feiner  SBohnung 
füljrenben  Seit  ber  kreppe  unb  ber  gture  oom  Beginn  ber 
Sunletheit  ob  bis  abenbS  10  Uhr  hcü  gu  beleuchten.  $ft 
eine  ©tage  bon  mehreren  Parteien  bemoljnt,  fo  haben  fie 
tn  toöchentticher  Reihenfolge  bie  Berpftidjtung  gu  erfüllen. 
Sie  Beleuchtung  ift  bon  ben  Bietern  gu  fteUen  unb  gu 
unterhalten.  Bei  teer  ftehenben  ©tagen  ober  Räumen  hat 
ber  in  bemfetben  ober  im  nädjften  Stotf  toohnenbe  SRieter 
bie  gu  biefen  gehörigen  Sreppenteite  unb  ben  JpauSforribor 
ebenfalls  gu  beleuchten. 

2.  Sen  Bemopnern  beS  UnterhaufeS  liegt  bie  Rcini» 
gung  beS  £ofcS,  ber  £off  entlüften,  beS  £auSflurS,  ber 
Straße,  beS  BürgerfteigeS,  fomie  baS  Bcftreuen  beS  letzteren 
bei  Bßintergtättc  ob;  ferner  haben  fie  bei  ftroftmetter  abenbS 
geitig,  längftenS  um  8 Uhr,  unter  borheriger  Benachrichtig 
gung  ber  SRitbetoohner  baS  £auptropr  ber  äöafferteitung 
abgufperren,  bie  fieitung  bon  SSaffer  gu  entleeren,  unb  gtoar 
burch  Oeffnen  beS  oberften  SlrapnenS  unb  SHofettfaftenS, 
unb  am  folgcnben  Rtorgen  um  H8  Uhr  mieber  gu  öffnen. 
Sie  finb  bcranttoortlich,  toenn  burch  Unterlaffung  biefer 
SRaßregetn  Schaben  entfteht,  unb  haben  bem  Bermieter 
bieSbegügliche  poligeiliche  Strafgelber  gu  erfefcen.  Söeiter 
haben  fie  bie  JpauStür  um  10  Uhr  abenbS  gu  fchließen.  $ft 
baS  Unterhaus  unbetoopnt,  fo  hat  ber  SRieter  ber  nächft» 
fotgenben  belohnten  ©tage  bie  bem  Betoohner  beS  Unter» 
haufeS  obtiegenben  Pflichten  gu  erfüllen,  ohne  baß  eS  einer 
Slufforberung  hiergu  bebarf. 

3.  Sen  Betoohnern  ber  1.  ©tage  liegt  bie  Reinigung 
ber  kreppe  unb  ihrer  ©änge  bom  JpauSftur  bis  gur  kreppe, 
bie  bon  ber  1.  gur  2.  ©tage  führt,  ob.  Sie  Betoohner  ber 
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anberen  ©tagen  haben  in  berf eiben  SBeife  bie  gu  benf eiben 
führenben  £reppen  unb  ihre  ©änge  gu  reinigen.  2>ie  Rei* 
nigung  bat  täglidj  bi8  10  ttbr  bormittag§  gu  erfolgen.  83ei 
leer  fteljenben  ©tagen  ober  Räumen  haben  bie  93ett>ohner 
be§  Kaufes  hrie  bei  ber  Beleuchtung  (2lbf.  1)  gu  berfahren. 

2)ie  gemeinfchaftlich  benu^ten  Zäunte,  tote  ©änge  unb 
kreppen,  bie  gu  Kellern,  2ftanfarben  unb  Strocfenfpeidjer 
führen,  finb  bon  ben  fie  benu^enben  Bietern  täglich  3U 
pufcen,  unb  gtoar  abtoecfjfelnb  toöchentlicE).  $n  biefen 
Räumen  bürfen  bon  feinen  Bietern  ©egenftänbe  hingelegt, 
hingehangen  ober  hingefteüt  toerben. 

4.  SBafchfüche  unb  $£rocfenfpeicher  bienen  gum  gemein* 
famen  ©ebraudje  ber  Betoohner.  S)en  Bietern  fteht  bie 
Benu^ung  ber  Reihenfolge  unb  ben  gleichen  Seiträumen 
n ad),  entfpredjenb  ber  Sonberheit  be§  Kaufes,  gu. 

derjenige,  toelcher  bie  2Bafcf)füche  unb  ben  Speicher  be* 
nufct,  hat  biefe  nebft  ben  bagu  führenben  ©ängen  unb 
kreppen  (Speicher*  unb  Kellertreppe)  unter  Slblieferung 
ber  Schlüffe!  feinem  Radjfolger  in  fauberem  Suftanbe  gu 
übergeben,  borher  alfo  ben  2Saf<hofen  bon  Slfdje  frei  gu 
machen,  ben  SSafrfjfeffcl  fauber  gu  reinigen,  ben  Senffaften 
unb  ben  barin  befinblichen  ©imer  jebeSmal  herauSgu* 
nehmen  unb  au§  biefem  ben  angefammelten  Schmuh  gu 
entleeren.  SBeiter  ift  mit  gang  befonberer  Sorgfalt  barauf 
gu  achten,  bajj  bei  Benu^ung  be§  2Bafd)ofen§  ber  2Bafch= 
feffel,  toenn  barunter  gefeuert  toirb,  nicht  ohne  SBaffer  ift, 
ba  fonft  bie  ©maille  in  bem  Keffel  abfpringt  unb  baburd) 
in  ber  SBäfche  Roftflecfen  entftehen. 

SBafdjen  bon  äBäfdje  mu|  in  ben  Käufern,  in 
benen  eine  2Bafd(jfü<be  borhanben  ift,  ftet3  in  biefer,  unb 
bag  Xrocfnen  ber  äöäfdje  auf  bem  Srocfenfpeidjer  gefchehcn. 
S)ie  £)a<hfenfter  finb  ftet§  feft  gu  fteüen  unb  bei  regneri* 
fchem  unb  ftürmifchem  Sßetter  gu  fdjliefeen.  gür  ettoa  au§ 
Richtbefolgung  biefer  Borfchrift  entftehenbe  Schaben  ift  ber* 
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jenige  beranttoortlicf),  bem  gurgeit  bie  Benu^ung  ber  in 
$rage  fommenben  ßtäume  guftanb. 

5.  ®üd(jenaBfäße,  2IfcE)e,  ®eBricf)t,  ®nocf)en,  Summen 
ufto.  bürfen  nidjt  aufBetoaljrt  inerben,  fonbern  finb  täglich 
au§  ber  SBoIjnung  311  entfernen.  Beim  £ran§port  biefer 
©ad^en,  fotoie  Don  Brennmaterial  ift  ©orge  gu  tragen, 
bafc  £reppen  unb  glure  nidt)t  Befdtjmu^t  unb  berftofjen 
toerben.  Beim  Empfang  bon  ©egenftänben,  meiere  ©(f)muf$ 
bentrfadfjen  (®oBIen,  Jpolg  aflo.)  tjat  ber  Empfänger  olpte 
Bergug  bie  erforberlidtje  Reinigung,  ebentueß  audf)  ber 
Bürgerfteige,  gu  beranlaffen.  $n  bte  SCuSgufcBetfen  ber 
Btofferlettung  unb  in  bte  $Iofett§  bürfen  ®ücBenaBfäße, 
toegen  ber  ©efaljt  be§  Berftopfen§  nid)t  pineingeioorfen 
toerben.  $a§  ^erflehtem  bon  Brennmaterial  barf  nur  im 
fetter  unb  nur  Bi3  aBenbS  10  Upr  gefrpepen.  Sluf  Bai» 
tonen  bürfen  nur  Blumentäften  angeBradpt  unb  aufeer 
S£tf<pen  unb  ©tilgen  barf  nt dpi§  auf  benfelBen  aufgefießt 
»»erben 

6.  SbesS  galten  bon  s&urihm,  Heitjen  »mb  ftmfitgen 

4?«m$4teren  ift  nur  mit  f f^s.  ©etteptuigttng  be3  Set= 

mieterg  geftattet. 

7.  S)urcf)  bie  £)acpfenfter  barf  nidjtg  auggefepüttet 
tnerben.  3n  ®lofettg  unb  in,  ben  Räumen,  in  toeldpen 
SBafferropre  bem  Erfrieren  au£gefef$t  finb,  müffen  bie 
Senfter  gef  Stoffen  Bleiben  unb  aße  möglidpen  Borfeprun» 
gen  bon  feiten  be§  2ftieter§  getroffen  toerben,  um  ba§ 
Einfrieren  3«  berpinbern  (ebentueß  burep  Süuffteßen  einer 
Brenncnbcn  Sampe).  S)er  Vermieter  ift  nötigenfaßg  Be» 
reeptigt,  ben  $u=  unb  SIBflufe  be§  2Baffer§  gang  ober  teil» 
toeife  gu  fcplieften. 

8.  $lu§  ben  genftern  barf  nieptg  getoorfen,  gegangen 
ober  gefdpüttet  toerben;  auep  bürfen  Blumentöpfe  nur  bann 
bor  bie  genfter  gefteßt  toerben,  toenn  eine  Borricptung  ge» 
troffen  toirb,  bie  ein  ^erunterfaßen  berpinbert.  $>ag  2lu§» 
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tropfen  bon  Seppidjen,  S)eden  ufto.  barf  nur  an  ben  bafitr 
beftimmten  Orten  unb  in  ber  bafür  beftimmten  geit  bor= 
genommen  Inerben;  ber  entftetjenbe  ©chmufc  ift  fofort  gu 
entfernen. 

3n  alten  gälten,  in  mettfjcn  mehreren  Bietern  gemein* 
ftfjaftlid)  eine  Verpflichtung,  Reinigung,  ^nftanbhattung, 
Vcteuchtung  nfm.  obtiegt,  ift  ber  Vermieter  berechtigt,  falls 
bie  StuSführung  unter  bem  StHchteinbernepmen  ber  Bieter 
leibet,  bie  Arbeiten  auf  ihre  Soften  bornehmen  gu  taffen 
unb  bie  im  Verhältnis  entfaücnben  ^Teilbeträge  bon  biefen 
eingugiepen. 

9.  gür  bie  burch  @in=  unb  StuSgug  ober  Transport 
bon  ©egenftänben  in  ben  gturen,  ©äugen  unb  kreppen« 
häufern  ettna  entftehenben  Vefdpäbigungen,  toelche  burch 
©djulb  ber  Bieter,  Süenftboten,  Arbeiter,  .^anbroerfer,  Sie* 
feranten  ufm.  herbeigeführt  toerben,  hat  ber  beteiligte 
Bieter  aufgutommen. 

10.  S)a§  StuSttopfen  bon  Teppichen,  Vetten  unb  ber= 
gleichen,  barf  nur  an  ben  SBodientagen  bormittagS  bon  8 
bi§  12^  Uhr  unb  nachmittags  bon  4—6  Uhr  an  ben  bagu 
beftimmten  Orten  ftattfinben. 

Stnmieter  ha&en  für  Otutje  unb  Orbnung,  fomic  ein 
berftänbigeS  Benehmen  gegenüber  ben  übrigen  £auS* 
bemohnern  ©orge  gu  tragen  unb  unterwerfen  fid)  ben  je* 
toeitigen  Slnorbnungen  beS  Vermieters.  Saute  Arbeiten  in 
ben  VUeträumen  finb  unterfagt. 

11.  $>ic  potigeitidhe  2ln=  unb  Stbmctbung  hat  ber 
Bieter  fetbft  gu  beforgen;  er  berpflichtet  fich  gum  ©rfatj 
ctmaiger  ben  Vermieter  treffenben  ©trafgelber. 

12.  3umiberhanbtungen  gegen  borfteljenbe^auSorbnung 
finb  bem  Vermieter  gur  Kenntnis  gu  bringen,  meiner  bann 
möglichft  für  Stbhilfe  forgen  Wirb.  Studj  tann  Vermieter 
bie  im  SDcietb ertrage  berWirtten  gofgen  forbern. 
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Möbeltransport 


von  und  nach  jeder  Richtung 

Stadttransporte,  Möbellagerung 
Lombardierung.  Fernspr.  No.  8443. 

Neue  Möbelwagen  mit  sauberen  Packdecken. 


ln  der  Geschäftsstelle  des 


Telephon  2558  KreuzstraBe  14  b Telephon  2558 
sind 

Mietplakate 

Hausordnungen 

Closet-  und  Speicherordnungen 
zu  den  billigsten  Preisen  zu  haben. 
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nJarurn? 

sind  Sie  noiti  nidil  ITiitglied  des 
Haus-  und  Grundbesitzer -Dereins 
e.  D.  in  Düsseldnrl?  Illlllllllllllllll 

Scheuen  Sie  die  geringe  Ausgabe  des  jährlichen 
Beitrags?  Bedenken  Sie,  daß  ein  Zusammenschluß 
aller  Hausbesitzer  in  Düsseldorf  ebenso  notwendig 
ist,  wie  der  anderer  Arbeitgeber!  Wollen  Sie  uns 
nicht  helfen,  dem  Vorgehen  der  Stadt  Düsseldorf 
einen  Damm  zu  setzen,  die  den  Hausbesitzern  all- 
jährlich neue  Lasten  aufbürdet?  Treten  Sie  unserm 
Verein  bei,  dann  werden  wir  Ihre  Interessen  ver- 
treten. Wir  bieten  unsern  Mitgliedern  folgende 
Vorteile : 

1.  Unentgeltliche  Rechtsauskünfte  und  Hülfe  in 
allen  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Fragen. 

2.  Unentgeltliche  Auskünfte  über  nichtempfeh- 
lenswerte Mieter. 

5.  Unentgeltliche  Lieferung  der  „Düsseldorfer 
Haus-  und  Grundbesitzer-Zeitung",  und 

4.  Unentgeltliche  Lieferung  d.  ,,Städt.  Wohnungs- 
Anzeigers“,  die  jeden  Samstag  erscheinen. 

5.  Verbilligte  Prämie  beim  Abschluß  von  Ver- 
sicherungen. 

6.  Mietverträge,  Hausordnungen,  Mietplakate  etc. 
zu  äußerst  billigen  Preisen. 

7.  Ermäßigung  der  Eintrittspreise  der  hiesigen 
Vergnügungs-Etablissements  (Apollo,  Gross- 
Düsseldorf,  Alt-Düsseldorf  und  Kinos). 

Anmeldungen  zum  Beitritt  als  Mitglied  werden 
entgegengenommen  in  der  Geschäftsstelle  des 
Vereins,  Kreuzstraße  14  b,  Fernsprecher  2558. 
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Quittungen  für  bas  3af)r  191 


für  ben 
9Honat 

?Hark  ^fg.  5)atum 

Unterfd)rifib.(£nip|ängers 

Januar 

Februar 

9H  ära 

2Ipril 

2il  ai 

3uni 

3uit 

2tuguft 

Septbr. 

Oktober 

9tooemb. 

©e^ember 

SEIFENPULVER 


Das  Beste  für  die 
Wäsche  ist  Dr.Thomp- 
sons  Seifenpulver 
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Quittungen  für  bus  3af)r  191 


für  ben 
3Honat 

9Hark 

m 

Saturn 

Unterfdjriftb.  (Empfängers 

Januar 

gebruar 

SHära 

Slpril 

3Hat 

3uni 

3ul  i 

Sluguft 

6eptbr. 

Oktober 

STConbr. 

^eaember 

Waschet  mit 
Dr.  Thompsons  Seifen- 
pulver (Marke  Schwan) 
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Quittungen  für  bas  191 


für  ben 
3Honat 

SHarfe 

<J$fg.  Saturn 

Unterfcfjrift  b. (Empfängers 

Januar 



Februar 

9Här3 

21prtl 

9Hai 

3uni 

3utt 

2tuguft 

6eptbr. 

Oktober 

9tooemb. 

^e^ember 

Das  Beste  für  die 
Wäsche  ist  Dr.  Thomp- 
sons  Seifenpulver 


or  THÜMPSON'S 


28 


I Krenrinhel&Bledier 

Dachdecker-,  Bauklempner-  u.  Blitzableiterseschäit 

Mitglieder  des  Haus-  und  Grundbesitzer-Vereins) 

Telefon  5038  ::  Eisenstraße  98. 

fUleinDßrkau!  der  fl  wesho  - Panne 
laper  in  allen  Sorten  Ziegel,  Sdiieler,  Panne  etc. 

mir  emnlehlen  uns  in  allen  Zink-  und  Kupjer- 

arbeiten,  Benaraluren  und  neuhauten. 


Ratten,  Mäuse, 
Schwaben,  Kaker- 
laken etc. 


= vernichtet  einzig  reell  unter  Garantie  = 

BHUIL  flüflS»  Kammerjäger 

Cölnerstraße  226  ::  Telefon  10336. 


Dobler  & Peltzer,  Budidrutberei,  Carlstr.  16. 


wenn  Sie  alle  „Slegeslauf“-Gumml-Absätze  und  -Ecken 

tragen,  denn  diese  sind  dauerhafter  als  Leder. 


Ausserdem 
gehen  Sie 
geräuschlos ! 

Sagen  Sie  Ihrem  Schuhmacher, 
daß  er  Ihnen  Siegeslauf-Gummi- 
Absätze  und  -Ecken  unter  die 
Schuhe  macht,  denn  dieses  ist 
eine  gute  Qualität. 

Gold.  Medaille  Gold.  Medaille 

Jeder  Gummi -Absatz  und  jede  Gummi -Ecke  muß  den  Namen 
..Siegeslauf  * tragen. 

Achten  Sie  bitte  auf  den  Namen  „Siegeslauf.“ 

Deutsitio  Oumminraren-lndustrie  Düsseldorf. 

Telephon  Ilr.  8272  — fierderstrahe  Vir.  48  am  Sdiillerplatz 


x 

J.  Hüllstrung  & Cd., 

Gegründet  1860  Fernsprecher  488 

Kohlen,  Koks,  Briketts 

empfehlen 

Ia.  nlchtschwalchende  Flamm-  und  Flammnußkohlen, 
sowie  Ia.  nichtschlackende  Anthracltkohlen. 

Spezial-Abteilung : 

Ia.  nichtschlackenden  Brechkoks  für  Zentralheizungen 

Hauptlager  und  Bureau:  Hafen,  Hammer  Str.  5. 


Pcooinzial  - Feuer- Derfirtie- 1 
rungsannaltderRheinpcDDinz  I 

zu  DiilTeldorf,  FriBdridillraüe  68174.  I 

Zahl  der  Derfidierungen  Ende  1913:  704080. 
Derlidierungshapitai  Ende  1913:  63G6228836  ül. 

Einnahme  an  Beiträgen  1913:  8162380  m. 

Dermdgen  der  HnRalt:  16140000  ül. 


©ie  <8rooin3ial*5euer<*58erftcherung5anftalt  ber  Sthetnprooing  oerfidjert 
unter  ©arantie  Öer  <ßrooin$  ©ebäube,  inbuftrielle  unb  geroerbt. 
«Unlogcit,  Salbungen  uitb  bewegliche  ©egenftänbe  (SHobilien, 
28aren,  9Itafd)inen,  (Ernten  orräte,  SBeibeoiel)  ufto.)  gegen  ©d)aben,n>eld)er 
an  beitfelben  entfteht  burd)  5öranb,  23titjfd)tag  (auch  wenn  ber  SBlife 
nicht  gejünbet  h«t)  unb  bnrd)  ©splofion  (ausgenommen  non  ©prenq* 
ftoffen)  ju  mäßigen,  fcfteit  Beiträgen  unb  gttnftigen  «ebingungen.  5ür 
maffloe  ©ebäube  unb  häusliches  SHobitar  befonbers  niebrige 
&eitrag$fä£e. 

ferner  oerftcbert  bie  Slnftalt: 

gegen  Sltietnerlnft  unb  23etriebsoertuft,  roeldjer  burd)  58ranb,  58116=* 
fd)lag  unb  (Ejplofion  entftetjt ; 

gegen  33erlufte  burd)  ©inbruch&biebftaht  unb  Beraubung ; 
gegen  <U3afferleitungsfchäben ; 

gegen  6d)aben  burd)  3^bred)en  non  Spiegeln,  Scheiben  ufro.  (©las» 
oerfidjerung). 

Sie  nath  bem  SRcicbSftembelgefeh  bum  8.  Sult  1918  bon  ben 
©erftchernngSnehmern  su  sablenbe  Üieid)3ftcmbelabgabe  (üöehr= 
fteuer)  iotrb  an  ©teile  ber  ©erficberungSnebtner  junäcbft  für  ben 
Zeitraum  bum  1.  Dftober  1918  bi$  (gnbe  1914,  bet  günftigem 
©efdhäft^gange  burauSftchtlich  auch  in  ben  fulgettben  fahren  bun 
ber  älnftalt  übernommen. 

3ur  (Entgegennahme  non  5Berfid)erungsanträgen  foroie  (Erteilung 
näherer  Auskunft  empfehlen  fid)  bie  ©efchäftsführer : 
tfjeinr.  ©ach»  Sörneftrafce  7,  gernfprecher  1632. 

©onaefter  & SHanb,  Oftftrafce  51,  fternfpredjer  868. 

Saniet  Hämmerling,  SBbrringerftrafee  70,  fternfprecher  1217. 

2B.  3rriebrich,  ©üffelborf=*28erften  327,  fternfpred)er  2204. 

£$riebr.  ©oerfch»  Stabtfekretär,  geerbt. 

Otto  ©ad),  Oberkaffel,  Salierftrafce  16  1,  gernfprecher  1632. 

©3.  ®d)tmfeat,  58olijetkommiffar  a.  ©.,  ©erresheim,  Sdjönauftrafje  22. 
©erbft  & ©raner,  ©fiffelborfs=©erresf)eim. 

$artbegen,  Statt),  Äirchplah  11,  fternfpredjer  7143. 

Slrdjitekt  $Ul,  ©fiffelborf<=(Eller. 

©parkaffenrenbant  ©3orrings,  Urbenbach- 
&aufs,  Stabtfekretär,  Statingen. 

Hammerfcheib,  Stenbant,  Haifersroerth- 
Sohn,  ©emeinbefekretär,  (Erkrath- 


Lebenslauf 


Der  Verfasser  der  vorliegenden  Monographie,  Johann 
Rudolf  Breuer,  wurde  zu  Neuß  (Rheinprovinz)  geboren 
am  27.  Juni  1889  als  Sohn  des  Kaufmannes  Max  Breuer 
und  seiner  Ehefrau  Agnes,  geb.  Michels.  Er  besuchte  vom 
Jahre  1895 — 1899  die  Volksschule  zu  Neuß,  darauf  das 
Kgl.  Gymnasium  ebenda.  Letzteres  verließ  er  Ostern  1908 
unter  Erlaß  der  mündlichen  Prüfung  bestandenem 
Abiturientenexamen  und  widmete  sich  dem  Studium  der 
Rechtswissenschaft  an  den  Universitäten  Marburg  a.  L., 
München  und  Bonn.  Am  23.  Juni  1911  bestand  er  die 
Referendarprüfung  zu  Cöln  und  wurde  darauf  im  Ober- 
landesgerichtsbezirke Düsseldorf  beschäftigt  bis  zum  1.  Ok- 
tober 1913,  an  welchem  Tage  er  als  Einjährig-Freiwilliger 
ins  Heer  eintrat.  Die  mündliche  Doktorprüfung  legte  er 
am  6.  August  1914  ab. 


